





nDESRAT | -W. Wahlperiode/ 5. Sitzung. 


Le 


des 
AARGEBIETES. | 3.Sitzungsperiode 1932. 


Stenographischer Bericht 
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über die am Montag, den 8. August 1932 im Neuen 
Sitzungssaal des Kathauses der Stadt Saarbrücken 
stattgefundene Sitzung des Landesrates. 


. 


forsitzender Scheuer: Meine Dame und meine Herren! Ich eröffne die 
Sitzung (10 Uhr 10 Minuten). 


Die Regie skommission ist vertreten du je Herren; 
Mnisterialdirektor Kuchenbecker, als Staatskommissar; 


Regierungs-Oberbaurat Nittinger, als Vertreter des Regierungs- 
... kommiasars für Offentliche Arbeiten; 
Regierungsrat Steng, als Vertreter des Regierungskommissars 
ür Finanzen; 
Regierungsrat Wamer, desel. 


n Mitgliedern feh tschu 
Schmoll (DEN) Saarbrücken Brück (NSDAP )-Saarbrücken; 


Baltes (NSD ist: Sommer (KP)-Heiligenwald; 
Schinhofen (Z )-Nerzig. 


Die | 
Tagesordnung 


De ee a Te gs 
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liegt Ihnen vor. Sie umfaßt folgende Punkte: 
Begutachtung der Verordnungsentwürfe betreffend: 

1) Abänderung der Verordnung betr. die Einkommenbesteuerung 
vom 7. Dezember 1923, 28.April 1926, 2?.April 1927, 
11.Juli 1927, 26.März 1929 und 29. Januar 1931; 

2) Erhebung von staatlichen Grund-und Gebäudesteuern; 


3) Abänderung der Verordnung betr. die Erhebung einer 
ermögensSteuer vom 8.Dezember 1923 und 28.April 1926; 


4) Abänderung der Verordnung betr. die pentenerune von 
Erbschaften und Schenkungen vom 24.0ktober 1924; 


5) Erhebung indirekter Steuern, 
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6) Abänderung der Verordnung betr. die Unsatzsteugr 
vom 8.Dezember 1923, 16. pr! 1925, 28.April_1926, 
27.Juli 1926, 2 April 1927 18. September 1927, 
21.März 1928, 29. Januar 1980, 9. Juli 1980 und. 

2.Mai .1982,; | 

7) Ände der Verordnung über die Erhebung einer 

| Straßenbenn tzungsgebilhr von Kraftfahrzeugen vom 

® arz - 


juöorhelb der Tagesordnung werden noch verschiedene Anträge in 
rinnerung gebracht. _ 

s ist vereinbart worden, die Vorlagen zusammen 
zu beraten und ich verweise auf den vom Berich erstatter Harm 
Abgeordneten Gärtner schriftlich vorgelegten Bericht. Der Be- 
richt ist so ausführlich gehalten, daß es sich erübrigt,wei- 
ter darauf ainzugehen. 

er Bericht lautet: 


der E77, und V. Kommission über die Beratung 
der Verordnungsentwürfe betreffend: 


1) Abänderung der Verordnung betr. die Einkommen- 
besteuerung vom 7.Dezember 1923, 28. Ang 1926, 
55 April 1927, 11.Juli 1927, 26.März 1929 und 
&.Jenuar 1931; 


2) Erhebung von staatlichen Grund-und Gebäudesteuern; 


3) Abänderung der Verordnung betr. die Erhe einer 
srmögensSteuer vom 8.Dezenber 1923 Se 


4) Abänderung der Verordnung betr. die Besteuerung 
Ton ürbschaften und Schenkungen vom 24.Oktober 


5) Erhebung indirekter Steuern: 


6) Abände der Verord betr. die Umsatzsteue 
vom 8. Dezember 1923. 16. pril, 1085, 58. April. 1986, 
27. Juli 1926, 22.April 1927, 14.September 1927, 
21:lrz, 1958, 55: Januar 1930, 9. Juli 1980 und 


+ 
’ 


7) Änderung der Verordnung über die Erhebung einer 
Serasen DR Seungsgsbüht von Kraftfahrzeugen vom 
“ rTZz Pag 


.. In der Kommission herrschte völlige Übereinstimmung 
darüber, daß ein Vergleich der steuerlichen Belastung des 
Saargebietes mit der des deutschen Heichas nicht ohne weiteres 
Recneıg ist, Es wird darauf hingewiesen, daß das Reich mit 

parationsverpflichtungen und anderen Abgaben belastet wer, 
von denen das Saargebiet in dieser Form verschont blieb - daß 
s Reich dem Saargebiet Vorteile zukommen ließ in Form von 
an migderschlagungen - erhebliche Summen gu WERE: en (Ans- 
i ssätzen zum Zwecke des ohnungsbaues zur Verlu 
äg . stellte 
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stellte - den Löwenanteil an Sozialrenten aller Art, ins- 

. besondere aus der Halds\ barger Abrede aufzubringen hat - 
summen, die dem Haushaltsaufwand des Saargebietes fast 5 

gleich kommen. : ie | 

BI In der gleichen Einmütigkeit erklärte die Kom- 

mission, daß erst eine restlose Klarlegung des Gebietshaus- 
haltes, der Bar-oder Reservenbestände erfolgen, - die An- 
wendung, aller noch möglichen Sparmaßnahmen zu gepghehen hat, 
bevor die Kommission zu einer abschließenden Stellungnahme 
kommen kann. Es könne der Kommission nicht zugemutet werden, 
so wurde erklärt, konkrete Vorschläge zu machen, die die 
Sanierung eines Haushaltes zum Ziele hätten, dessen Haupt- 
merkmal rätselhafte Unklarheit sei. 

Aus derselben Erwägung heraus könnten es verant- 
wortungsbewußte Volksvertreter nicht übernehnen, der Saar- 
bevölkerung eine Belastung zuzumuten, wie sie sich aus den 
Der ogenden Steuervorlagen ergeben würde. In besonderen 
Maße de zum Beispiel gerade die ärmere Bevölkerung be- 
troffen werden, wenn die vorliegende Einkommensteuer-Vor- 
lage Gesetz würde. Se | Ä 

Die Regierungskommission habe es immer wieder 

abgelehnt, die lage gemginsem mit en Ve retern zu_b ra- 
ten, die Vorschläge und Anregungen des landesrates ernst- 
lich ihren faßnahnen zu Grunde zu legen. __ 

In eingehender Beratung beschäftigte sich die 
Kommission auch mit folgenden 
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Eingaben, die sich auf sämtliche Vorlagen beziehen. 


a) 1) Stellungnahme der Handelskammer zu Saarbrücken 
von 23.Juli 1982; 


2) ra nn der Handwerkskammer vom 30. Juli 


3) Stellungnahme des Handwerkerbundes vom 
16. Juli 1082: 


| 

| 

4) Gemeinsame Entschließung des Handwerkerbundes | 
des Saargebietes und des Schutzvereins für 
Handel und Gewerbe im Saargebiet in der Steuer- | 
protestversamnmlung am 21. Juli 1982; 


» 


1ung des Trierischen Bauernvereins vom 17.Juli 





TE 


5) Protest der außerordentlichen Landesversamn- | 
| 


6) Stellunenahme des Schutzvereins für Handel und 
Gewerbe vom 3.8.1932; 


vr 


b) spezielle Eingaben. 
l. Umsatzsteuer. 


1) Eingabe des Saarländischen Zementhändlerver- 4 
bandes vom 30.7.1932_betr. Beseitigung des N 
Zwischenhandelsprivilegs; s 


2) Eingabe des Textilverbandes des Saargebietes = 
vom 30.7.1982 betr. Beseitigung des Zwischen- Me 
handelsprivilegs; 

Z—— 
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#9) Eingabe der Kohlenhändlervereinigung vom 3.8.1932 
betr. Beseitigung des Zwischenhandelsprivilegs im 
Kohlenhandel ; | 


4) Eingabe des Lebensmittel-Einzelhändlerverbandes 
des menrgabiaten vom 26.7.1932 betr, „nk LgUnE 
des Umsatzsteuersatzes für gewisse Lebensmitte 
von 1,6 auf 0,55 %. 


Il, Indirekte Steuern. 


Eingabe des Verbandes der lebensmittel-Einzelhänd- 
ler des Saargebietes vom 28.7.1932 betr. Nachrver- 
steuerung von Salz und Zucker. 


III FE } ö} } St ß ) } ü] 


Eingabe des Automobil-Clubs des Saargebietes nebst 
Entschließung vom 22. Juli 1932. 


Sämtliche Ste 


rvorlagen waren spezielle Denk- 


u 
Benrit ten beigefügt. Die Denkschrift betr. Sicherung des Haus- — 


ie den Steuervorlagen ebenfalls beigefügt war, wurde 


in der Kommission mit besonderer Sorgfalt und Aufmerksamkeit 


raten. 


‚ .. Im Verlaufe der Beratungen hat die Kommission an 
die Regierungskommission folgende Anfragen gerichtet: 


Die Zentrunsfraktion stellt folgende Anfragen: 


1) Me ist die Ziffer der \ehrbelastung der Gruben 
von 2,5 Millionen Franken errechnet‘ 


2) Ist es richtig, daß_der Vertrag mit der franzö- 
sischen Grubenvrerwaltung betreffend Steuerauf- 
u pe zum L.April nächsten Jahres gekündigt 
werden 


3) Wie gedenkt man bei evtl. Verhandlungen über, 
die Neuaufstellung eines Vertrages den künftigen 
Anteil der Gruben zu errechnen, den die Bevölke- 
rung als berechtigt ansieht ? 


4) Mie hoch ist der Gegamtbetrag der Pecules ? 
5) Mm ist dieser Betrag angelegt ? 


Wie verteilen sich die Beträge auf die einzelnen 
ssen“ 


6) Ist es richtig, daß uber 300 P6cules-Beanten im 
Dienste der Regierungskommission stehen? 


7) Me ist es möglich, daß 210 einheimischen Beamten 
Pecules-Versorgung zugestanden wurde ? 


a. 
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8) Wurde einem Antrag im Dienste der Regierungskonuis- 
sion stehender Beamten auf Stundung der Pension und 
Zuweisung von P&cules für die im Saargebiet ver- 

rachte Dienstzeit stattgegeben ? 


9) Welche Verhandlungen hat_die Regierungskommission 
mit der französischen Zollbehörde geführt betr. 
Kontingente mit dem Ziel, die Zolleinnahmen zu 
steigern ? 


10) Wie hoch sind die Zolleinnahmen und wie setzen 
sie sich zusammen ? 


11) Wie hoch sind die Erhebungskosten ? 


12) Welcher Anteil davon entfällt auf die Besold 
(einschließlich Pensionsanteils) des Zollpersohals? 


13) Welcher Anteil entfällt auf die Einfuhrunsatzsteuer? 


14) Mie hoch ist der Zollbetrag, der dem Saargebiet 
für Maren und Güter, die über Zollstellen Frank- 
reichs (also nicht über die Saargebietsgrenze nach 
dem Saargebiet gehen, überwiesen wird 


15) Welcher Warenwert kommt für diesen Einfuhrteil in 
Frage ? 


16) In welchem Verhältnis stehen diese Zolleinnahmen 
zu den Gesamt-Zolleinnahmen ? 


17) Ist die Regierungskommission bereit, dem Antrag 
vom 4..'uli ds.Js. entsprechend die Erhebung der 
Mineralöl-und Kolonialwarensteuer durch saarlän- 
dische Beamte vornehmen zu lassen? 


18) Die Regierungskomission wird ersucht ‚statistische 
Erhebungen anzustellen über: 


a) Mieviel Brachland (d,i.bebauungsfähiges aber 
Bent bebautes Land) ist im Saargebiet vor- 
en % 


b) Sind Maßnahmen getroffen worden, das Land zu 

besiedeln ? 

19) Ist die Regierungskommission davon überzeugt,daß 
die Entrichtung aller dieser neuen Steuern mit Aus- 
nahme der Erbschaftssteuer, von der Bevölkerung 
aus ihren laufenden Einnahmen gedeckt werden kann 
oder muß nicht dazu die Substanz angegriffen bezw. 
mit Hypotheken belastet werden? 

20 
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20) Ist man seitens der Regie akonmiaelon bestrebt | 
| die Ausgabenseite nach dem Master Deutschlands und 
Frankreichs zu dämmen? Ä Air | 


Die Sozialdemokraten stellen folgende Anfragen: 


21) Nelche Pscules-Beträge bestehen und wo sind diesel- 


en im Haushaltplan verzeichnet ? 


22.) lielche Kapitalreserven sind von der Regierungskon- 
mission bei Banken und bei der Landeskasse angelegt? 


23) Welche Senkungen sind bei den Ausgaben der einzelnen 
Etatstitel vorgesehen? 


24) Ist es richtig, daß die Gewerbesteuer für die freien 
Berufe nicht Zum Gesetz erhoben werden soll ? 


In der Kommissionssitzung vom 15. Juli 1932 beant- 
wortet der Staatskommissar die vorStehenden Fragen wie folet: 


Zu 1): Die Ziffer für die Mehrbelastung der Gruben ist 
in gleicher Weise errechnet wie in früheren Jahren 
bei der Etatsaufstellung. Hinsichtlich der Berech- 
nungsgrundlage wird auf Seite 4 ff. des 17. Berichtes 
der EAPTURESESEN. 8sion an den Völkerbund für dass 
I.Vier 01 jahr 1924, veröffentlicht im Journal Offi- 
ciel_des ölkerbundes vom Juni 1924, Bezug genommen. 

ie Erhöhung der leistung ist darauf zurückzuführen, 
daß sich die Ausgabenkredite für die Arbeitslosen 
ngeplter dem ursprünglichen Etatsansatzg wesentlich 
erhöht haben, und anderseits auch eine Reihe yon 
innahmeansätzen geändert werden mußten. Der Mehr- 
etrag ist gemäß dar vorgelegten Denkschrift betr. 

Sicherung des Haushalts nicht auf 2,5 Millionen, 

sondern auf 4,5 Millionen Berechnet. 


Zu er Der Vertrag mit der französischen Grubenverwaltung 
etreffend Steuerleistung, ist im Einverständnis der 
ertragskontrahenten von Jahr zu Jahr, zuletzt bis 

zum 31.März 1933,verlängert worden. 


Zu 3): Die hypothetisch gestellte Frage kann die Re- 
gierungskömmission zur Zeit nicht beantworten. 


Zu 4), 5) und 21): fie überall, sowohl im Stauts-als 
auch im Gemeindedienst, haben auch die Beamten des 
Saargebietes Anspruch auf Alters-und Hinterbliebe- 
nenversorgung. Diese Versorgung ist im Saargebiet 
wie folgt geregelt: 

Für die von der deutschen Regierung beurlaub- 
ten Beamten sowie die Beamten, die dureh die Regie- 
rungskommission bei den Lokalverwaltungren nen ein- 

estellt worden sind, gelten die Bestimmmngen über 

ie Pensionsverhältnisse wie sie das ReichSbeanten- 
gesetz vorsieht. Zudem haben die Regierungskommission 
und die deutsche Regierung im Baden-Badene,r_ Abkon- 
men besondere Vereinbarungen bezüglich der „ensions- 
ansprüche und der Pensjonszahlung dieser Beamten. ge- 
troffen. Gemäß diesen Vereinbarungen ist die Negie- 


rungskommission verpflichtet, einen Betrag von 


17.42 % 
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:17 42 % der Gehälter dieser Beamten in einen besonderen 


8 zu zahlen. | 
.. Für diejenigen Beamten, die nicht beurlaubt 
geutsche Beamten, sondern unmittelbar in den Dienst der 
antralver er Regierungskommission des „geareebin- 
es und des Obersten Gerichtshofes getreten sind, hat die 
egierungskommission die Alters-und Hinterbliebenenversor- 
dadurch geregelt, daß mit jedem Beamten ein Privat- 
vertrag abgeschloSsen wurde. | 
Die nach diesem Privatvertrag vorgesehenen Zah- 
lungen erfolgen, solange der Beamte im Dienste der Regie- 


| skommission steht,auf ein gesperrtes persönliches 
Konto »ın gesp pP 


des Beamten. Die Freigabe des Kontos durch die Re- 
gierungskommission findet beim Ausscheiden des Beamten 
aus dem Dienste statt, sodaß weder die Negierungskomnis- 
sion noch der Beamte vor der Freiapbe des Kontos,über 
seinen, Bestand verfügen kann. Die P6culebeträge werden 
de nach de a a a amten bei einer 
parkasse, einer oder der Landeskasse angelegt. Über 
die einzelnen Me tarel.ien waR die Höhe der bei ihnen 
untergebrachten P&culebeträge vermag die Regierungskon- 
mission, da die Bekanntgabe das Privatinteresse_ der Beam- 
ten und die Geschäftsverhältnisse der Depotstellen berührt, 
keine Auskunft zu geben. Erz 
Als Gesamtbetrag für P&cules_sind im Etat 1932 
und zwar im Haushalt der allgemeinen Finanzverwaltung 
unter Ausgabekapital 79, Titel 2 : _3 000 000 Franken und 
für Pensionsberechtigte 50 000 000 Franken, zusammen daher 
für ie Hinterbliebenenfürsorge 53 000 000 Franken 
vorgesehen. 


Die Zahl der P&cules-Beamten beträgt 283. 
Jaron sind 210 Beamte einheimische, und 73 Beamte frenmd- 
ändische. 


Die 210 einheimischen Beamten sind nicht übernommene 
eamte und haben keine Pensionsansprüche an das Reich. 
s ist ihnen daher die Pensionsabfindung d.i.das P&cules 


gewährt worden. | 
Der Antrag ist zwar gestellt, aber noch nicht beschieden 


wo en. : 
Der Grund der Antrugete Llung beruht _darauf, daß die über- 
nommenen deutschen Beamten von dem P&cules ausgeschlossen 
wurden, von der Annahme auseing, daß sie als lebenslänglich 
gg eL.te Beamte Anspruch auf Gehalt und Pension nach 
Maßgabe des letzt_bezogenen Wehalts_ haben und daher gegen- 
über den übrigen Beamten der Sep tmalr srwn) lung und des 
ersten Gerichtshofes bei Gewährung des P&cules im Vor- 
teil seien. Die übernommenen Beamsen erstrebten keine | 
esseratellung und haben sich mit der Zusicherung zufrie- 
den gegeben aß die Hegietungskomniasion für den Schutz 
e 


sans haltes bezw. ihrer Pensionsunsprüche eintreten 
werde. 


regierungen die Ernennungen bei der Zentralverwal 
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Inzwischen ist bekannt geworien, daß die Ursprungs- # 
ine im '“ 


Gegensatz zu denen der Iokalverwaltung nicht SnATTORMen, 
daß aber anderseits die preußische Regierung in einem 
Einzelfall sich damit einverstanden erklärt hat, einen 
Beamten rückwirkend vom Zeitpunkt seines Fintritts in die 
Zentralverwaltung an zu pensionieren, um ihm die Möglich- 


keit zu geben, die Pensionsabfindung im Saargebiet zu er- 
angen. 


Die Unterzeichner der Eingabe haben zur Vermei- 
dung einer Schlechterstellung gegenüber der übrigen Beamten 
beantragt, 
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DOBnTragt auf dieser Basis eine entsprechende Regelung zu 
treffen. at 


9): Die Regierungskommission hat zu keiner Zeit die Erhöhung 
der Kontingente mit dem Ziele der Steigerung der Zollein- 
nahmen ins auee gelaßt. Die Kontingente sind angestrebt 
worden, um den ünschen und den Bedürfnissen der Bevölke- 
rung, Soweit wie möglich, Rechnung zu tragen. 


10) und 11): Es wird auf die beiliegende Nachweisung der Brut- 
toeinnahmen, die für Rechnung des Saargebietes von der 
französischen Zollverwaltung erhoben worden sind ‚Bezug ge- 
nommen. 


12 


u. 


:In der Spalte 16 der vorgelegten Nachweisung sind die Er- 
hebungskösten HagpE® Dan. Sie Sind berechnet nach den tat- 
sächlichen, monatlichen, persönlichen und sächlichen Aus- 
gaben der französischen Zollverwaltung. Es ist klar, daß 

von diesen Kosten der weitaus überwiegende Teil auf per- 

sönliche Ausgaben trifft. 


13):Der auf die Einfuhrunsatzsteuer entfallende Einnahmebetrag 
ist in Spalte 9 der beiliegenden Nachweisung angegeben. 


ı 14):Der Betrag der Eingangsabgabe für laren und Güter, die über 


Zollstellen Frankreic s nach dem Saargebiet gehen, ist aus 
Spalte 14 der Nachweisung ersichtlich. 


h15):Der larenwert der Einfuhr,soweit diese nicht über die saar- 


ländisch-deutsche Grenze erfolgt, ist, da es sich nicht um 
Wertzölle handelt, der Negierungskommission nicht bekannt. 


ı 16):Das Verhältnis der in Frage stehenden Zolleinnahmen zu den 


Gesamtzolleinnahmen ergibt sich aus den Spalten 14 und 15. 

17):Der Antrag, die Erhebung der Mineralöl-und Kolonialwaren- 
steuer durch saarländische Beamte vornehmen zu lassen, befin- 
det sich zur Zeit in Prüfung bei der Steuerbehörde. 


ı 18):Eine statistische Erhebung der Größe des Brachlandes im Saar- 


ebiet wird erfolgen. Zu der Frage zu b) kann 922 Hagarumes- 
ommission erst Stellung nahmen, wenn das statistische Mate- 
rial vorliegt. 


ı 19):Die durch die indirekten Steuern veranlaßte Mehrbelastung 


wird, soweit der Fabrikant sie nicht übernimmt, in der Negel 
auf den Verbraucher abgewälzt. Für den Verkäufer sind Stun- 
dungsmaßnahmen gesetzlich vorgesehen. RN 

ei den direkten Steuern ertolgt eine Besteuerung 
nur, wenn ein Einkommen vorliegt. Bei er roglosen oder über- 
lasteten Vermögen ist es möglich, daß die Vermögens-sowie 

ie Grund-und Gebäudesteuer aus dem Vermögen bezahlt werden 
muß. Dies war bei der Natur dieser Steuerarten schon in- 
mer der Fall. Hinsichtlich der Stundungsmöglichkeiten wird 
or die Abgabenordnung Bezug genommen. 

Ergänzung in der Kommissionssitzung v.3.8.1932). 

,...... Die Mehrbelastung des einzelnen Verbrauchers durch 
die indirekten Steuern ist so niedrig, daß sich hieraus ihre 
Tragbarkeit ergibt. Die Tragbarkeit zeigt_aber auch der Ver- 
greich mit der steuerlichen Belastung in Frankreich und 

eutschland für dieselben VgeemBtkne. r 

Für die direkten Steuern ist die Frage erschöpfend 


dahin beantwortet worden, daß bei ertraglosem ader über- 
‚lastetem Vermögen bei der Vermögens-sowie der Grund-und Ge- 


bäudesteuer 
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ı 21): 


I 22): 


ı 28): 


ı 24): 
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Gebäudesteuer eine Zahlung aus dem Vermögen in Betracht 
kommen kann. Das Gesetz dieht die \löglichkeit vor, der- 
artige besondere Verhältnisse zu berücksichtigen. 


Die Regieruneskommission hat sowohl bei der Aufstellung 


ihres Etats für 1932, wie auch jetzt, aus Anlaß der Steuer- 


vorlagen der festgestellten a Sa bi Abwicklung des 
Etats durch scharfe ansparungen Rec ung Beszneen. Trotz- 
dem schon bei der Aufstellung des Etats 123 951 368.-Fran- 
ken Krediteinsparungen im Vergleich zu den Krediten des 
Vorjahres vorgenommen wurden, sind jetzt noch weitere 
Krediteinsparungen in Höhe von etwa 15 000 000 Franken auf 
das Jahr berechnet vorgesehen. 
Ergänzung in der Kommissionssitzung v.3.8.1932): | 
Die Antwprt der Regierungskommission führt die 
Sparmaßnahmen an, Sowie die eingesparten und noch einzu- 
sparenden Beträge. Dieselben sind So erheblich, daß hier- 
aus das Bestreben der Regierungskommission, die Ausgaben 
zu dämmen, deutlich hervorgehen dürfte. 


Vergleiche oben zu 4) bis 8). _ | 
Ergänzung in der Kommiesionssitzung v.9.8.32): 
s ist mitgeteilt worden, die Zahl der P&cule- 
empfänger, die Derechnung des P&cules und die aben der 
Etatposition. Auch diese I'rage dürfte beantwortet sein. 


Bei der 4andeskasse werden nur diejenigen lüttel gehalten, 
die für den laufenden Kassenbeadrf erforderlich sind. Die 
Kapitalreserven sind im Amtsblatt_vom 27.Nai 193215. 202) 
angegeben. Soweit sie nicht für allgemein nützliche Zwecke 
ausgeliehen sind, (vergl.IV Ziffer 1 - 5 a.a.0), sind sie 
bei Banken und Sparkassen angele . Die Lage der landes- 
kasse hat inzwischen die Rückziehung von Kapitalien bei 
Banken erforderlich gemacht, sodaß Sich die Sapitalreser- 
ven entsprechend mindern. 
renneg in der Kommissionssitzung v.3.8.1982): 

ie Gesamthöhe der Kapitalreserven ist in dem 
angeführten im Amtsblatt veröffentlichten Bericht an den 


Völkerbund enthalten. Die Angabe, welche Beträge im einzel- 


nen bei den einzelnen Banken angelegt und welche Beträge 
zurückgezogen worden sind, sind Fragen der Kassenführung. 
Es .. 208 t üblich, über solche Fragen nähere Auskunft 
zu erteilen. 


Es wird auf die Beantwortung zu 20) Bezu nommen. 
Er@nnzung in der Konnissionssitzung v.8,8.1692): 
äntliche Etatp sitionen sind bei der Aufste 

auf die liöglic keit, Ersparnisse zu erzielen, durchgesehen 

nord n. 58 ergab sich hieraus die Einsparung von 

12, b5i 368. - Tanken. Eine erneute Durchsicht des Etats 

hat zu weiteren Einsparungen in Höhe von 15 \Mllionen 

Franken geführt bezw. wird hierzu noch führen. 


Der endgültige Text der Vorlage ist erst gestern (14.7)an 
die kosten abenfangen, weshalb noch keine 
Beschlußfassung vorliegt. 


2): 
lung des Etats 


und 
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Die_D -Searländi Volkspartei bringt folgenden 


Antrag 
ein: 


Bezüglich der mare Latung der französischen Saar- 
grubenverwaltung wird Auskunft erbeten: 


1) !äe hoch sind die Beträge, die von den dem fran- 
0 ri Staat an den Gebietshaushalt bezahlt 
werden | 


a) für Umsatzsteuer ? 
b) " Zölle ? 
c) " sonstige Abgaben ? 


2) ie hoch ist die Gesamtsumme, die der französische 
taat an die Kommunen des Saargebietes zahlt ? 


3) fie wird die Berechnung des’ 6,76 der Ausgaben des 
Saargebietes und der Kommunen vorgenommen ? 


4) Velche Steuern, Abgaben und sonstige Einnahnen 
werden vor Feststellung derjenigen Ausgaben des 
Saargebietshaushalts, von denen der französische 

taat__1l _ zua zahlen hat, in Abzug gebracht ? 


6,76 
5) Nach welchen Grundsätzen erfolgt die Verteilung 
der auf die Kommunen entfallenden Steuerbeträge 
des französischen Staates” 


Vorstehende Anfragen beantwortet der Staatskonmissar in der 
Kommissionssitzung vom 3.8. wie folgt: 


Der Gesamtbetrag der von der französischen Gruben- 
verwaltung zu zahlenden und an die saarländischen Syenneuen- 
den zu verteilenden Grubensteuer beläuft sich auf 3 200 0C0 G.M. 
für das Dee Dwange jahr. Der Betrag wird von der Grubenverwaltung 
in monatlichen en von 226 666,66 G.ii. in französischer VAh- 
rung, die Goldmark umgerechnet nach dem Durchschnittskurs der 

arıser und Newyorker Börse vom letzten Tage des lonats, für 

en geleistet wird, nachträglich gezahlt. Eine Sonderkommission, 
ie aus dem Sachbearbeiter der Abteilung des Innern und mehreren 
tadt-und Landbüg&germeistern besteht, nimmt die Verteilung des 
Gesamtbetrages zu Beginn des Rechnungsjahres in folgender leise 


vor: | 
Von dem Betrag von 3 200 000 GM. _ wird eine Summe 
von 100_ 000 GM, abgezweigt. Sie ist zur Abgeltung nachstehender 
ei cher Forderungen an die französische Grubenverwalsuag 
immt; 


a)der Gemeindeumlagen aus Grund-und Gebäudesteuern. 
ie ri werden unter Zugrundelegung des gemäß 
33 des nnunalabgabengese tzes erhöhten Staats- 
Steuersatzes{ider staatliche Grundsteuerbetrag wird 
mit dem Dreifachen, der staatliche Gebäudesteuerbe- 
trag nit dem Doppelten angesetzt) und des gemeind- 
lichen Umlagenhundertsatzes errechnet. 


b)der Feldhutumlagen in einigen pfälzischen Gemeinden. 
Maßgebend für die Errechnung sind das staatliche 
Grundsteuersol. 
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Grundsteuersoll und der gemeindliche Feldhutunlagensatz. Ä 


c) der Kirchenumlagen in einigen pfälzischen (katholischen und 
protestantischen) Kirchengemeinden. Der Errechnung werden 
zu Grunde gelegt: 


1) der Grubensteueranteil der entsprechenden politi- 
schen Gemeinde, 


2) die Seelenzahl der Kirchengemeinde, 
3) der Kirchenbauumlagesatz. 


d) Außerden erhalten aus dem Betrage von 100 000 G.M. drei 
emeinden geringfügige Summen, die sich in einem Falle 
nach der leistung eines Jasserwerksbetriebes und in den 
beiden anderen Fällen nach der Anzahl der bei der Ausbeu- 
tung von Schlammweihern beschäftigten Arbeiter errechnen. 

Der Hauptbetrag von 3 200 000 G.il. - 100 000 G-M. 
= 3 100 000 G.M. wird in folgender leise an die Gruben- 
gemeinden verteilt: 


| Der Berechnung der Gemeindeanteile werden zu 
Grunde gelegt: 


1) der gemeindliche Umlagenhundertsatz für das voran- 
ehende Rechnungsjahr; als Normalumlagensatz werden 
angenommen, 


2) die Anzahl der in den Grubenbetrieben im Bereich 
einer Gemeinde am l.Januar des Jahres, in dem das 
für die Verteilung in Frage kommende Rechnungs jahr 
gt beschäftigten Arbeiter und Angestellten, 
wobei für die Anrechnung der Untertagearbeiter die- 
jeuige Gemeinde in Frage kommt, auf deren Bann sich 

ie Förderanlage befindet. 


Aus diesen beiden Größen errechnet sich für je in Frage 
kommende “emeinde ein bestimmter Divisor, z.D.: 

Gemeinde Nr., maagenagts 1931/32 = 160 %, Beleg- 
schaftsstärke l1.Januar 1932 = 20.Divisor für die Errechnung 
des kemeindeanteils = 


Unlagensatz x Beleseschaft =- 160 _x_20 = 20. 
orma agensatz 160 


Der Setrag von 3 100 000 GI. ‚geteilt durch die Summe_de 
Einzeldivisoren (für das liechnungsjahr 1932/33 = 72 159), 
er Abt den > eemuhgh jahr 1932/33 = 


Das Produkt aus Einzeldivisor und Kopfanteil ergibt gem 
den auf die Gemeinde entfallenden ib 26 Posch in 


unserem Beispiel = 20 x 42,9 = 858 G.M, 
IE. 


Für die Gemeinden der Bürgermeisterei Ludweiler 
wird auf Grund einer zwischen aan ‚ranzösischen Staate und 
der Regieruneskommission getroffenen Vereinbarung vom 7.0k- 
tober [929 seit dem l.Januar 1929 in zwei Halb Jehraszatgn 
nachträglich als Ungatza teuer fürd die von den apuben Karls- 
brunn und Großrosseln geforderten Kohlen ein gewisser Betrag 
überwiesen, der im Einverständnis mit den Gemeinden an diese 


, 
a MELDE ie a EEE REN. 








| 
| 
| 
| 
| 
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unterverteilt wird. Der einzelne Prozentsatz ist_s.2. unter 
Berücksichtigung von Flächeninhalt,Pachtfläche, Leistungs- 
fähigkeit der Gemeinde, Einwohner und Belegschaftszahl er- 
rechnet worden. | | | 


Die 


Beschlüsse 


Ti ne nn hun Cie A u u an ED aD me mn up A mm uud en Mae Dun 


der Kommission zu den einzelnen Vorlagen sind folgende: 


Bi We 


Abänderung der Verordnung betr. die Einkommen 
st vom 7.Dezember 1923, CO. ApAdE 1926 
-Spr 27, 11.Juli 1927, 26.März: 1929, 

%.Januar 1931. 


’ 


Die Kommunistische landesratsfraktion beantragt, die Kon- 
wissıon möge beschließen: 


"Die Kegierungskonmission wird beauftragt, zur lLan- 
Asarateroliveränmglung, in der die Steuerverordnungen zur 
EREWTORG stehen, den Finanzminister \orize als Fachreferen- 
ten zu beauftragen." 


Der Staatskommissar erklärt zu dem vorstehenden An- 
trag, daß die Regierungskommission bisher derartige Anträge 
stets grundsätzlich abgelehnt habe. 


geliletl en al beantragt ferner, daß die Beamten, 
ie die Regierungskomission vor dem Landesrat vertreten, 
ee werden, Auskunft zu geben und Zusagen zu machen. 

er Redner bedauert, daß die Regierungskommission 
den P&cules-Beanten die Möglichkeit gab, sein Geld selbst 
anzulegen, weil damit Spekulationen getrieben worden seien. 
Er kündigt an, in der Vollversammlung Anträge einzubringen, 
die eine einmalige Abgabe von diesen Pecules-Beträgen und 
A eine laufende Besteuerung der P&cules-Beträge 
vorsehen. 


Die Kommission stimmt dem Antrage Schmelzer bstr. 
Pe&cule zu. 

z Die Kommunisten und Sozialdemokraten aber verlangen 
darüber hinaus völlige Beseitigung der P&culesregelung. 


Zur Vorlage selbst werden folgende Anträge gestellt: 
Die Kommunistische Bartei beantragt 


a) die Erhebung eines Zuschlages zu den Einkommen- 
Steuern darf nur vorgenommen warden wo die jähr- 
liche „inkommenseranze von 30 000.-Franken über- 

v1egen wird. Über dieses Einkommen hinaus eine 
taffelunge der Zuschlagserhebung wie folgt: 


Von Einkommen von 15 - 20 000 Arunhgr werden 5000 Franken 
h mit 1/2 % versteuert; 
20 - 25 000 Franken werden 10 000 Franken 
mit 4 2, versteuert; 


r " 


67 


"25 - 30 000 Franken werden 15000 Franken 
mit 1 leo versteuert. 


W PwoZ 
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Einkommen über 35 000 werden voll versteuert mit 5%, 

ze: 7 IT) AO 000 " if I 7 10 %, 
S " 45 000 ve 2 " 1 15 %, 

i u) s0 000 " " " " on ß 

i 2 2) il “ ““ 20 b, 


hierzu treten weitere 20 % Sondersteuer. 


Staatsbeamten zahlen für ihre staatlichen Bezüge die ent- 
sprechenden Zuschläge. 


b)Zu Punkt 2 ger Terarimng wird ein Antrag der Kommunisti- 
schen Fraktion in der Vollversammlung vorgeleet. 


e)Unter Punkt 3 ist der Absatz a zu streichen. Zu den Absätzen 
b und c verweist die Kommunistische Fraktion auf ihre grund- 


sätzlichen Anträge, die sie zur Steuerpolitik überhaupt ee- 
stellt hat. 


d)Unter Punkt 4, Tegfall des Abzuges von 3 {2 % des Stammkapi- 
tals bei der Einkommensrermittlung für nicht ph sische Per- 
sonen. Vollständiger legfall des Äbzuges von 2 % der Über- 
schüsse_bei den G.m.b.H., ausgenommen davon sind Arbeiter, 
Angestellte und Beamte, Ein-und Verkaufsgenossenschaften. _ 
Unter Punkt 4 Absatz b und c wird die Kommunistische Traktion 
in der Vollversammlung ihre Anträge einbringen. 


e)Der 3 57 der Steuerverordnung wird gestrichen, die gesetz- 


lichen Bestimmungen betr. die brgebüng der Lohn-und Gehalts- 
steuer werden außer Kraft gesetzt. \ 


Zu Punkt 7, die steuerlichen Sätze sind in jeder Staffelung 
zu verdoppeln. 


Die Steuerlisten sind offen zu legen. 


Auf Dividenden und Tantiemen wird eine Sondersteuer 
erhoben in Höhe von 20% 


Die Zentrumsfraktion erklärte, daß sie die Einkommen- 
steuervorlage ablehnen werde, da | 


1) keine rückwirkende Inkraftsetzung der Steuererhöhung 
‘eintreten dürfe, | 


2) kleinliche Schikanen bei Festsetzung der Terbunes- 


kosten und Repräsentationsgelder beseitigt werden 
müssen, 


3) eine Höchstbegrenzung der Steuer bei Nichtphysischen 
Personen eintreten müsse. 









%. Kiefer(2); Die Zentrunsfraktion wird im Plenum beantragen, 
da die »enkung der Sozialabzüge und Werbungskosten nicht 


in dem Ausmaß zur Durchführung komnt wie es der Entwurf 
vorsieht. Gerade in dieser Frage müßten \Milderungen ein- 
treten, da zum größten Teil der arme liann, der die größte 
Familie hat, hart betroffen wird. 








u Becker (Z): kündigt an, daß seine Fraktion einen Abbau der 
Jıaten für die Mitglieder des Landesrates im Rahmen der 
getroffenen Abbaumaßnahmen der Regierungskommission im 


enum beantragen wird. 
Der An 


er: ‚Ver Antrag werde dahan ergänzt werden, daß den- 
Paieen Mi liedern, die sich an keinen 3 FapRgen betei- 
‚ die 


iäten gestrichen und die Kisenbahnfreikarten 
entzogen werden. 


Abe. Petri. 
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be, Petri (SP) schließt sich dem Antrag der Zentrumsfraktion an 

und beantragt darüber hinaus, daB in der Frage der Gegen- 
wartsbesteuerung der kleinen Gewerbetreibenden die Vor- 
schüsse den jeweiligen NMonatsumsätzen angepaßt werden und 
daß Pfändungen zu unterbleiben haben. 









bg. Schmelzer(DSV) erklärt, daß seine Fraktion nur dann bereit 
sei in die Beratung der Vorlagen einzutreten, wenn die Re- 
erangekoemi sion die ee schaffe, die sie ge- 
ordert hätten, nämlich era geingu. eich mit den Gemeinden 

Abbau der ausländischen Beamten. Seine Fraktion werde woh 
Eventualanträge einbringen aber vorausstellen, daß sie die 
Vorlagen ablehne. Abg. Schmelzer kommt dann auf_die Frage 
der Ausführungsbestimmungen zu sprechen und verlangt für - u 
alle Vorlagen folgende Fassung zu nehmen: \ 


"Das Mitglied der Regierungskommission für die 
Finanzen und das saarländische Mitglied der He- 
he rg ae erlassen gemeinsam nach An- 

örung der 3. und 5. Kommission des Landesrates 
die Ausführungsbestimmungen. " 


5, Dr,Dr, Röchling(DSV) teilt mit, daß seine Fraktion im Plenum 
den Antrag stellen werde, der eine Kündigung des Steuer- 
abkommens mit dem französischen Stast als Besitzer der 
Gruben fordere. 





Fr 25-2» - - 
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Die Kommission hat sich mit den zahlreichen Eingaben der 
Mirtschaftsverbände befaßt. Sämtliche Fraktionen haben 
sich ihre Stellungnahme hierzu bis zum Plenum vorbehalten. 


Vorlage betreffend: | E 


Erhebung von staatlichen Grund-und Gebäudesteuern. 


Die Zentrumsfraktion behält sich vor, einen Antrag betr. 
lastenausgleich in der Vollversammlung zu stellen. 


Die Kommunisten beantragen, daß alle Gebäude die nicht 
e 


öffentlichen Zwecken dienen, aber Besitztum der Gemeinden | 
sind, steuerfrei bleiben sollen. | 


—— 


POT 


\ 

Die Sozialdemokraten beantragen, daß die Summe, die die _ 
rund-und bkebäugesteuer einbringt, hilfsbedürftigen Gemein- I 
den zugeführt wird. Sie stellen zugleich die Anfrage, wo 
die Grenze der Hilfsbedürftigkeit anzulegen ist. | 


—— } 
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Im übrigen behalten sich sämtliche Fraktionen ihre endgül- u 
tige Stellungnahme bis zum Plenum vor. n 


| 
| 
| 
| 
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Auf die Frage, welche Gebäude von der Grund-und Gebäudesteuer 


befreit seien, gab die Regierungskommission folgende Antwort: 
Anlagen: 


i. Auszug aus dem preußischen Grundsteuergesetz vom 
21.Mai 1861; Ä 


2. Auszug aus dem preußischen Gebäudesteuergesetz vom 
21.Mai 1861; | | 


3. Auszug aus dem preußischen Kommunalabgabengesetz in 


gez, im Sarrgebiet gültigen Fassung vom 21. Dezember 


Anlage 1 und 2: 


Die Anlagen 1 und 2 enthalten die Befreiungsbestim- 
mungen aus den preußischen Grund-und Gebäudesteuergesetzen 
vom 21. 1861. ch das Gesetz vom 14.Juli 1893 wegen | 
Aufhebung direkter Staatssteuemn wurden die Grund-und Gebäude- 
steuern für die Staatskasse außer Hebung gesetzt. Sie bilde- 
ten weiterhin die Grundlage für die Erhebung von Gemeinde- 
steuern vom Grund-und Gebäudebesitz. Nach $ 3 des Gesetzes 
vom 14. Juli 1893 bleiben die Vorschriften der Grund-und Ge- 
bäudesteuergesetze weiterhin in Kraft, soweit in dem Gesetze 
selbst und in dem Kommunalabgabengesetz Abweichendes nicht 
bestimmt ist. Das preußische Kommunalabgabengesetz in der 
ab 1. April 1923 für das Saargebiet sul igen Fassung enthält 
für die Realsteuern vom Grundbesitz die aus Anlage 3 ersicht- 

chen Befreiungsbestimmungen. 


| Grundstücke, die von Lehrern durch Selbstbewirtschaf- 
tung oder Zeitverpachtung benutzt wurden und eine bleibende 
Sotation ihrer Stellen bildeten, ebenso Dienstwohnungen die- 
ser Beamten, waren nach dem Gesetzen von 1861 grund-und gebäu- 
desteuerfrei. In dem Kommunalabgabengesetz von 1923 wurde 


diesen Grundstücken und Dienstwohnungen Steuerbefreiung richt 
mehr zugestanden. 


num nn nn Anlage 1 


aus dem preußischen Gesetz vom 21.Mai 1861 
betr. die anderweitige Regelung der Grundsteuer. 


IV. Beizubehaltende Grundsteuerfreiheiten. 


$4. Befreit von der Grundsteuer bleiben: 


a) die dem Staate gehörigen Grundstücke, 
b) pp. 


c) die den Provinzen, den konmunelständigen Verbänden, 
den Kreisen, den Gemeinden oder zu selbständigen 
Gutsbezirken gehördänden Grundstücke, ihsofern sie 

zu einem öffentlichen Dienste oder Gebrauche be- 
stimmt sind, insonderheit also: Gassen, Plätze, 
cken, Fahr-und Fußwege, Leinpfade, Bäche, Brunnen, 
schiffbare Kanäle, Häfen, Verfte, Ablagen, Kirch- 
höfe, Begräbnisplätze, Spaziergänge, ara h 
otanische 
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botanisghe Gärten, sowie lediglich zur Bepflanzung öffent- 
licher Plätze, Straßen und Anlagen bestimmte Baumschulen; 


ferner die Deichanlagen der Deichverbände und die öffent- 
ae Interesse staatlich unter Schau gehaltenen Privat- 
eiche; | 


d) Brücken, Kunststraßen, Schienenwege der Eisenbahnen und 
schiffbare Kanäle, welche mit yenehm gung des Staates von 
Privatpersonen oder Aktiengesellschaften zum Öffentlichen 
Gebrauche angelegt sind; 


e) diejenigen bisher von der Grundsteuer befreiten Grund- 
stücke, welche zur Zeit des Erscheinens dieses Gesetzes 
zu dem Vermögen evangelischer oder rönisch-katholischer 
Kirchen oder geilen, Gztens licher Schulen, höherer Lehr- 
enstalten oder besonderer, zur Unterhaltung von Kirchen, 
Schulen und höheren Lehranstalten stiftungsmäßig bestimn- 
ter Fonds oder milder Stiftungen, sowie zur Dotation der 

farrgeistlichen oder sonstiger, mit geistlichen Funktionen 
bekleideter Personen, oder der Küster und anderer Diener 
des öffentlichen Kultus und der an öffentlichen Schulen 
oder höheren Lehranstalten angestellten Lehrer gehören. 
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| i 
aus dem preußischen Gesetz vom 21.Mai 1861 betr. die Hi 
Einführung einer allgemeinen Gebäudesteuer. | 
| 
| 


$ 3. Befreit von der Gebäudesteuer sind: 


l. die Gebäude, welche zu den im Besitz des Stastes be- 
findlichen Gütern gehören; 


den kommunalständischen Gutsbezirken gehören, inso- 
fern sie zu einem öffentlichen Dienst oder \ebrauche 
bestimmt sind, insonderheit also die zum Gebrauche 
öffentlicher Behörden oder zu Dienstwohnungen für 
Beamte bestimmten Gebäude, als en Pe ng dr | -, 
Justiz-,Polizei-,Steuer-und Pant sr mit ngegabk e, 
Dreis-und Gemeind 

seen; 


2. diejenigen Gebäude, welche dem Staate, den Provinzen, 1 


ehäuser, sowie Bibliotheken und \ 


EEE 


3. zum öffentlichen Unterricht bestimmte Gebäude ; \ 


4. Kirchen, Kapellen und andere dem öffentlichen Got- B: 
tesdienst gewidmete Gebäude, sowie die gottesdienst- 1 
lichen Gebäude der mit Korporationsrechten versehe- . M. 
nen Religionsgesellschaften : DAN 


vr 


5. Die Diensthäuser der Pfarrgeistlichen und sonstiger 'M 
mit gestiiehen Funktionen bekleideter Personen,der '" 
mit Korporationsrechten versehenen Religionsgesell- m 
schaften, ferner der Gymnasial-,Seminar-und Schul- i 

ehrern , der Küster und anderer Diener des öffent- ‘ 
lichen Kultus; “ 
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6. Armen-llaisen-und Krankenhäuser, Besserungs-, Aufbewah- 
Eape>- ug Sefängnisunsse! Sen, sowie Gebäude, welche 
milden ti? tungen engehören und für deren Zwecke un- 
mittelbar benu 


in Beiseigen unbewohnten Gebäude, welche nur zum Betrie- 
der Landwirtschaft, z.B. zur Unterbringung des 
| rtschaftsviehes, der lirtschaftsgeräte, der Boden- 
erzeugnisse usw. bestimmt sind, nicht minder solche 
zu gewerblichen Anlagen gehörige Gebäude, welche nur 
eur, Autbewgh g von rein und Rohstoffen, 
a e 


sowie als ‚llune für das ielich zum Gewerbebetrieb 
bestimmte Zugrieh dienen: a | 


zt werden; 


8. die zu Entwässe s-oder Bewässerungsanlagen dienen- 
den unbewohnten Gebäude. a .. . | 


aus dem preußischen Kommnal -Abegbengupe iz 
» der i Sgargebiet ab l.April 1923 gültigen 
essung (Antsbl. S. 312). | 


Realsteuern 


GER m me dm man var en Kr Sn ar en A ge A rn u rare 


a) vom Grundbesitz 
d 20 


(I) Den Steuern vom Grundbesitz sind die in der Gemeinde 
belegenen bebauten und unbebauten Grundstücke unter- 
worfen mit Ausnahne: 


a) der einem fremden Staate gehörigen Grundstücke ‚auf 
denen Botschafts-oder Gesandtschaftsgebäude errich- 
tet sind, einschließlich der auf ihnen grrachteien 
Gebäude, sofern von dem fremden Staate Gegenseitie- 
keit gewährt wird; 


b) der Grundstücke und Gebäude,an denen der Regierungs- 


kommission die Nutznießung oder das Eigentum zusteht, | 


erner der den Kreisen, den Gemeinden oder sonsti- 
ep ammunajen Forbknaen gehörigen Grundstücke und 
ebäude, sofern sie zu einem Öffentlichen Dienste 
oder Gebrauch bestimnt sind, 


c) der Brücken, Kunststraßen, Schienenwege der Eisen- 
bahnen, sowie der schiffbaren Kanäle, welche mit 


Genehmigung des Staates zum Öffentlichen Gebrauche 
angelegt sind; 


d) der Deichanlagen, der Deichverbände und der im öf- 
entlichen Interesse staatlich unter Schau gestell- 
ten Privatdeiche, sowie der im öffentlichen Interes- 


se unterhaltenen Anlagen der Ent-und Dewässerungs- 
verbände; 
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e) der zum öffentlichen Unterricht bestimmten Gebäude; 


 £) der Kirchen, Kapellen und anderen dem öffentlichen 
Gottesdienste gewidmeten Gebäude, sowie der gottes- ı 
dienstlichen Gebäude der mit Korporationsrechten ver- | 

' sehenen Religionsgesellschaften; 


g) der Armen-, Vaisen und öffentlichen Krankenhäuser, 
er aus pagnı o- ‚Bene rungs- ‚ Dewahr und derjenigen 
hitätigkeitsanstalten, welche die Bewahrung vor 
Schutzlosigkeit oder zittlicher Gefahr bezwecken | 
Mägdehäuser und dgl. ),sowie der Gebäude, welche mil- 
en Stiftungen angehören und für deren Zwecke unnit- 
telbar benutzt werden; durch Gemeindebeschluß können 
auch anderweitige Gebäude solcher milden Stiftungen 
welche nicht bloß zu Gunsten bestimmter Personen und 
Femilien bestehen, freigelassen werden; 


h) der Grundstücke der unter e,f,g aufgeführten Anstal- 
en Körperschaften, soweit die Grundstücke für 
deren Zwecke unmittelbar benutzt werden. 


” = = 
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(II) Ist ein Grundstück oder Gebäude nur teilweise zu einen 
öffentlichen Dienste oder sebrauchg bestimmt, so bezieht 
sich die Befreiung nur auf diesen leil. | 


(III )Die Bestimmungen der Kabinettsordre vom 8.Juni 1834 
 (Gesetz.-Sammlung 5.87) bleiben in Geltung und werden | 
auf diejenigen Gemeinden ausgedehnt, in welchen dieselbe F 
noch nicht in Geltung sind. 


ill, | 
Abänderung der Verordnung betr. die Erhebung | 


anar Tergögenss teuer vom 8.Dezember 1923 und 
28.April 1926. 


Sämtliche Fraktionen erklärten, daß sie sich ihre Stellung- ; 
nahme zu der Vorlage bis zum Plenum vorbehalten. 


IV. 
Abänderung der Verordr betr. die Best 
sr vezror Yung r le e eune Der 192. 
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von Erbschaften und Schenkungen vom 24.Oktober 


172 


| 
Die Zentrumsfraktion bezieht sich auf einen früher gestellten 
Antrag, wonach Steuerfreiheit für das Gattenerbe gefordert ji 
wurde. Sie wird diesen Antrag im Plenum erneut einreichen. 


Die Sozialdemokraten und Deutsch-Saarländis che Volkspartei | | 
haben sich ihre Stellungnahme bis zum Plenum vorbehalten. - 


Die Kommunisten haben zu dieser Vorlage in der Sitzung vom Me 
 27,Juli folgende Anträge gestellt: 
| | 8) 
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. a) Steuerfrei bleiben Erbschaften und Schenkungen in . 
Form von Liegenschaften, deren Wert 100 000 Franken 
nicht übersteigt, und wenn der Erbe bezw. der, dem 
die Sohenkung Zugnte kommt, oder, wenn in dessen 

ein 


Familie in höheres Einkommen als 30 000 Franken 
im Jahr vorhanden ist. 


b) Die Erbschaften und Schenkungen in bar bleiben 
steuerfrei, wenn sie den Betrag von 25 000 Franken 
nich} übersteigen. Erbschaften und Schenkungen 

die 25 000 Franken übersteigen bis 50 000 Franken 

werden mit 5_% besteuert. Solche über 50 000 | 

en mit ei all denen, die über nicht 
mehr Einkommen als: 30 000 Franken pro Jahr ver- 
en. 


c) Die Erben und Schenkungsnutznießer, deren Ein- 
kommen mehr als 30 000 Franken petzäet bis zu 
50 000 Franken, zahlen 7 bezw. 12 % Erbschafts- | 
und Schenkungssteuer. Bei Einkommen über 50 000 bis 
100 000 Franken 15 % bezw. 25 4. Die, deren Ein- 
kommen über 100 000 Franken beträgt, zahlen für 
geden Betrag der Erbschaft und Sc enkung 50 %. 
rbschaften und Schenkungen, die den Betrag von 
500 000 Franken übersteigen, werden vom Staat_rest- 


los eingezogen unter Etatposition für Arbeitslosen- 
fürsorge zugewiesen. 


V. 
Erhebung indirekter Steuern. 


Die Zentrunsfraktion unterstützt die Eingabe des 
Schutzyereins für Handel und Gewerbe dahingehend, daß eine 
Nacherhebung nicht mehr stattfindet. 

.._.. Die Zentrumsfraktion beantragt, daß die Hagi.orungs- 
kownission prüft, inwieweit dem Wunsch der Kleinhändler be- 
treffend Versteuerung von Salz und Zucker entgegengekomen 

Die Kommunisten lehnen die Vorlage ab. 


Die Sozialdemokraten lehnen die Vorlage a 


b. 
‘ Im übrigen behalten sich die Fraktionen ihre Stel- 
lungnahme bis zum Plenum vor. | 


U nr un en 


v1. 


‚Abänderung der Verordnung betr. die Umsatzsteuer 
Bpn u uetaBer 1905, 16; 4pril, 1025, 5. Apr 1926, 
aull en . 
21. März 1928, 29. JAnnar 1930, 9. Juli 1980 und 2,Mai 1682. 


Die Zentrumsfraktion behält sich einen etwaigen 
| | Antraf, 
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Antrag vor, der die Pauschalierung der Umsatzsteuer für 
Kohlen nach | 


Petri(SP]) hat Bedenken für die Erhöhung der Umsatzsteuer für 
kohlen und ist der Ansicht, daß dadurch die Löhne gedrückt 


Frankreich vorsieht. 





werden. | E 


Kommunistische Fraktion hat folgenden Antrag gestellt: 


a) Die gesetzlichen Bestimmungen betr. die Erhebung der 


Umsatzsteuer werden mit sofortiger Wirkung außer Kraft 
gesetzt. | | 


b) Zur vorlienenden Verordnung der Regierungskommission 
beantragt die Kommunistische Fraktion die Herabsetzung 
des Umsatzsteuersatzes von 1,6 auf 0,8 %, für alle wich- 
tigsten und zur Ernäh der werktätigen Bevölkerung 
notwendigen Lebens-und Dedarfsartikel, darüber hinaus 
vollständige Umsatzsteuerbefreiung für die von_ der Be- 
gierungskommission in dem Entwurf angezogenen Lebensmittel. 


Im übrigen behalten sich die Fraktionen ihre endgültige Stel- 
lungnahme bis zum Plenum vor. 


vIl. 


Änderung der Verordnung über die Erhebung einer 1" 


Straßenbenutzungsgebühr von Kraftfahrzeugen vom 
19.März 1980. 


Die Fraktionen behalten sich ihre endgültige Stellung- 
nahme bis zum Plenum vor. 


a... Die I., III. und V. Kommission haben sich in ihren N 
Sitzungen am 15.und 17. Juli und 3. August ds.Js. mit den Steu- u 
ervorlagen in der vorgetragenen leise beschäftigt. EB 
’ 
“ 











N POST - 


= 


SHYIA9T ayasıyd 254 MOAMNAG400S HT 


Pr 





- 194 - 


‚ Becker (2): Meine Dame und meine Herren! Am 20.Juni und am 4. 
Juli ds,Js. haben wir hier über 


Steuer- Vorlagen 


unterhandelt. tier 

Am 4. Juli haben wir Vorlagen über indirekte Steu- 
ern hier an dieser Stelle abgelehnt, sie wurden dann pünkt- 
lich zwei Tage darauf doch zum Gesetz erhoben. Nan war der 
Meinung, daß damit der Steuerbedarf der Regierungskommission 
in der Hauptsache erschöpft sei und daß die Vorlagen, die, 
uns Schon angekündigt waren, mehr ergänzende Naßnahmen sein 
sollten. Umsömehr war man im Saargeblet allgemein durch die 
Höhe und die eheure Ausdehn der Steuervorlagen über- 
rescht. Wenn die Parteien seit Jahren bei der Regierungskon- 
Manalon vor&prachen und darauf hinwiesen, daß nach dem Mirt- 
schaftsablauf in Deutschland auch mit einen ezgreifen Cer 
Krise auf das Saargebiet Au rechnen sei, wurden diese Hin- 
weise mit einer gewissen Überheblichkeit zurückgewiesen. Das 
paßte nicht zu der offiziellen Lesart, daß es im Saargebiet 
viel schöner und besser sein muß als ın Deutschland und daß 
das Saargebiet gewissermaßen das 


"Paradies des Völkerbundes" 


darstellen soll. | 
Es kann daher nicht Wunder nehmen, daß nunmehr die 
Steuervorlagen, die wie ein Blitz aus heiterem Himmel auf 
einmal auf das Saarvolk hernieder prasselten, eine ganz ka- 
tastrophale Stimmung erregt haben. In den ersten Tagen nach 


Veröffentlichung der neuen Steuervorlagen habe ich wiederholt 
die bange Frage gehört: 


Sieht es denn wirklich so schlimm aus bei uns, 
sind wir schon vollständig am Ende angekommen,daß 
solche Steuervorlagen nötig geworden sind ? 


Schon die Veröffentlichung der Steuervorlagen hat dem Saar- 
ebiet unendlichen Schaden gebracht. Die bereits bestehende 
rise ist dadurch außerordentlich verstärkt worden. 

er Hanne. PERSETVOr Sagen erzeugt haben, ist zu ver- 

gleichen mit der Stimmung, die 1918 beim Zusammenbruch herrsch- 
e. Jahrelang hat die Reglerungskommission das Volk durch 

schönfärberische Berichte in Sicherheit gewiegt, jetzt auf 
einmal kann man den Zusammenbruch nicht mehr verheimlichen 

und brutal offenbart er sich der Öffentlichkeit. 

Re 8 ı2eren heißtdoch voraussehen. 

Wer das Steuer führen will, ohne daß er sich um Kommende 

Dinge kümmert und sich von Krisen und Zusammenbrüchen über- 

raschen läßt, der regiert nicht, 

sondern er läßt sich von den Ereignissen treiben 
und muß ansehen, wie ihm die Verhältnisse über 
den a wachsen. 

bs ist bitter für uns, feststellen zu müssen, wie wenig die 

Tätigkeit der Regierungskommission mit einer wirklich verant- 

wortungsvollen MEER SENDERNEE Sind} in den letzten Jahren zu 

tun hatte. Ich möchte einmal die Gründe dafür aufdecken, wie 
der überraschende Zusammenbruch möglich gewesen ist. 

Ich habe öfters, wenn wohlwollende Apregangen an die Regie- 

rungskommission, AuangBandere an gewisse Stellen der Regie- 

rungskommission und ihre Stellvertreter gelangt sind, die 
außerung gehört: | | | 

| In Frankreich ist das ganz anders, 
ı»n Frankreich braucht man so etwas nicht, 


oder 
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oder mit spöttischer Betonung: | 
In Frankreich hat sich niemand übernommen 


A Abnliches mehr. 


Man war eben gewohnt, die Saarwirtschaft nur durch die fran- 
gösiaghe Brille anzusehen. Daß die Saarwirtschaft ganz an- 
ers fundiert ıst, hatte man außer Acht gelassen. Daß die 
Saarwirtschaft eine schwere Inflation hinter sich hatte und 
einen riesigen Kapitalverlust erlitten hat, hatte man eben- 
falls unberücksichtigt geignnen. | | | 
‚Daß das Saargebiet als überwiegendes, Industriegebiet 
mit einer Arbeiterbevölkerung besonders krisenempfindlich, 
viel krisenempfi ndlicher als Frankreich ist, hatte man 
ebenfalls außer Acht gelassen. RER 
Wir dagegen haben immer auf die starke Anhäneigkeit 
des pagzesbietee von Deutschland hingewiesen. 
Wir_haben darauf aufmerksam gemacht, daß zwar Kongunkturen 
im Reich und im Saargebiet nie zusammen fallen, sondern daß 
sie mit einer A erst im Saargebiet 
auftreten. Äber auf Grund dieser Tatsache haben wir immer, 
wieder die Regierungskommission darauf hingewiesen, daß eine 
bedeutende Verschlechterung der Dinge im Saargebiet notwendi- 
Brie erfolgen müsse. 
jejenigen, die unsere Mahnungen und die Mahnungen der lirt- 
schaftsverbände überhört haben, trifft eine außerordentliche 
schwere Verantwortung. 


Wir haben im Saargebiet neben der Regierungskommission noch 

eine genze lienge Kleine und groß Diktatoren. Nit einem 

wirklichen Diktator haben sie allerdings nur eines gemein, 
gab Sie alles besser wissen wollen wıe andere 

und daß sie es unter ihrer Türde halten, einmal mit der Be- 


völkerung Fühlung zu nehmen, und sich zu orientieren. 
Um als Diktator Zu regieren, dazu gehört etwas mehr, 
£ 


. dezu gehören w ic} 
und cine enge Verbundenheit mit dem e, und der glühende 
Wille, wirklich das beste für das land zu leisten. 
Daß man solche Anforderungen an die fRegierungskommission 
nicht stellen wollte, und konnte, beweist ja amb besten, daß 
man selbst im Versailler Diktat die Befragung der Bevölkerung 
vorgesehen hat,. lür haben wiederholt hier hklärt, daß wir 
ereit sind, der Regierungskommission einen Teil der Ver- 
| Begwor fung abzunehmen. Es ist außerordentlich bedauerlich, 
laß von diesem Angebot kein Gebrauch gemacht worden ist und 
ich kann nur wünschen, daß diejenigen, die unter Mißacht 
der Münsche der Gutachten des Yandesrates diese Katastrophe 
Berpeige führt haben, einstmals zur Rechenschaft gezogen 
rden. 


Ich habe das letzte llal schon gesagt, daß Präsident 
Wilton seinerzeit | 
ürfe_ ge ie G 
erhoben hat und denselben gewissermaßen eine 
ässige Tärtschaft 
vorgeworfen hat. 


Es liegt uns fern, alle Gemeinden in Schutz zu neh- 
men. Aber es wurde ja bekanntlich von oben her ständig in. 
Optimismus gemacht und es wurde von der Regierungskommission 
selbst eine recht flotte Wirtschaft geführt. 
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Böse _ Beispiele verderben eben gute Sitten 


und da kann man den Gemeinden ihre manchmal auch zu flotte 

Wirtschaft nicht verargen. | N 

Mir kranken hier im yanzg able! an einer alten Sünde der Re- 
jerungskommission. Im Jahre 1926 kam. eines Tages_ein nicht 

gerade höfliches Telegramm aus Paris, in dem die Hegierungs- 
mmission einen Nasenstüber bekan, 


weil die Umsatzsteuer im Saargebiet noc 


öht_sel. 
Man war etwas in Verlesenhert über die Verwechslung, die an- 
scheinend einem französischen Ministerium passiert war, das, 
angenommen hatte, daß das Saargebiet schon ein Teil Frankreichs 
sei. Infolgedessen hatte man in dem Telegramm einen Ton ange- 
schlagen, wie er im Verkehr mit sehr untergebenen Stellen üb- 
lich Sein mag.lian erlaubte sich daher ganz gehorsanst und 
untertänigst nach Paris zu melden, 








daß man als Regierungskommission dem Völkerbund 


unters z und daß deshalb die Mahnung von Paris doch wohl 
etwas unangebracht_ sei. Aber sachlich war man natürlich ge- 
zwungen, den Befehl von Paris auszuführen und da ergaben sich 
neue Verlegenheiten. 

Man sollte Steuererhöhungen vornehmen, ohne daß man neue 
Steuern brauchte, denn der Haushalt arbeitete ja mit Über- 
schüssen. Obwohl nun keinerlei Bedarf bestand, sondern im 
Gegenteil bereits Überschüsse da waren, ging doch dem Landes- 
rat eine Vorlage auf Erhöhung der Umsatzsteuer zua und die 
Umsatzsteuer wurde auf 1.6 % erhöht. Zu gleicher Zeit betrug 
die Umsatzsteuer im Heich 0,75 % 


- . A fe 
Bin: hat die Erhöhung der Umsatzsteuer als Letzte Reserve 
bezeichnet. 

Und nun meine Herren! - Wir haben diese letzte Neserve bereits 
im Jahre 1926 verpulvert. 

ie Überschüsse bei der Saarregierung drohten nun anzuwachsen. 
Aber da wußte man Rat. Es bestand ja die Möglichkeit, 





den Autopark auszudehnen, 


neue Stellen von Iinısterial-Direktorn und Räte 


zu Schaiten, ar 
besondere Zulagen für die Zentralresierung zu_ 
besch!ießen und ähnlıcheb schöne Dings mehr. 


Auch die Beschränkung das Peculs auf die Gesamtsumme eines 
ahresgehaltes fiel weg und statt dessen wird das P&cule heute 

nach Dienstjahren, onne diese Beschränkung ausbezahlt. Das 

Geld war ja auch in der Kasse nicht nötig. Infolgedessen wurde 
es den einzelnen Pöculcempiängern Sofort auf einem Sperrkonto 

bei einer Bank oder Sparkasse zur Verfügung gestellt. 


bs ist schiimm,, wenn &ine Regierung kein Geld hat, aber das 
allerschlimuste ist es, er e z 


wenn eine Regierung_zu _vuel_Geld_hat. 


Und das war leider bei der Saarregierung der Fall. Man hätte 

es verstehen können, wenn das Geld nun wenigstens zu produk- 
tiven Zwecken ausgegeben worden wäre, Aber in dieser Beziehung 
at es Stark gehapert, denn Arbsiten der Regierungskommission 
Sind in diesen Jahren nur in geringen Naße vergeben worden. 

Die irtschaft des Saargebietes hat die übermikizen Belastungen 
and Ausgaben eine Zeitlang ausgehalten. Aber zu allen Zeiten 
ist diese Belastung von uns als zu hoch bezeichnet worden. 


er Gedanke, im Saargebi.et Anleihen aufzunehmen, war doch zum 
Zühren, daß man dem Saargebiet die rg 
Lasten 


eil darauf zurückzufü 
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Lasten nicht zumuten könne. Es ist auch von anderer Seite vor 
diesen hohen Bel 
den. Vor 5. Jahren hat schon im Saalbau eine 
rotest-Versammlung stattgefunden. Varaufhin hat die 
ommission zwar im Jahre 1929 die Steuern gegenkt aber auch 
wieder nicht im richtigen Augenblick. Diese Sen kam so 

öt, daß sie nicht mehr den Erfolg gebracht hat, den man 
avon erwartete. Insbe : 
der Eierungskonni seion nicht mehr abgebrenst werden. 
Man verkündet uns nunmehr, daß man 


Jimi 1 3onRen 
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roße Steuer- 


sparen wolle. Diese Äußerung der Negierungskommission ist lei- 
er für mich der Beweis dafür, daß man immer noch nicht zu 
wissen scheint, was im Saargebiet gespielt wird. 

Es geht doch darun. 
ob es ug 2 pe ist, das Saargebiet durch diese 
schwere rise durchzusteuern 

' und einigermaßen den’ Zustand, den wir heute haben 
a Ze und der gewiß traurig ist ------------- 
zu erhalten oder gar zu verbessern { 
| oder Ob durch weitere Belastung der Yirtschaft und 


durch Zerstörung des Vertrauens die Krise nun noch 


mehr verschärft und noch mehr Arbeitslose geschaf- 
fen werden sollen. N. 
Dazu genügt nicht eing Ersparung_ von 15 lüllionen. Dazu ist 
eine Nachprüfung der Gesamtverwaltung zum Zwecke der Verwal- 
tungskostensenkung erforderlich. Das, was die Regierungskon- 
mission in der Serlape betr. Besoldungsreform der Kommunal- 
eamten für nötig hält, ist bei ihr noch viel wichtiger. 


ch behaufte hier im Bewußtsein voller Verantwortung der Torte, 


die ich hier ausspreche, daß es im Saargebiet Büros gibt, 
die mit hoch bezahlten Beamten besetzt sind, | 
die nicht einen Strich zu Gunsten des Saargebietes 
arbeiten, 0 
die aber aus falsch verstandenem Patriotismus nur 
für Frankreich arbeiten und dadurch die_ Interessen 
des Saargebietes schädigen oder vernachlässigen. 
nd dafür müssen vir Steuerzahler unser Geld auf den Tisch 


Fs sind eine Reihe Beamte, die P&cule beziehen, die wir nicht 
nur ohne Schaden entlassen können, sondern deren Entlassung 
dem Saargebiet einen außerordentlichen großen Nutzen bringen 


e. 

Ich sprach vorhin von der Zerstörung des Vertrauens. _ 
Sie wissen alle, daß ein Teil der furchtbaren Not, die in 
Deutschland besteht, darauf zurückzuführen ist, daß man infol- 
ge der Reparationslasten und der sonstigen Kriegsursachen ge- 
zwungen wer, die Steuerschraube in rücksichtsloser Weise an- 
zudrehen und daß man durch diese übermäßige Belastung der 
artpeheit zur Strecke gebracht hat. Nenn diese neuen Steuern 
im Saergebiet Gesetz werden, so werden wir eine höhere Steuer- 
Mas tung aben, als sie in Deutschland besteht. Es wird mir 
eingewendet werden, daß ein Vergleich zwischen der deutschen 
Steuerbelastung und unserer Steuerbelastung außerordentlich 
geauer ist. Das ist richtig, insbesondere deshalb, weil wir 

ie Hauszinssteuer hier nicht haben. Aber die Hauszinssteuer” 
wird bei uns in anderer Form erhoben und zwar durch die 


No szWangswirt t, 


astungen und Ausgaben immer wieder gewarnt wor- 


glerungs- 


sbesondere konnten die übertriebenen Ausgaben 
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Infolge der IMEBERGERTERGENLFESSHREt ist und war die franzö- 

sische Grubenverwaltung in der Lage, ihr Lohnniveau niedrig 

zu halten; auch das lo veau der Industrie ist niedriger. 

Die Industrie ist nur dadnrch in der Lage, die in Saargebiof 

er Deutschland höher liegenden Kohlenpreise zu bezahlen. 

son wir also keine Hauszinssteuer haben, so haben wir Joch 

eine ähnliche Belastung, wie sie drüben durch die Hauszins- 

steuer besteht. EL | 
Dazu kommt, daß wir eine ganz andere Kgryesastun (rel 
und satzsteuer erfahren, als die deutsche un 

andere lürtsc en. 

Allein die Zollbelastung betrug im letzten Jahre 


® a. vö 
fir werden nachher bei Besprechung der einzelnen Steuerarten 


noch feststellen müssen, daß abgesehen von der im Saargebiet 
nicht bestehenden Hauszinssteuer | 


alle anderen euerarten höher sind als in Deutschland. ° 


Es war leider in Sa:rgebiet so, daß das Gute, das man in 
Deutschland gemacht hat, in den seltensten Fällen nach hier 
übernommen wurde. Dagegen sind fast alle Fehler, die im Reich 
rer wurden, auch hier nachgemacht worden. 

e ist es zu erklären, daß das Saargebiet, das keine Kriegs- 
lasten zu tragen hat und dem im Gegenteil von der deutschen 
Sozialverwaltung und von Deutschland auch auf andere Weise 
große Fetröge zufließen, eine höhere Steuerlast als Deutsch- 

and hat. Wleweit diese Zuschüsse das Saargebiet entlastet 
haben, erkennt man daraus, daß die Saarkrise sich sofort ver-_ 
£ = hat, als die deutschen Leistungen eingeschränkt werden 

r haben erfahren, daß die heutigen Steuervorlagen zum größ- 
ten leil auf die Intiative des Herrn Präsidenten der Regle- 
rungskommission selbst zurückzuführen sind. Der Herr Präsident 
ist aber zu schnell, wenn nicht zu hitzisg vorgegangen. Bei 
einer eingehenden Früd seiner Verwaltung hätte er festge- 
stellt, daß diese Verwaltung dem Umfang des Saargebietes nicht 
angepaßt ist und er hätte selbst für Vereinfachung seiner Ver- 
waltung Seren müssen. 

a Ich habe ja vorhin schon angedeutet, daß ohne Schaden 
für das Saargebiet eine Neihe Büros geschlossen und eine Reihe 
Eerws. tungszucige vereinfacht werden können. 

Wenn der Herr Präsident sich richtig umgesehen hätte, hätte, 

er auch feststellen müssen, daß es im Saargebiet einen Studien- 

ausschuß gibt, der seine Daseinsberechtigung bisher noch nis- 

mals erwiesen hat. Ich garantiere, daß eine einfache Nitteilung 

en den Völkerbundsrat zur Auflös dieses Studienausschusses 
enügt. Erst wenn alle diese Nittel erschöpft gewesen wären, 
ätte der Herr Prädident an uns mit den Steuervorlagen heran- 
treten dürfen. _ 

ch habe in der letzten Sitzung des landesrates bereits ange- 
deutet, daß mir Mitteilungen zugegangen sind, daß man vielfach 
in der Hegierungskommission die scharfe Kritik des landesrates 
nicht versteht und daß namentlich die neuen Herren in der Re- 
Beraneakonni ssion manchmal in einer Weise Urteile apeenen, 

Be ‚eure die tatsächlichen Verhältnisse nicht gerechtfertigt 
sin Ä 


d "ir werden über die Tätigkeit_der Regierungskomission in 
prehet ee leise auf dem Laufenden gehalten. 
elbs 


| der Haushaltplan, der uns zugeht, stimmt nicht und 
m;st viele Verschleierungen oder zum mindesten Unklarheiten 
auf. 
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; an Fr. 8 000.- für Ve Imalogtaten 
Interricht ausgewiesen. In 'ürklichkeit sollen 


0.- dafür aufgewendet werden. 






Dann aber verlangt man von uns, daß mir, wie letzthin, 
teu in 2 & 


und auch die diesmalieren Steuervorlagen in höchstens 14 Tagen 
beraten und die Verantwortung dafür übernehmen sollen. 
Ich frage die Herren ger Bepiorungskonmi ssion, die die Kritik 
am Iandgerat geübt haben, ob sie in ähnlicher Lage sich eine 
solche Behandlung gefallsn lassen würden ? ? ? 
Ich habe auch bei 


höhere Erfassung der Grubenverwaltung 


verwiesen. 
‚.. Es ist selbstverständlich, daß die Grubenverwaltung zur- 
zeit wohl keiner allzu großen Überschüsse haben, aber die 
Gruben sind dem französischen Staat ja such zes : 
u 


worden - die Begründung, daß die Gruben als Ersatz für die | 
ö ordiranzösischen Gruben gegeben worden Selen, 1st 
3a nur eine Bemäntelung dieses Geschenkes -, denn die nord- 


ranzösischen Gruben sind ja längst wieder ın Betrieb. 

Deshalb hat der ‚ersasliör Tertreg Yerla t, daß die Gruben. 

an das Saargebiet 0290 Bee zn eisten haben und zwar gleich- 
ültig, wie die Rentabilität dieser Gruben ist, sollen diese 
bgaben nach dem Gesamtvermögen geleistet werden. Im übrigen 

sind in den früheren Jahren nach den Überschüssen auch viel 

zu wenig Steuern bezahlt worden, sodaß eine starke Erfassung 

nur einen Ausgleich bedeuten würde. 

Wenn die Grubenverwaltung nun droht, bei stärkerer Belastung 


die Feierschichten zu erhöhen und Gruben stillzulegen, 


so verstößt die damit gegen den Versailler Vertrag, der ihr 

nur unter diesen Bedingungen die Gruben übertragen hat. Außer- 
dem wird sich der französische Staat wohl überlegen, ob_er wei- 
tere Gruben stillegt, denn die 2 Sean, bei der Rückgliederung 
der Gruben wird davon abhängen. Für stillgelegte Gruben wird 
jedenfalls nicht viel bezahlt werden. 


Mir haben früher die Regierungskommission bereits er- 
sucht, 


en letzten Steuervorlagen schon auf eine 





den Vertrag mit der Bergwerksverwaltung zu kündigen 
und einen günstigen Vertrag, der dem Versailler Vertrag ent- 
spricht, abzuschließen. Beeen | 

Wir ersuchen die Regierungskommission nochmals dringend, 


Sie Kind] gung sobald 1s_möelich auszusprechen 
neue Verhandlungen anzubahnen. 


Zweimal habe ich an dieser Stelle schon über den Finanzausgleich 
und damit über unser heutiges Steuersystem gesprochen. 
Das von uns im Jahre 1923 verabschiedete Steuersysten, 


das ja im allgemeinen dem alten preußischen Steuer- 
system entsprach, 


hat sich zunächst für das Saargebiet nicht schlecht bewährt 
insbesondere haben die Gemeinden ihre Selbstverwaltung behalten 
und sie waren auch besitrebt, ihre Haushalte auszugleichen. 


Nur 
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Nur waren, was wir_immer wieder betont haben, die Gemeinden 
im Verhältnis zur Regierungskomnission zu schlecht gestellt, 
denn man hatte den Gemeinden größere Lasten aufgeladen, die 
früher nicht bestanden haben. 

Das verhältnismäßig klare Steuersystem hat man dann 

im Jahre 1927 durcheinander gebracht, indem man den Gemein- 
den einen Teil der indirekten Steuer und zwar einen Teil von 
der Umsatzsteuer zuwies und noch größeres Durcheinander hat 
man im Jahre 1929 bei der ur EngerLonseN. Man 
hat das bestehende er vollständig durcheinander gebracht 
und einen Finanzausgleich geschaffen, mit dem kein Mensch 
zufrieden ist. Jetzt sollen nun wieder Ausgleichsfonds ge- 
schaffen werden. Jede Gemeinde _muß daher ihre Verhältnisse 
so Schlecht als möglich darstellen, um aus diesen Ausgleichs- 
fonds berücksichtigt zu werden. Außerden besteht die Gefahr, 
daß diejenigen Gemeinden, die weniger gut gewirtschaftet ha- 

en, nun von den Gemeinden, die speroa und vorsichtig ge- 
wirtschaftet haben, mit durchgeschleppt werden müssen. Pine 
last muß natürlich den Gemeinden abgenommen werden und das 


ist v } . . > 0} 
die Belastung durch die Arbeitslosigkeit, 


die die Gemeinden ungleichnäßig trifft und die in erster 
Linie die :ohnsitzgemeinden belastet. 
ch möchte seitens meiner Fraktion den Vorschlag. 
machen, daß sämtliche Lasten, die durch die Arbeitslosigkeit, 
also die Arbeitslosenfürsorge und die Befreiung der Ausge- 
teuerten entstehen, den Gemeinden abgenommen werden und. 
urch Fü verbände, die eine größere Anzahl von Gemein- 
den oder ganzen Kreisen umschließen, übernommen vıLrd. 
Die zentrale Betreuung ist organisatorisch zweckmäßiger und 
iger. Ba wird dadurch ein einigermaßen gerechter Aus- 
gleich zwischen den mehr oder weniger belasteten Gemeinden 
erzielt. So, wie die ORLegun skommission den Ausgleich vor- 
nehmen will, geht es jedenfalls nicht und wir sehen trotz 
des Ausgleichsfonds von 10 lüiliionen, den die Regierungs- 
kommission schaffen will, ohne weiteres den unaufhaltsamen 
Zusenmenbruch der Gemeinden voraus. Nit den Vorlagen, die 
die Regierungskommission gemacht hat, wird dieser Zusammen- 
bruch nicht aufgehalten, sondern noch beschleunigt. \ir ha- 
ben zu Bremen Pringes eine ganz besonders große Zahl von 
Eingaben erhalten. Alle diese SAnBaDen weisen auf die Schäd- 
lichkeit der neu einzuführenden Steuern hin und alle. Einga- 
en Sagen uns, daß man andere Wege um einen Ausgleich zu 
finden, suchen müsse. \an kann nicht einer Bevölkerung,deren 
Einkommen in den letzten zwei Jahren fast um eine lülliarde 
durch Arbeitslosiskeit und Kaufkraftschrumpfung zurückge- 
gangen 1St, An 
| über 100 Nillionen neue Steuern auferlegen, 


Ich möchte Geegeah her den Herrn Präsidenten der Regierungs- 
kommission darauf aufmerksam machen, daß sein Landsmann 
G einer der größten englischen Staatsmänner gesagt 


" daß man in Krisenzeiten die öffentlichen Ausgaben ein- 
schränken, die Steuern senken, und dieser Belebung 
eines normalen Geldumlaufs die Sanierung der Mirtschaft 
überlassen müsse." 


Nenn wir daher die heutigen Steuervorlagen ablehnen, so hal- 
ten wir uns durchaus an die Richtlinien, die uns der Herr 
landsnann des Herrn Knox gegeben hat. 


Die 
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4 
Die Regierungskommission hat trotz unserer Ablehnung die letz- ,# 
ten Vorlagen in Kraft gesetzt. Ich möchte daher ausdrücklich | 
davor warnen, dieses Verfahren fortzusetzen. Es besteht durch- | 
aus die \Möglichkeit, daß die Regierungskommission mit uns zu- Mn 
sammen eine Verwaltungsreform vornimmt, daß sie mit uns zusan- "W% 


men einen Finanzausgleich zwischen Reglerung und Gemeinden ie 


vornimmt und die Arbeitslosenbetreuung in einer gerechten 


Weise regelt. 
echalb warnen wir nochmals vor der 


“ “ N | 
M 


Wr haben auch zu den Einzelvorlagen noch besondere Bedenken 
zu äußern: 


Zur Binkommensteuer: 


Be Bei der Einkommensteuer scheint uns besonders die 
Rückwirkung untragbar. Wan muß immer bedenken, daß in der 
Besteuerung nach dem drei japrigen Durchschnitt eine erkeb- 

iche Höherbesteuerung liegt, die auch dadurch nicht 
ausgeglichen ist, daß seinerzeit durch den Durchschnitt eine 


niedrigere Besteuerung erfolgt ist, denn heute sind die Ge- 
inne rapıds zurückgegungen, nährend sie Irüher ungefähr 
eic leben. 
r haben dann besondere Bedenken gegen die Fassung der 
2 buneskosten in der neue ge 
a: 


>» 
nz 

















aB künftighin Nerbungsko ‚Ausgaben für representa- 
tive Zwecke nicht mehr steuerfrei sein sollen, dagegen ha- l. 
ben_wir auch erhebliche Bedenken. Diese Frage ist durch ei- j 
ne Neihe von Heichsfinanzhofsentscheidungen geregelt worden. i 
ır haben die Befürchtung, daß diese Bestimmung wieder zu | 
Böner Reihe von llaßnahmen Veranlassung gibt, die leicht als | 
chikane empfunden werden. | F 
So ist z.B. früher vorgekommen, daß von Buchprüfern der Be- N: 





935 zur Aranze r verstorbene. Aneestell na Arpelter Qe i 
Steuererklärung zugeschlagen | daß Spenden für Mohl- | 
ätıskeitszwecke, : arme Kon r udel. den nne “ 
hlsgen w " 
Schlagen wurden. F 

E 


er 2 % ige Abzug bei Aktiengesellschaften und Ge- 
sellschaften mit Y 
Zuschlägen von 200 % die Steuer bereits höher als in Deutsch- ) 
land. Bei höher liegenden Steuerzuschlägen - die heute gar- | 


nicht mehr selten sind- wächst die Steuerbelastung in einen m. 


Ausmaße, das barnanpt nicht erträglich ist. Wenn in Meutsch- N. 
lend die Steuerbelas : war 

ie Unternehmen lebensfähig bleiben,bei einer noch weit höhe- | 
ren Steuerbelastung. I 


Zu der Einkommensteuer,insbesondere zu den nn 
der sozialen Abzüge usw. wird mein Freund Kiefer sprechen. 


Bei der 





möchten wir unsere alte Forderung, 
daß das Gattenerbe frei blei I 


erneuern. Praktisch wird eine große Einnahme aus der Be- 
Bteusrung des Gattenerbes nicht erzielt. Auch in Deutschland 
a 


ist das Gattenerbe steuerfrei. 
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ung Schon zu hoch war, wie sollen hier E. 


Erbschaftssteuer 4 





eschränkter Haftung wegfällt,_so ist bei En . 
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Gegen die 
iche -und Gebä t 
haben wir ebenfalls Bedenken und zıar hauptsächlich 
1 te e WI; t 


far (auben auch nicht, daß die Summe von 10 Millionen, die 
die BAD TONER ERBETEN erwartet, aus der BEinführung der 
staatlichen Grund-und Gebäudesteuer herausgeholt werden 


enn. 
Die Einführung der staatlichen Grund-und Gebäudesteuer ist 
auch erst dann BAR Lch venn die Frase der lohnungszwangs- 
vi ;haft einer Gesantlösung entgesengeführt is! 
rotz unserer ablehnenden Haltung Insgesant, stellen nr 
den Antrag, | 
daß Gemeinden, Kirchen, Schwesternhäuser und 
emp inENb22Ee Institute von der Grund-und Ge- 
‚  bäudesteuer befreit werden sollen. 
Ebenso wie wir vor 4 iochen die indirekten Steuern abge- 
lehnt haben, so lehnen mir auch die Salz-und Zuckersteuer 


Salz-und Zuckersteuer 


ab. Sollten tatsächlich diese Vorlagen gegen unseren Mil- 
len Gesetz werden, so müßte wenigstens eine kleine Menge 
im Kleinhandel steuerfrei bleiben und zwar die lienge, die 
im Reich bei der Einführung freigeblieben ist. 


Zur 





Umsatzsteuer 


habe ich vorhin schon gesagt, daß sie die letzte Reserve ist, 


die eine Regierung einzusetzen hat. Die Regierungskomnission 
hätte daher mit der Erhöhung der Umsatzsteuer noch. warten 
sollen, zumal gerade 248. UNaSER toner eine besonders preis- 
‚ fArKUung nat. 
1e8e BeelaS Tu Bpri sche "Arkung abzuschwächen, hat man 
das am ana assapriri log eingeführt. Gerade das Zwischen- 
handelsprivileg will man nun jetzt beseitigen. Das bedeutet 
eine Existenzbedrohung des Großhandels. In Deutschland hat 
man Sich auch mit der Umsatzsteuer beschäftigt. Nan hat sie 
erhöht. lien hat sich auch mit dem Zwischenhandelsprivileg 
des Großhandels beschäftigt. Das erkennt man daraus, daß man 
das Zwischenhandelsprivileg für den Einze beseitigt 
at, aber nicht für den Großhandel. Man weıß doch, daß eine 
Umsatzsteuer von 1,6 % oder gar 2 % für den Großhandel un- 
erträglich ‚. man hat deshalb, 
weil die 
weil man die Fauschalierung noch nicht hat durch- 
führen können, 


dem Großhandel vorläufig einen Ausgleich durch das Zwischen- 
ABESDERTLLOE geben wollen. 
Gerade der Großhandel wirkt in Krisenzeiten als 
und leidet mehr unter der Krise als viele andere 
rtscha Berup en. Er.leidet aber auch in der Nachkriegs- 
zeit unter Strüktürveränderungen und gerade in dieser, für 
ihn so besonders re it, will man ihm nun von 
Staatlicher Seite den Rest geben. Bisher war es umgekehrt. 


Wenn 
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Wenn einzelne Zweige der !irtschaft notleidend waren, so hat 

man ihnen geholfen. 

Das Zwischenhandeisprivileg muß daher in seiner heutigen Form 
erhalten bleiben. 

Auch hier stelle ich wieder fest, daß, wenn die Umsatzsteuer | 
nach der Vorlage der u RSOnEE KEN ABLON eingeführt würde, A 
wir heute höher steuerbelastet wären als Frankreich und Deutsch- 


w | 
Frankreich die Umsatzsteuer ermäßigt ist, bei uns ebenfalls - 


Bei dieser Gelegenheit eine Data a iung: Aus dem Amtsblatt 
der Regierungskommission haben wir ersehen, daß die Unsatz- 
steuer für Häuser nicht erhoben werden dart und daß man in 
ieser Beziehung unseren Anregungen, die wir in einer der 
letzten Sitzungen des Landesrates gemacht haben, gefolgt ist. 
Mr hätten gewünscht, daß auch unserer Anregung, die gewerb- 
lichen Mieten nicht mit Umsatzsteuer zu belegen, Folge _ge- 
leistet worden wäre. Immerhin sei die Feststellung erlaubt, 
daß die Regierung den 


Bruchteil eines Prozentsatzes unserer Forderung j 
erfüllt hat. | 


E Den Steuerprogramm liegt nun auch noch eine Vorlage 
& u % 


‚rhö er St benutz 


bei. lian kann wohl annehmen, daß diese Vorlage weniger aus | 
inanziellen Gründen gemacht worden ist, denn der erwartete 


rar ist gering, sondern daß als Grund für diese Steuer die 
Absicht 
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| 

| 

zu gelten hat, u 
die Konkurrenz der Eisenbahn, dass Auto , | 


weiter zu belasten. | Set | 
un muß darauf hingewiesen werden, daß durch die indirekten | | 
Bsuam schon die Nineralölsteuer erhöht worden ist und damit i 
eine Belastung des Autoverkehrs vorgenommen wurde. |. 
Dann muß aber auch darauf hingewiesen werden, daß nun durch | 
die weitere Verteuerung der Autokosten | 


EZ 


eine Flucht aus den großen Nagen 


angetreten worden ist. lie mir berichtet wird, wird zurzeit 
versucht, allgemein große llagen gegen kleine umzutauschen 
und da das nicht estn t, werden große Magen sus dem Verkehr 
ERzogen. Jeder stillgelegte Wagen bedeutet aber eine Ver- 
dichtung von Völksvermögen. Die erwarteten Nehreinnahmen 
werden nicht erzielt werden. Und wenn sie erzielt würden 
so wage ich zu bestreiten, daß die Erhöhung dem entspricht, 
was durch sie an lierten vernichtet worden ist. | 
en Ausfü Le, > ‚ daß man die 
usgaben für Straßen einschränken solle, können wir nicht 
ipflichten, da in den Ausgaben für Straßenbahn doch eine 
erhebliche lienge von Arbeitslöhnen steckt, die in der heu- 4 
tigen Zeit der Erwerbslosigkeit ausgegeben werden müssen, "1 
Schon um nicht weitere Arbeitslose Zu schaffen. .. 


Mir 
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Mr sind aber der lieinung, daß ne 
gureh Anleihen getätist werden sollte und da sdann die 
trabenbenutzungsgebühren zur Verzinsung und Amortisation 
dieser Anleihen gebrRaen® werden können. Es hätte bei unse- 
rer insgesamt ablehnenden Haltung nahe gelegen, daß wir auf 
eine Stellungnahme zu den einzelnen Vorlagen überhaupt ver- 
zichtet hätten. RE 
it Rücksicht auf die Mirtschaftsschädlichkeit mußten wir 
jeopn auch auf die einzelnen Vorlagen eingehen. 

r können nur nochmals betonen, daß Steuererhöhungen nur 
dann vorgenommen werden dürfen, wenn alle l\ßslichkeiter 
erschön nd und Sparmaßnahmen nıcht mehr Setroiien wer- 
den könner ar sind auch der \leinung, daß die Zolleinnah- 
men günstiger ausfallen werden, als die NRegierungskommission 
sie schätzt. Allein die Einfuhrunsatzsteuer, die auf 6 
erhöht worden ist, muß erhebliche Nehreinnahnen bringen. 

teresse unserer lärtschaft müssen wir allerdings auch 


fordern, daß die Regierungskommission eine starke Tätigkeit 
entfaltet, daß die Kontingentierunesmaönshnen Frankreichs 
bald abgebaut werden, _denn gerade dadurch geht uns, wie 


ich in meiner letzten Rede vor 4 Wochen, noch ausgeführt 
habe, ein erheblicher Teil der Zolleinnahmen verloren,oh- 
ne, daß wir von den Kontingentierungsmaßnahmen Vorteile 
erwarten KinnEan. ERTETEER ‘ as 

je Hegierungskommission hat auch zur Abwehr der 
Sriss keine nen utroften. Sie ist aus ihrer passıl- 
he altung nur schwer herauszudrängen. Allzu groß ist ihre 

orge, 





Ich möchte Sie daher auf die forte eines anderen Diktators 
‚verweisen, der uns genau so fem steht, wie die Regierungs-. 
kommission, der aber das Gute hat, daß er durch seine Energie 
für sein Vaterland manches geleistet hat. 


lussolini sagte vor einigen Tagen in einen 
Interview: 


"Ich habe mich überzeugt, daß der Tat das Primat 
zukommt. Sogar wenn sie verfehlt ist. Das Nega- 
tive, das Ewig-Unbewegte ist der Fluch." 
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Vorsitzender: Das Tiort hat Herr Abgeordneter Kiefer! 


Abg. Kiefer (2): Meine Dame und meine Herren! Die Regierungskomnis- 





sion plant - wie mein Parteifreund Becker Burget! rt hat - 
eine erhebliche Steuervermehrung in einer Zeit, in der un- 
sere !ärtschaft einen Tiefstand wie noch nie aufweist und 
u —— der breiten Volksschichten stark gesunken 
sın = 
Mir vom Zentrum verkennen es keineswegs, daß die 
Ausgaben für bestimmte Zwecke eine Vermehrung erfahren 
haben bei gleichzeitigem Rückgang der Einnahmen in ver- 
schiedenen Positionen. ienn im lonatsderchschnitt eines 
Jahres rund 40 000 gemeldete Arbeitslose zu verzeichnen 
sind, so müssen zu deren Unterhaltung mehr lüttel aufge- 
wandt werden, als wenn nur 15 000 bis 20 000 vorhanden 
wären, einerlei, in wessen Ressort die unrernaltung der 
Arbeitslosen fällt. _In Zeiten wirtschaftlichen Tiefstan- 
des gehen auch die Einnahmen sokenannter "staatlicher" Be- 
triebe, wie Eisenbahn und Post zurück, sodaß es auch hier 
erhebliche Defizite aus den je Kinnahmen zu _bestrei- 
ten gilt. Der Umfang des Eisenbahnbetriebes des Saarge- 
bietes ist ja viel zu klein um rentabel sein zu können, 
obschon die Verwaltung einer großen Betriebsausdehnung 
angepaßt ist. 
ie schon betont, haben wir Verständnis dafür, 
daß für bestimmte Zwecke mehr Mittel benötigt werden. 
Wenn aber die irtschaft einen erschreckenden Tiefstand 
zeigt und die Einkommen der lasse des Volkes stark zu- 
sammengeschrumpft sind, so müßten doch in erster Linie 
Bagehene Sparmöglichkelten ausgenutzt werden, bevor die 
teuerschraube weiter _angezogen wird. Und da ist es sehr 
zu bedauern, daß die Regierungskommission die uns vor- 
liegenden Intwürfe aufstellen ließ, ohne vorher mit den 
berufenen Vertretern der Bevölkerung in ausgiebiger Weise 
beraten zu haben. 
Man wird des Bindrucks nicht frei, als ob nicht 
alle lütglieder der ag ee so wie man es 
auch bei gewissen Volksschichten feststellen kann, 
sich des Erntes der wirtschaftlichen lage voll bemußt 
wären. lär fühlen uns verpflichtet, heute nochmals unsere 
wirtschaftliche Lage kurz zu skizzieren, damit man die. 
Notwendigkeit der Durchführung gegebener Sparmöglichkei- 
ten begreift, insbesondere aber auch die Verschonung der 
sse unseres Volkes vor neuen Steuerlasten. 
‚Leider muß ich Sie - wenn die wirtschaftliche 
Lage deutlich gemacht werden soll - mit Zahlen belästigen. 


Im Saarbergbau De Feng die Förderung in den 
ersten 5 lionaten 1932 nur mehr 4 207 468 Tonnen, gegen 
9 842 776 Tonnen im gleichen Zeitraum von 1930. Der För- 
derausfall in nur fünf ReuTen beirägt 1 635 308 Tonnen, 
gleich 28 Prozent. Diese reduzierte Fördermenge hätte. 
von rund 35 000 Bergleuten, sofern man sie an 24 Arbeits- 
tagen je lionat beschäftigt hätte, gefördert werden können. 
a aber im Durchschnitt der ersten fünf Monate noch über 
48 000 Bergleute eRSaNE > wurden, mußten sie in ihrer 
überwiegenden Mehrzahl 85 bis 53 Feierschichten in dieser 
Zeit in Kauf nehmen, wodurch mindestens 60 bis 66 Millionen 
anken an Lohn verloren ern EB” 
v In der eisenschaffenden Industrie ist ein noch 
größerer Produktionsfall zu verzeichnen. Gegenüber dem _ 
‚ersten Halbjahr 1929 sank in der gleichen Zeit in 1932 die 


Erzeugung 
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Erzeugung an Roheisen um 356 657 Tonnen 
Erzeugung an Rohstahl um 349 568 Tonnen 
Erzeugung an Malwerkerz 313 473 " 
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Sehr erheblich ist auch die Produktion in der Glasindustrie 
Begunken. In diesem Industriezweig waren Ende 1931 nur_mehr 
596 Arbeiter gegen 4 017 im Jahre 1913 beschäftigt. Die 

Flaschenglaserzeugung kam völlig zum Erliegen. 


Stark zurückgegangen ist auch der Tarenaustausch 
zwischen Paarkobie! und Deutschem Reich. ‘Im ersten Viertel- 
ep 1929 warden noch 563 617 Tonnen von der »aar nach dem 

ich at im Werte von 47 573 000 Mark; im ersten 
Quartal 1 
Mark NMengenmäßig sank die Ausfuhr nach dem Reich um 32.6 % 
und werimbßig um 52.21 %. Aus dem Reichsgebiet wurden ins 
Saargebiet 1929 im ersten ViSzbah ine eingeführt: 

25 Tonnen im hierte von 30 220 000 Mark; im ersten Quar- 
‚tal 1932 noch 161 032 Tonnen im Werte von 28 792 000 Mark. 
Mengenmäßig sank die Einfuhr um 35.8 % und wertmäßig um 
21.26 Prozent. | | 
Verheerend wirkte diese la auf den >tand 
der beschäftigten Arbeiterzahl. Im April 1929 waren in der 
anzen Saarwirtschaft noch 165 349 Arbeiter beschäftigt, in 
pril 1982 nur mehr 120 402. Die Zahl der Arbeitslosen -so= 
weit es sich um gemeldete handelt - im April 1929 nur 5 217 
gegen 42 093 im April_1932. | 
Die schlimme Lage der breiten Volksschichten wird 
erst so recht deutlich, wenn man folgendes er 
ahre 1926 waren in der ganzen Saarwirtschaf 
noch rund 183 500 Arbeiter ge zur Zeit hingegen 
nur mehr rund 120 500, mithin rund 60 000 weniger. Nehmen 
wir an, daß von den abgebauten Arbeitern 13000 Saargänger 
waren, So verbleiben noch 47 000, die aufs »aargebiet ent- 
fallen. Nun sind aber auch seitdem viele Arbeiter, die im 
Saargebiet wohnen und in Lothringen arbeiteten, auch um ih- 
re Arbeit gekommen, auch solche, die im Reiche in Beschäf- 
tigung standen. \Nan kann rechnen, daß rd 1926 rund 
283 O0U Arbeiter , die im Saargebiet selbst wohnen, aus der 
Beschäftigung ausschieden. Sie treten uns in den Arbeits- 
losenzahlen und der anormal erhähten Zahl der Pensionäre 
gegenüber. Nimmt man einen durchschnittlichen Schichtlohn 
von 34.-Franken an, so_ergibt sich, daß die abgebauten 
08 000 Arbeiter einen Iohnverlust im Jahre von 522 580 000.- 
Franken erleiden. Hinzu kommt noch der Lohnverlust, der 
durch Feier-und Kurzschichten bei den noch in Beschäftigung 
stehenden Arbeitern entsteht. Diesen kann man für 1982 auf 
mindestens 150 lMällionen Franken veranschlagen. Außerdem 
ergibt sich der Verlust der Beträge, die die abgebauten 

000 Sasrgänger im en verbrauchten. Zusammen 
kommt man hier auf einen Verlust für 1932 in Höhe von rund 
700 Millionen Franken. | 

Trotz dieser Entwicklung und solcher Verluste 
-hier haben wir es nur mit dem Ausfall von Arbeiierseite 
her zu tun - hat die ES PENESSON. ERLOR noch gegebene Spar- 
möglichkeiten nicht ausgenutzt. Andererseits will sie aber 
die in ihrem Einkommen stark geschädigten breiten Volks- 
schichten neben den erhöhten und vermehrten indirekten 
Steuern auch noch mit erhöhten direkten Steuern belegen. 

Nun haben ja die verschiedensten wirtschaftlichen 
Vereinigungen und Körperschaften zu den Entwürfen der Regie- 
zungskommission schriftlich Stellung BESHEIER. Einem großen 
Teil ihrer Forderungen und Sparvorschläge stimmen wir zu. 
Wir müssen jedoch folgende entschieden ablehnen: 


| 
| 
| 


32 nur mehr 397 849 Tonnen im lierte von 22 256 000.- 
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l. den Vorschlag der Handelskammer, die Unter- 
stützungssätze der Erwerbslosen abzubauen, 
solange nicht alle Sperns lichkeiten verwirk- 
licht sind, wäre es direkter Hohn, wollte man 
eine Senkung der an sich schon niedrigen Sätze 
vornehmen; 


2. die Zustimmung des Schutzvereins für Handel 
und Gewerbe, zu der Herabsetzung der Sozial- 
abzüge, erbungskos ten und steuerfreien Be- 
träge bei der Einkommensteuer; 


3. die Zustimmung des Handwerkerbundes zu diesen 
Herabsetzungen; 


4. die Forderung des Trierischen Bauernvereins, 
die auf Einführung der Zwangsarbeit für unter- 
stützte Erwerbslose _hinausläuft. Hier sind wir 
der \leinung, daß solch wichtige Forderungen 
nicht über den m. der Arbeiterschaft hinaus 
gestellt und aus dem Handgelenk heraus erledigt 
werden dürfen. 


Der nembsetzung der Sozialabzüge um ein volles Drittel, 
der Werbungskosten um ein Viertel bezw. Fünftel und der 
steuerfreien Beträge bei der Einkommensteuer können wir 
nicht zustimmen. Man muß sich darüber klar sein, was die- 
se Herabsetzung bedeutet. Nach den bisherigen Bestim- 
ungen ist steuerfrei, wenn das Brutto jahreseinkommen 
bezw. entsprechende \Monats-oder liocheneinkommen) folgen- 
e Summe gemäß Hausstand nicht überschreitet: 


| über Zag ader unter Tag,vor Feuer, 
sonstwo beschäftigt beschäftigt. 
2 EIER 5 480 6 080 Er. 
Verheiratete onne Kinder 6 560 a 
fe wit I _” 8 460 2.200 
E 5 A 9 720 10 3209." 
i mt 8." 12 8340 12 90 " 


Nach dem Entwurf der Regierungskommission- sofern er unver- 
ändert in Kraftgesetzt würde - blieben steuerfrei,wenn nach 
stehende Jahreseinkommen (bezw. entsprechende lochen oder 
Monatseinkommen) nicht überschritten werden: 


EL): ARE | 3 720 4 820 Fr. 

Verheiratete ohne Kinder 4 440. D..BAl 
a : 5 760 6.8360 " 
be TEE Are 6 480 en 
Se 8 160 8 760 " 


Durch die \gralmetaung der Bapaten Beträge wird 
gie Steuerpflicht auf eine große Zahl Arbeiter ausgedehnt, 
die an sich keine hohen Einkommen haben. Nehmen wir an, 

ein Arbeiter mit zwei oder drei Kindern unter 14 Jahren 
verdiente noch die zuerst angegebenen Jahreseinkommen, 

so ergibt sich, daß, falls die Regierungskommission ihren 
Entwurf in Kraft setzte, ein Verheirateter mit zwei Kindern 
> DAO Fr. und ein solcher mit drei Kindern 5 980 Fr. ver- 
steuern müßte. Is ist so, daß der steuerfreie Betrag nicht 
steuerfrei bleibt, wenn die zuletzt angegebenen Einkommen 
jeweils überschritten werden. Steuerbar ist dann der über- 
Schießende Betrag zuzüglich steuerfreier Betrag. Nehmen 


wir 
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_ Nehmen wir ein Bruttomonatseinkommen von 700 Franken, so 
brauchte ein Verheirateter mit einem Kind aufwärts bısher 
keine Lohnsteuer zu zahlen. Nunmehr müßte jedoch auch ein 
über Tage Beschäftigter mit drei Kindern Steuern zahlen. 
eiben wir bei einem Verheirateten mit zwei Kindern und 
700.-Franken Eytte-innpieinen, so wären steuerbar im Jahr: 
über Tag beschäftigt 3 720 Fr. und unter Tage beschäftigt 
8 120 Fr.. An Iohnsteuer kämen bei dem Satz von 5 Prozent 
bei dem über zuee. Banchäil Ligten 186.-Franken, bei dem 
Bayer kagebosch# tigten 156.-Franken in Abzug. In diesem Be- 
trag ist der Gemeindesteueranteil mit 150 Prozent enthalten. 
Erhebt eine Gemeinde eine über den Satz von 160 % hinaus- 
gehende Umlage, so ist von dem Gemeindesteueranteil, der 
/l1l beträgt, ein der erhöhten Umlage entsprechende Nach- 
steuer zu zahlen. In einer Gemeinde, die 300 % erhebt,kämen 
bei dem Übertagearbeiter 91.94 Fr. und bei dem Untertage- 
erbeiter 85.058 _ Fr. zur Nacherhebung, sodaß die ganze Steuer- 
belastung bei dem Ersten mit 700 Franken Bruttomonatsein- 
kommen £97.94 Fr. ,„ bei dem Zweiten 241.08 Fr. jährlich 


betrüge. 

Nun muß bedacht werden, daß es sich um Bruttoein- 
kommen handelt, von denen allein, soweit die Bergleute in 

age kommen, monatlich rund 100 Fr. an Beiträgen zur Sozial- 

zuas eherung abgehen,ohne die sonstigen Abzüge, die noch 
erfolgen. "ie von solch geringen Nettoeinkommen diese Steuer- 
beträge getragen werden Sollen, ist unbegreiflich. 

Heute ist es so, daß die erhöhten Gemeindeunlagen 
vom lohne gepfändet werden. Sehr viele Arbeiter mußten ohne 
jeden Centimes Einkommen am Iohntage nach Hause gehen. 


f . Meil eine solche Steuerbelastung untraghar ist, 
müssen wir auf der Durchführung noch bestehender Sparmöglich- 
keiten bestehen. 


Wie verlautet, sind die Zolleinnahmen doch höher 
als der Betrag vom I.Quartal erwarten ließ. Eine NMöglichkeit 
zur Vermeidung eines bestimmten Steuerbetrages bestünde dem- 
nach. Sodann sind die vorhandenen Reserven mit einzusetzen, 
damit eine he möglich ist. Darüber hinaus kämen noch 
folgende Sparmöglichkeiten in Frage, wobei uns, das betonen 
wir ausdrücklich, keine persönliche Voreingenommenheit nach 

leser oder jener Seite leitet: 


Weiterer Abbau der Aus magPenFasuhäigeng für die Mt- 
glieder des landesrates. Intziehung der Aufwandsent- 
schädi und Freifahrtkarte, wenn Abgeordneie nicht 
im Landesrat mitarbeiten; 


Aufhebung des Studienausschusses; 


Abbau der Zahl der ausländischen Beamten; die Fraktion 
ist der festen Überzeugung, daß die vorhandenen deut- 
schen Beamten ohne »chwierigkeiten die zu erledigenden 
Aufgaben bewältigen kännen; 


Ausreichenden Abbau der Sezüge der lütglieder der Kie- 
gierungskommission und der hohen Beamten, deren Zahl 
ebenfalls zu ermäßigen ist; 

Ausreichende Verringerung der Verwaltungskosten. 


Entsprechende Kürzung der bisher angesammelten P&cule- 
beträge; 
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Erhöh der Zolleinnahmen Daran Yorgrößerne der 
Einfuhrkontingente und Herabsetzung der Zollsätze 
auf lebenswichtige liaren; 


Herabsetzung der Erhebungskosten der Zollbehörde; 


| Aaneitieune der Doppelbezüge für Festbesoldete ‚Ver- 
e 


ringerun s Autoparks und Einschränk der Frei- 
Sahekerten T. Klasse: . 


Zanai Ghgune aller Ausgaben für den fakultativen 
französischen Unterricht; 


Erfassung der kommunalen Tahlbeamten durch eine 
entsprechende Verordnung zwecks Senkung ihrer Be- 
züge; 


Mr verweisen hierbei auf ähnliche Forderungen des Trieri- 
schen Bauernvereins und der anderen wirtschaftlichen Yer- 
einigungen bezw. Körperschaften. Wir sind der festen Über- 
zeugung, daß die Regierungskommission von einem erheblichen 
Teil ihrer Steuermaßnahmen Abstand nehmen kann, wenn sie 
unseren Forderungen entspricht, Besonderes Gewicht legen 
wir auf unsere Förderungen betr. Einkommensteuer. Es ist 
doch so, daß gerade die kinderreichen Familien durch die 
erhöhten indirekten Steuern wohl am meisten betroffen wer- 
den. Sie müssen darum von einer Erhöhung der direkten _ 
Steuern verschont bleiben, weshalb wir ersuchen, von einer 
Herabsetzung der Sozialabzüge, der lierbungskostenbeträ 


e 
und der steuerfreien Beträge ın der geplanten Forn Abstand 
nehmen zu wollen. 


(Bravo - Rufe ) 
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orsitzender: Das ort hat Herr Abgeordneter Lorenz! 


be. Lorenz (KP): Meine Dame und meine Herren! \enn wir als _Kon- 


munistische Fraktion heute zu diesen Steuervorlagen Stel- 
lung nehmen, dann ist es vor allen Dingen notwendig,darauf 
hinzuweisen, was die Steuervorlagen der Regierungskomnis- 
sion bezwecken sollen. Dies zeigen uns die Maßnahmen der 
letzten Tage. Ich erinnere nur an einiges. Erstens, weil 
die Kommunistische Fraktion in der "Arbeiter Zeitung” _ 
zur Steuervorlage Stellung genommen hat, wird die Arbei- 
ter Zeitung auf 4 "ochen verboten. 


(Pfui-Rufe der Kommunisten) 


Vas haben wir in der Zei tung geschrieben ? Mir haben _ge- 
schrieben, man soll einmal das Gehalt des Ministers Koß- 

mann Bet en Sem lohn eines Metallarbeiters. Nan 
soll das Gehalt des Ministerialdirektors Valentin Schäfer 
dem eines liaurergesellen IienRNerntelien. Wir haben einen 
Vergleich gezogen zwischen dem Gehalt des Präsidenten und 

den Einnahmen Eines Bergarbeiters im Saargebiet. Mr haben 
Eegenübergestell; einmal die Bezüge der P&culebeamten mit 


en Bezügen der Pensionäre aus dem en aus der Schwer- 


industrie usw. Mir haben aber natürlich am Schluß_unseres 
Artikels unsere Stellungnahme als Kommunistische Partei 
formuliert, wir haben uns nicht hingestellt und haben ge- 
sagt, wir bitten, wir möchten höflichst gebeten haben, 
wir sind bereit mitzuhelfen, sondern wir haben gesagt: 
"Auf diese Tatsachen kann es nur eine Antwort geben, und 
das kann nur geschehen im vereinten revolutionären Kampf 
der Arbeiter mit allen Nerktätigen. _ EN 
Und am Samstag Abend hat die Kommunistische Partei, die 
Revolutionäre Gewerkschafts eg zu einer Deuonstra- 
tion aufgerufen, wobei die Arbeiter ihren WÄAllen bekunden 
sollten, daß sie nicht bereit sind, süch solchen Steuer- 
diktaten zu unterwerfen. Am Samstag früh sah die Regie- 
rungskommission ihre Position so gefährdet, daß, wie mir 
berichtet mırde, Polizeibeamte bereits mit Karabinern 
die Straßen der Stadt Saarbrücken durchzogen. | 
Mir sind außerdem der Auffassung, daß, wenn gestern in 
eunkirchen die Nechtsschutzgemeinschaft, eine Organi- 
sation, von der man nicht sagen kann, daß sie revolutio- 
när ist, eine Versammlung der Tensionäre, der Arbeits-und 
Eröpnopfer, sine Versammlung, die bestimmt keine Staats- 
umstürz 
Der Führer der Hechtsschuszvereinigung ART ent zur Not- 
verordnung der Hegierungskommission. In der Diskussion 
bekommt ein Kommunist in der Versammlung das Wort und so- 
fort erscheint das Überfallkommando und löst die Versammn- 
{ung auf, weil angeblich die Regierungskommission belei- 
digt wurde. 


(Hört, hört bei den Kommunisten) 
Ob die Regierungskommission beleidigt ist oder nicht, hat 


man nicht von diesem Do ae aus zu betrachten. Die 
eglerungskommission wird sich immer beleidigt fühlen, 


wo die Arbeiter es begreifen, alle Möglichkeiten auszu- 
nutzen, nicht mehr zu bitten und zu flehen, sondern caß 
sie die llacht selbst in die Hände nehmen müssen,um ihre 
Lage wirklich zu verbessern. 

as ist weiter geschehen? 


er sind, auseinander schlug. Wie ist das geschehen? 
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Am Samstag früh, un 42 6 Uhr, _also bei Tagesgrauen, hat 

die Regierungskommission die vage schon so gefährdet ge- 
sehen, daß sie durch ein Überfallkommando am Neumarkt in 
den Vohnungen Arbeiter verhaften ließ. 


(Rufe der Kommunisten : Pfui !) 


Daß man keine Kinder verhaftete, wundert uns. Die betref- 
fenden Arbeiter mußten in Schutzhaft bleiben bis um 11 Uhr 
abends, weil dann, wie die Regierungskommission annahm, 
"die Gefahr eines kommunistischen Umsturzes” im Saarge- 
biet vorbei war. ir sagen dazu von dieser Stelle aus, 

die Gefahr eines kommunistischen Umsturzes besteht noch 
nicht, aber wenn die Gefahr eines kommunistischen Unsturzes 
wirklich besteht, d.h. also die proletarische Revolution, 


dann grrpet es die u: ge Ib nicht schriftlich 
mitgeteilt, sondern das wird sie sehr deutlich zu ver- 
spüren bekommen im Saargebiet. | 


mr sagen, Herr Präsident des Landesrates und Her 
Staatskommissar Kuchenbecker, hören Sie doch das Gezwit- 
scher dieser Vögel von Sozialdemokratische Partei ‚Zentrum 
und Deutsch-Saarländische Volkspartei, und machen Sie ih- 
nen doch einmal ein Nest in der Alleestraße, damit sie 
endlich unterkomnen. ER "Er. 
Eine weitere Frage. Ich bekgmme heute morgen die Mittei- 
lung, daß in der Nacht vom »amstag auf Sonntag ein Feuer- 
überfall auf das Parteigehäuse der Kommunistischen Partei 
stattgefunden hat, und zwar durch Nationalsozialisten,die 
in einem Auto kamen und vom Auto aus 6 bis 7 Schüsse auf 
das kommunistische Parteigebäude abgegeben haben, natür- 
lich wie immer, konnte man von den Landjägern und von der 
blauen Polizei, die am ae früh und am Samstag abend 
die Straßen Saarbrückens bevölkerten, bei einer solchen 
Gelegenheit nichts sehen und hören. Das alles sind die Be. 
weise dafür, daß dort, wo wirklich gegen die Notveron- 
nungspolitik der Kegierungskommission gekämpft wird, die 
ne n skommission mit den diktatorischsten Maßnahmen 
antwortet, | 


(Zurufe der Kommunisten: Sehr gut!) 


die sich gar nicht unterscheiden von den diktatorischen 
gabnahnen eines Brüning und eines Fapen jetzt in Deutsch- 
an 


(Zurufe der Kommunisten: sehr richtig !) 


und wenn man von diesem Gesichtspunkt aus die vache be- 
trachtet, dann sags ich,daß zwan auch noch an die Denk- 
schrift der Regisrungskommiss‘.on herangehen soll. Die | 
Denkschrift sagt folgerdes: Es ist nicht mehr als recht 
und Meg daß lerjenige, welcher heute noch Arbeit ım 
Saargebiet hat, dafür mehr Steuern zahlt. Mr sagen,die 
BE Rseskonui ssion hat damit nichts anderes zum Ausdruck 
ec racht, als wie, es ist nicht mehr wie recht und billig, 
ßB derjenige, weicher heute noch Arbeit hat, durch er- 
höhte Steuern bestraft wird. Aber natürlich, an die Be- 
steuerung ihrer Gehältern, an dis Besteuerung der P£cule, 
an die Besteuerung ihrer Großeinkommen und an die Besteue- 
rung der großen Gehälser und großen Vermögen, daran hat die 
Regierungskommission nicht gedacht. Von sich aus beurteilt 
die Regierungskommission die Sachlage pe folgender- 
maßen. Der Herr Staatskommissar Kuchenbecker hat in einer 
Kommissionssitzung gesagt und auch in der Antwort der 
Regierungskommission 
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Regierungskommission kommt das zum Ausdruck. Als wir Auf- 
klärung verlangten über die Zustände bei den P&ecule-Beanten, 
da sagte uns die Regierungskommission, das ist ein Privat- 
interesse, darauf können wir keine Antwort geben. 
Meine Dameund meine Herren, stellen Sie sich vor, 
ein P&culebeanter erhält Frs. 750 000.- Abfindung. Mir fra- 
n, wie setzt sich das zusammen ? Darauf erklärt uns die 


egierungskommission, das ist das Privatinteresse des betref- 


fenden Deamten, darauf können wir keine Antwort geben. 
(Zurufe der Kommunisten: Hört, hört !) 


Diese Antwort der Regierungskommission besagt: Die werk- 

tötige Bevölkerung des Snargebiotee hat das Maul zu halten 

und durchzuhalten, und wir Kommunisten sagen: Nicht das | 

Maul halten und nicht durchhalten, sondern kämpfen, um die 

berechtigten Forderungen der werktätigen Nassen. Und dann 

sagt die gern skommission noch, welche Sparmaßnahmen 
eführ 


sie Bugehe at. Sie sagt, das Geld, das sie in Frank- 
reich fes gelegt hat, ist dort Tastgst roten. 85 Millionen 
Franken haben mir bekommen, der Nest ist in Frankreich ein- 


Bro sen. Mr sagen darauf, nach unserer Auffassung ist das 
eld festgefroren in gun, Petungagirse! des französischen 
Imperialismus im Osten, in Elsaß-Lothringen. 
Mr sind der Auffassung, daß also von unSeren Steuern, _son 
unserem Geld der Festungsgürtel für den französischen In- 
erialismus im Osten angelegt wird. Mir sind außerdem der 
uffassung, daß, wenn dieses Geld festgefroren ist in Frank- 
reich, daß wiederholt der Antrag gestellt wurde, das Geld 
hierher nach dem Saargebiet zu bringen. Aber die Negierungs- 
ommission sagt, daran ist überhaupt nichtmehr zu denken. 
nenn die Dinge So aussehen, muß man sich auch die einzelnen 
Vorschläge, die gemacht wurden, ansehen. Herr Kiefer sagt 
hier, daß sie die Forderungen des Trierischen Bauernvereins 
ablehnen. ir sagen, das,was Herr Kiefer gesagt hat, war 
nichts anderes, als in dieser Vollversammlung eine wohl- 
klingende Geste. 


(Rufe der Kommunisten: Sehr gut!) 


Ich gestatte mir die Frage an Herm Kiefer: Sind Sie Hell- 
seher ? Das Zentrum - es sind alles sugschhaggsbenie Leute 
des Zentrums - es sind leute wie z.B. der Pastor Milhelm 
von _ehrden, führende Männer, die haben dort die Geschichte 
in der Hand und sie gehen im Restkreis_ Yadern herum,reden 
dort von der Not der Kleinbauern. Der Kleinbauer weiß ganz 
prasn, daß, wenn der Srwerbslose bezahlt werden soll in Na- 
uralıien daß die Hegierungskommission das ausnutzen wird, 
um rückständige Steuern von den Kleinbauern einzutreiben 
durch Beschlagnahme der Frucht auf dem Felde. Das weiß der 
einbauer. Deshalb sagt der Kleinbauer: Die Erwerbslosen- 
unterstützung auszubezahlen in Naturalien müsse man ablehnen. 


Und wir sagen, wenn der Trierische Bauernverein die Bezahlung 


der Erwerbslosenunterstützung in Naturalien fordert,die Fra- 
ge der Zwangsarbeit aufrollt, dann ist das nichts anderes, 
als die sogen. freiwillige Arbeitsdienstpflicht und die 
Fütterung mit der Gulaschkanone. Und wir sagen, wir würden 
uns nicht wundern, uns geht es nicht wie dem Millionär | 
cker. Er ist immer erstaunt über die Maßnahmen der rd ar 
rungskommission. Er ist so verdattert, daß er nicht konkret 
sagen kann, was die Zentrumspartei überhaupt gegen die Not- 
verordnungen tun will. Und wir sagen, wir sind nicht _er- 
Staunt, wenn eines schönen Tages eine Verordnung vorliegen 
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würde, eine Notverordnung, daß die werktätige Bevölkerung 


im Saargebiet gefüttert wird um 12 Uhr mit der Gulaschkanone. 


Soweit _ ist es fast. Holen Sie sich die Arbeitsdienstpflicht 
in Tholey, holen Sie die Arbeitsdienstpflicht, wie sie in, 
der deutschen Republik durchgeführt wird. An diesen Deispie- 
len sehen Sie, was diese Dinge zu bedeuten haben. 


(Zuruf aus dem Zentrum: Immer besser als Hunger leiden 
wie in Rußland !) 
Mir kommen darauf zurück und zwar auf einige wichtige Be- 
ner en. Herr Millionär Becker sagt, das Ngargobint habe 
keine Kriegslasten zu zahlen. Der Millionär Becker hat bei 
diesem Mort von sich aus geschlußfolgert. Er hat eins ver- 
gessen, oder bewußt demagogisch nicht gesagt, daß die Tat- 
Sache, daß wir unter der Gewalt des französischen Imperia- 
iismus stehen, schon Kriegslasten genug sind für die werk- 
ee Massen. Weil er morgen vielleicht seine Geschäfte 
mit dem französischen Imperialismus macht, deshalb hat Herr 
Röchling pre in Trier sich heißer geschrieen: Die Saar 
muß zurück zum deutschen Vaterland. Man muß diese Dinge 
wirklich untersuchen und muß sich die Frage stellen, wenn 
diese Leute solche Dinge hier Barauagssen wir zahlen kei- 
ne Kriegslasten, deutsch bleibt die Saar usw.,so soll man 
sie immer wieder daran erinnern, das ist unsere lleinung 
die Mein der Kommunistischen Fraktion, daß doch sb e 
ihre Freunde im Reich und die Freunde des Herrn Röchlin 
es sind, die Schritt für Schritt mit dem französischen In- 
ans gohen EA. TRESCHELDBTINE des Saargebietes. Und 
as Vesentliche für sie ist der Mil u Se Natürlich, 
daß man das nicht verträgt, daß der Herr Schmelzer sich in 
einer Ba Her ann kohne bewEsn fühlte, zu sagen, er warnt 
und Kommunisten davor, der Regierungskommission Hılfsstel- 
lung zu leisten. Er warnt uns vor franzosenfreundlicher 
Politik. Ausgerechnet der Herr Schmelzer, ausgerechnet der 


Parteifreund des Herrn Hermann Röchling, der Seine Millionen- 


Bee mit dem französischen Imperialismus gemacht, der 
ür den französischen Imperialismus Kriegsmaterial nach 
Schanghai geliefert hat, die werfen uns vor, französische 
Politik zu machen. Herr Schmelzer sagt im Zusammenhand  da- 
mit, die Bags Fongehaumi asion diktiere hier im Saargebiet 
kraft ihrer Gewalt, die man ihr gegeben habe. Ich gestatte 
mir die Frage: Wer hat ihr die Gewalt gebeben ”? Diejenigen, 
die heute demagogisch gegen den Versailler Freiden, den 
sie vor 10 Jahren unterzeichnet haben, protestieren. Und 
das sind diese leute, die sich damals gesagt haben: Ne, 
auf der höre gr au Hütte, an dem einen Hochofen ‚eine Fahne 
Schwarz ,‚weiß,rot, die Hauptsache ist, es gibt Pi.nke-Pinke. 
Dies ist unsere Auffassung zur Begründung, mit welchen Mit- 
teln die Regierungskommission gegen die werktätigen Massen 
im Saargebiet vorgeht, wir können und wollen uns nicht her- 
stellen und bitten und betteln und irgendwelche betrügeri- 
Sche Demagogische Geschichten machen. !ir müssen vor allen 
Dingen saßen. um was es geht. lir sind der Auffassung,daß, 
wenn zur »teuervorlage an und für sich Stellung ei 
werden soll, so ist ein Anspruch des Millionärs Becker in 
einer Kommissionssitzung sehr wichtig, ihr wollt uns ja _ 
ann alles nehmen. lär als Kommunistische Fraktion sagien, ja, 
den Millionären alles zu nehmen, das ist der Sinn der komm- 
nıstischen Anträge und des Kanpfes unter Führung der Kom- 
munistischen Partei. ir wollen die Arbeiter entlasten, 

ie Millionäre belasten, alle großen Verdienste belasten 
Soweit es nur möglich ist. Das ist notwendig und das ist 


unsere 
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unsere wichtige Aufgabe. 


(Glocke des Vorsitzenden) 


In der vorigen Sitzung hat schon dauernd die Glocke des 
Vorsitzenden geschellt, und es könnte möglich sein, daß 
man uns das ort entzieht. 


(Zuruf des Vorsitzenden: Das kann schon passieren) 


Das wäre ja nur eine weitere Demonstration, mit welchen 
Maßnahmen die Megierung ihre Steuernotverordnung zur Durch- 
führung bringen ll. 


| Ein weiteres Beispiel. Vielleicht gehört das auch 
nicht zur Steuernotverordnung. 
Ein BAFSSE der Deutsch-Saarländischen Volkspartei 
fordert, daß 5000 Bergleute nach Frankreich verschachert 
werden Sollen und zwar wird die fNegierung beauftraet, mit 
dem französischen Staat in Verhandlung zu treten, damit 
er 5000 Bergarbeiter zur Beschäftigung übernimmt. "ine 
demagogerische Forderung, eine - ich möchte sagen, blödere 
Forderung- habe ich jedenfalls noch selten vor Augen be- 
kommen, einmal unter dem Gesichtspunkt: Ist die Arbeits- 
losigkeit in Frankreich weniger groß, anderseits, daß man 
doch damit nichts anderes bezwecken will als die Schaffung 
von Strafkolonien, wo man weiterhin die Möglichkeit hat, 
sogenannte unliebsame Elemente hinzubefördern. 
Mr als Kommunistische Fraktion sind der Auffassung, warum 
will man die 5000 Bergarbeiter nach Lothringen transpor- 
tieren, die Grube Altenwald und andere liegen still. ir 
fordern von der Negierungskommission, daß_sie verordnet 
daß diese stillgelegten Gruben wieder in Betrieb gesetzt 
werden, damit die Arbeiter Beschäftigung finden. Herr 
Röchling ist für Abtransport der rt eiter nach Elsaß- 
pehringen, dann stellt er sich hierher und hält große An- 
klagereden gegen die Regierungskommission mit dem Grundton 
seines treuen Deutschtums. So muß man sich solche Anträge 
vor Augen führen, da man versucht, den Kommunisten Franzo- 
senfreundlichkeit in die Schuhe zu schieben. Nan versucht 
mit allen !litteln, den Kommunisten etwas anzuhängen. Ich 
habe die Gelegenheit wahrgenommen, unter 130 Bergarbeitern 
nach ihrem Einkommen nachzufragen. Das Ergebnis war folgen- 
es: 78 Bergleute hatten ein Einkommen, das 500 Franken 
monatlich nicht überstieg. Ich glaube, wenn ein solcher 
n am Zahltage nach Hause kommt, dann ist er wirklich 
enug aufgehetzt, die Kinder schreien nach Milch, der 
usbesitzer nach \liete, das Steueramt nach Steuern,und 
ann Sagt man, die Kommunisten hetzen die Leute auf. las 
wir machen, ist nicht die Leute aufhetzen, sondern der 
werktätigen \lasse Führer zu sein gegen eine solche Notver- 
ee li hit. Unter diesen 78 Bergleuten sind welche, 
die 3,4 bis 5 Kinder haben. Ferner haben 3_von diesen Leu- 
ten angegeben, daß sie im N\onat bis zu 80 Franken Strafe 
gehabt haben. Es wurden 420 Franken ausbezahlt, hiervon 
gehen noch ab die Soziallasten. Wenn dann die Arbeiter _ 
unter Führung der Kommunisten auf die Straße gehen, um ih- 
ren Kampfwillen zu zeigen, werden sie zu Dutzenden verhaf- 
tet, unerhört bestraft. So haben wir in der Kommission 
Flle aufgezeigt, wo selbst Kinder, die Ausflüge machten, 
als des Vergehens schuldig gesprochen wurden gegen die Ver- 
ordnung der Regierung in bezug auf nächtliche- und Gelände- 
übungen. Du 
r 
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Der Fachreferent der Regierungskomnission hat in der 
Kommission erklärt, daß die Produktion der Schwerindustrie 
zurückgegangen sei. lür haben darauf hin gesat, sagen sie 
uns einmal, wie weit der Brotkonsum zurüc Begangen ist. Was 
die Arbeiter haben, ist zum Sterben zu viel und zum Leben 
zu wenig. Der Fachreferent erklärte darauf, daß eine Auskunft 
auf diese Frage zur Beratung von Steyervorlagen nicht nötig 
sei. enn das geflügelte ort von Apzel und dem Stück Brot 
Geltung hatte, so ist es heute so, daß der Arbeiter nicht nur 
nicht mehr den Agsel bekommt, sondern es wird ihm noch der 

ößte Teil des Stück Brotes abgenommen. enn man durch die 

rgarbeiterdörfer geht, sieht man, welches Elend da herrscht. 
Nur ein Bild des Elends - so kommt kürzlich ein alter llann 
der an zwei Stöcken gehen muß zu mir und sagte, was sagt ihr 
azu, mir haben sie von der Nente 70 Franken abgebrochen. 
Der Mann hatte 230 Franken gehabt, jetzt bekommt er noch 
160 Franken. Von diesen 160 Franken soll er einen \onat le- 
ben, Licht, Miete und Kohlen bezahlen. Von Kleidern, Schuhen, 
\äsche udel. nicht zu reden. Sehen Sie sich weiter den 
"Dffentlichen Anzeiger" an, der strotzt von vorn bis hinten 
von Bekanntmachungen über Zwangsversteigerungen. Dem kleinen 
Schuhmacher holt man seine laschine, dem Bauer die Kuh und 
en Pflug weg. Ein kleiner Hausbesitzer, der 30 bis 40 und 
vielleicht noch mehr Jahre perssitet hat, versteigert man 
sein Häuschen zwangsweise. Ian kann bei all diesen Fragen, 
die Dinge nicht so stellen, daß nen engl, die gaglerun S- 
komission muß Geld haben und wir sind bereit Geld zu be- 
willigen. ir als Kommunistische Fraktion sind der Auffas- 
sung, daß die Sache so zu behandeln nichts anderes ist, als 
ein Streit, mehr über das Tempo der Durchführung der Steuer- 
notverordnungen. "ir jedoch streiten uns nicht um das Tempo, 
nicht um den Zeitraum der Durchführung, sondern die Durch- 
führung einer solchen Notverordnung muß vom Standpunkt des 
Arbeiters des Klein-Nittel_-und Zwergbauern, kleinen Ge- 
werbetreibenden mit aller Entschiedenheit a great werden. 
Das ist das, was uns als Kommunistische Fraktion von den 
übrigen Parteien trennt, die Arbeiter, die gesante werktä- 
tige Masse muß den Kampf en aufnehmen. \lenn es_sich 
um Forderungen handelt, so haben wir in der ersten Landes- 
ratssitzung unsere For erungen gestellt und zwar zu den 
verschiedensten Fragen, insbesondere auch heute zu diesen 
teuervorlagen usw, Tür haben in der letzten Kommissions- 
Bi FFUDE den Antrag eingereicht, der TaBgaza ni ger Morice, 
oll heute hier in der Vollw rsammlung des Landesrates seine 
teusernotverordnung begründen. !är sind der AufZapeung,daß 
. er uns Sagen könnte, p urch und weshalb diese Erhöhungen 
nötig sind was gain? eauftragten nicht sagen dürfen, diese 


Bogen, darüber dürfen wir keine Auskunft geben, oder, wir 
sind nicht ermächtigt, eine Erklärung aheuggben. 
| eiter haben mr gen Antrag gestellt auf Aufhebung 
des Fagbotge der Arbeiter-Zeitung, da wir auch die Stellung- 
nahme des landesrates unseren !ählern mitteilen möchten. 
Zur 
Einkommensteuer 


ist die Frage zu stellen, wie muß eine Änderung durchgeführt 
werden, um zu verhindern, daß die Arbeiter und lerktä = 
n Zukunft Steuern bezahlen müssen ? Mir haben beantrget, 
aß eine steuerfreie Grenze festgesetzt wird auf 15 00 
anken. Daher beantragen wir: 
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Die Kommunistische Fraktion beantragt: 


a) die Erhebung eines Zuschlages zua den Einkommen- 
steuern darf nur vorgenommen werden, wo die jähr- 
abe Flak mmensgrenze von 30 000 Franken überstie- 

en wird. 
er Zuschlagserhebung wie folgt: 


Von Einkommen von 15 - 20 000 Franken werden 5000 
Franken mit versteuert; 

Von Einkommen von 20 - 25 000 Franken werden 10 000 
Franken mit 1% versteuert; 

Von Einkommen von 25 - 30 000 Franken werden 15 000 
Franken mit 1 4/2 % versteuert. 


Einkommen über 35 000 Franken werden voll versteuert 


mi 0, 
7 1) AO 000 1 " 7 10 
2 " 45 000 0 " " +5 2, 
" " 50 000 7 n " 0 % | 
E a © si " 20 %, hier- 


zu treten weitere 20 % Sondersteuer. 


Staatsbeamten zahlen für ihre staatlichen Be- 
züge die entsprechenden Zuschläge. 


Das sind unsere Forderungen zur Einkommensteuer- 
verordnung. Diese progressive Staffelung ist notwendig, daß 
ger jenies, der unter 15 000 Franken verdient, überhaupt kel- 
ne Einkommensteuer zu zahlen braucht. fir sind der Auffas- 
sung, daß damit eine wirkliche Entlastung der POrKArtLgen 
Bevölkerung erreicht wird. !ir geben uns aber keinen Illu- 
sionen hin, daß die Knox-Regierung mit dem Finanzminister 
lorize diese Forderung zustellt v on uns im Auftrage unserer 
84 lähler annehmen wird. Man hat engl. wenn die Re- 
gierung diese Vorlage ohne das Gutachten des Landesrates 
zu beachten in Kraft setzen würde, dann wolle man eine Pe- 
tition an den Völkerbund machen. ir haben daraufhin er- 
widert, daß wir uns einer derartigen Petition nicht an- 
schließen werden, weil doch damit der Teufel bei seiner 
Großmutter verklagt würde. Herr Kiefer und Herr Levacher 
haben einmal bei Sekt und Min eine solche Petition an 
den Völkerbund eingereicht. Herr Röchling_ hat gern Erfolg 
davon getragen. Ein dritter im Bunde war Herr Petri. Solche 
Petitionen Sind nicht dazu angetan, das Problem zu lösen. 

Mir haben außerdem weitere Anträge zu der Vor- 
lage der Einkommensteuer gestellt, die wie folgt lauten; 


1) Unter Punkt 3 ist der Absatz a) zu streichen. Zu 

den Absätzen b und c verweist die Kommunistische 
raktion auf ihre ETIOEDRSE I. CHR anErıe® die 

sie zur Steuerpolitik überhaupt gestellt hat in 
gar eraign Vollversammlung des landesrates am 


2) Unter Punkt 4, Vegfall:des Abzuges von 3 42 % 
des Stemmkapi tals ve}, der Einkommensermittlung 
für nicht geläche erägnen. Vollständiger 
Vegfall deb Abzuges von &0 7 der Überschüsse 

ei den G.m.b.H., ausgenommen davon sind Arbei- 
ver, Angestellte und Boante , Ein-und Verkaufs- 
genossenschaften. 


Bl. 





er dieses Einkommen hinaus eine Staffelung 
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3) Der $ 57 der Steugrverordnung wird gestrichen, die 

esetzlichen Bestimmungen betr. die Erhebung der 
hn-und Gehaltssteuer werden außer Kraft gesetzt. 

Zu Punkt 7, die steuerlichen Sätze sind in jeder 

Staffelung zu verdoppeln. 

Die Steuerlisten sind offen zu legen. 

Auf Dividenden und Tantiemen wird eine Sonder- 

steuer erhoben in der Höhe von 20 %. 


fir haben außerdem auch zur Krage der Einkommensteuer wei- 
tere Anträge gestellt, die dem landesrat schriftlich vor- 
liegen. ir haben außerdem auch zur Frage der Vermögens- 
steuer Stellung genommen und wir sind der Auffassung, daß 
wenn es Schon einmal um diese Steuer geht, dann auch ünd- 
lich diejenigen dazu herangezogen werden, die wirklich Ver- 
mögen zu versteuern haben. Unser diesbezüglicher Antrag 
lautet wie folgt: 


Der Zuschlag _ wird nicht erhoben bei Vermögen, deren 
Höhe in der Steuersatzordnung unter a - c Tällt. 


Zuschlag für Vermögen in der Steuersatzordnung 
zwischen c und d beträgt 5 v.H. 


Laymigen in der Steuersatzordnung von d bis zu 
500 000 Franken 10 v.H. 


Vermögen unter e in der Steuersatzordnung bis 
1 000000 Franken 50 v.H. 


jermögen unter der, Steuersatzordnung f - g mit einem 
Zuschlag von 100 %. 


Im übrigen verweist die Kommunistische Fraktion auf 
ihre An 


eroßen Vermögen. 


Wr sagen weiter, wenn der kleine idann, beim Haus, beim 
Grundstück, dieselben Steuern bezahlt wie der Desitzende, 
er bei weitem höher belastet ist als derjenige ,welcher 
Millionenvermögen hat. Deswegen wollen wir noch einmal zum 
Ausdruck bringen, wir sagen nicht gerechte Verteilung, was 
nachher so aussieht, daß die werktätigen Schichten le 
Lasten aufbringen müssen, wogegen die oberen Schichten 
nur die Rechte haben. Wenn es eine gerechte Verteilung | 
sein soll, dann müssen die WWIRRTIGEE IREBUR, die Arbeiter 
von den Steuem verschont werden und die Steuern müssen 
denen auferlegt werden, die auch wirklich imstande sind, 
sie zu zahlen. 

Wir haben auch Arträge eingereicht zur staat- 
lichen-Grund-und Gebäudesteuer. Hierbei müssen wir wieder 
arauf zurückkommen, wer nach der Verordnung der Regierung 
yon _den staatlichen Grund-und Gebäudesteuern ausgenommen 
werden soll. Es sind dies 1) alle staatlichen Anstalten, 

alle Kirchen usw., also dort, wo man belasten könnte, 

d ich möchte weiter noch sagen, dort, wo eigentlich die 
uschüsse aipenhen. Dort,wo die Regieru skommission Wil- 
lionen hingibt, wo sie die Zuschüsse ver i1li86, wo immer 
wieder neue Millionen hingehen, denkt sie nicht daran, die 
erhöhte Besteuerung durchzuführen. 

ee Mir sind deshalb der Auffässung, daß die staat- 
lichen _und Gemeinde-Grund-und Gebäudesteuern in einer 
ahderen Form geregelt werden müssen. 


Bezüglich 


räge zur Erhebung einer Sondersteuer auf alle 
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Bezüglich der Grund-und Gebäudesteuer bringen wir folgenden 
Antrag ein: 


a) Von der Gemeinde-Grund-und Gebäudesteuer werden 
sofort befreit, alle deren Einkommen 30 000 Franken 
nicht übersteigt und deren Grund-und Gebäude- 
Nutzungswert und Ertragswert insgesamt die Höhe der 
Di&ferenz zwischen tatsächlichem Einkommen und 
Existenzminimum(30 000 Franken) nicht überschrei- 
tet. Vorgenannte werden auch nicht von der Staat- 
lichen Grund-und Gebäudesteuer betroffen. 


b) Die Gemeinde-Grund-und Gebäudesteuer für die,deren 
Einkommen mehr als 30 000 F„anken im Jahr beträgt, 
werden in jedem Detrag des Grund-und Gebäude- 
Nutzungs-und Ertragswertes mit der lNMaßgabe der 

rn Staffelung besteuert, Das Zuvorgesagte 
indet auch Anwendung bei der staatlichen Grund-und 
Gebäudesteuer. Die FYogresgivstg}Telung soll durch 
folgendes Schema ihre Regelung finden: 


wenn das Einkommen mehr als Bei einem Gebäude 


Nutzungswert und Er- 

30 - 50 000 Fra.beträgt. 1pa 
Bei Einkommen über 50 000 21 | 
bis 100 000 Franken. für jede weitere _an- 
ar gefangenen, 5000 _Frs. 
Bei Einkommen über 100 000 Frsweitere 2 '/2 % Erhö- 


un£. 

Erhöht sich der Pro- 
zentsatz in allen 
Staffelungen um 100 % 
werden 50 @ des T- 


is 5000_F 


trags-und Nutzungs- 
wertes als Grund-und 


Gebäudesteuer erhoben. 


c) Die Vohnungszwangswirtschaft wird in allen Gemein- 
den des Saargebietes wieder eingeführt. Neubau- 
WOREOR. fiskalische Vohnungen sind mit einbe- 

iffen. 

er bisherige Be a ae Eee mungen tor 
wird geändert mit der Naßgabe einer 5 % igen lierab- 
setzung der lüete. 


Das sind unsere Anträge zur Regelung der staatlichen Grund- 
und Gebäudesteuer. 


Wir haben außerdem einen anderen Antrag eingebracht 


Wiedereinführung der lohnungszuangswirtschaft 
ım ganzen »aargebıet, 


und zwarssind wir der Auffassung, daß der beste Müeterschutz 
darin besteht, daß die lohnungszwangswirtschaft nicht nur 
ei Altbauten besteht, sondern daß sie auch auf Neubauten 
ausgedehnt wird, insbesondere auch auf die Fabrik-und lerks- 
wohnungen usw. = 


zur 


| ‚Natürlich haben wir dabei nicht aus dem Auge gelassen, 
den kleinen Hausbesitzer, den Man ihgn Bez ne Sr &ubenden Sonlorn 
wir sagen , zur gleichen Zeit, daß dem kleinen Hausbesitzer, 
dem Kleingewerbetreibenden die notwendigen Zuschüsse aus den 
Mitteln, welche die Regierungskommission zur Verfügung hat, 
| egeben 


gawerz bis 1000 Fr. 
rs. 
2 % bis 10 000 Frs. 


ar 
iv 
(9) 
N 
Ab- 
mv 
m<: 
Bay 
® 
U 
i In 
8 
23 
zo 
“ og 
ar 
U 
Es 
DD 
Ku) 
m 
KK 
a 
I) 
MM, 
| S 
An 
=® 


ur z 








gegeben werden, damit sie in der lage sind, ihr Haus halten 
zu können und die notwendigen Reparaturen vornehmen zu las- 
sen, sodaß er imstande ist, seine lliete zu zahlen. 


Ein ‘ort zur 


Straßenbenutzungsgebühr. 


Mr sind der Auffassung, daß es nicht genügt, wenn man sagt, 
die Straßenbenutzungsgebühzen lehnen wir ab, sondern wir 
sind der Weinung, daß die Straßenbenutzungsgebühren für 
alle ahrzeuge nicht erhoben werden darf, die dazu dienen, 
einer familie den Unterhalt zu gewähren, für alle die Fahr- 
zeuge, die dazu dienen, den gewerblichen Unterhalt zu schaf- 
fen oder den Beruf auszuüben. Natürlich mt der Einschrän- 
ng, daß dort, wo mehrere Fahrzeuge zur Verfügung sten, 
prupiejsweise bei einer Fima in Saarbrücken, die eine 
Anzahl Fahrzeuge besitzt und die ganzen Einnahmen hat,also 
aß man lebt von der Ausbeutung der Chauf feure und daß die 
traßenbenutzungsgebühren für nehrere lagen gestaffelt zu 
erheben bezw. festzulegen ist. Mir sind also der Auffassung, 
daß jemand, sei er Angestellter,Peamter, Kleinbauer,Klein= 
ewerbetreibender, der ein Fahrzeug hat, von der Steuer be- 
reit sein müsse, das sind alles EuaSBENngen 198 uns, die 
unter dem Gesichtspunkt gestellt werden, daß der kleine Nann 
auch in dieser Frage von den erhöhten Steuern verschont 
werden soll. 
fir sind außerdem der Meinung, daß bei diesen gan- 
zen Forderungen die Frage gestellt werden muß: Haben wir 
s Kommunistische Partei irgendwelche Hoffnungen, geben wir 
uns irgendwie Illusionen hin, daß diese Forderungen erfüllt 
werden, So sagen wir nein. Für uns muß die Frage so stehen, 
daß wir mit allen uns zu Gebote stehenden Mitteln versuchen 
werden, die Arbeiterschaft mobil zu machen und wenn die Ne- 
er hon osion noch einmal unsere Song veriie Te‘ 
wenn die bi ig rn mit noch schärferen Naßnahmen 
antwortet, wenn die Hegie skommission glaubt, daß sie den 
2 Br im gen Di ren an Be Blauen u 
m eln usw., denn müssen wir der erungskommission 
agen: es wind ihr nicht möglich sein, Gen Hungar, die Not, 
e 


urch stärkeren lerror zu bannen. 
Wir müssen auch noch auf die Frage der 


eingehen. Die Umsatzsteuer wird erhöht, einige Lebensmittel, 
offeln, Fische genießen einen Ausnahmesatz von 0,55 v.H. 

ir sind der Auftanpung, daß gerade diese Ausnahmebestim- 
mungen zeigen, was in Zukunft das Hauptnahrungsmittel der 
Saarbevölkerung Sein soll und zwar: eine Handvoll Reis, etwas 
Fisch und ein paar Kartoffeln. Braten können sie die Fische 
ja nicht mehr, dazu langt es ja nicht, denn die Ölsteuer ist 
eingeführt und Salz können sie auch nicht mehr verwenden, 
denn die Regierungskommission hat ja auch die Salzsteuer 
eingeführt. Das ist, was man für die Saarbevölkerung als 
notwendige" Lebensmittel vorgesehen hat, um damit zu doku- 
mentieren, daß das nach ihrer Auffassung das Existenzminimum 
der Bevölkerung an der Saar sein soll. 

züglich der Umsatzsteuer müssen wir noch auf die 

erste Vollversammlung verweisen, wo wir eindeutig und klar 
zum Ausdruck brachten, daß wir jede Art Massensteuern ableh- 
nen werden, daß wir der Auffassung sind, daß diese | 


Lebensmittel 
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Lebensmittel nicht nur nicht mit einen Steuersatz von 0,55 
Prozent belastet werden, sondern daß sie überhaupt steuer- 
frei sein sollen und insbesondere steuerfrei sein müssen 
die wichtigsten Lebensmittel und Bedarfsartikel für die 
| werktätigen Massen und das Proletariat. Unter dem Gesichts- 
| punst, daß der Arbeiter im Saargebiet Inner weniger kauf- 
| räftig wird, insbesondere hinsichtlich des dauernden Sin- 
kens des Iohnniveaus der Arbeiterklasse im Saargebiet müs- 
sen wir feststellen, daß die Frage des Kaupfes gegen die 
Umsatzsteuer insbesondere auch den Seingeherbe reibenden 
etrifft und wir sehen, daß eine Welle von Protestaktionen 
urch das Saargebiet geht, geführt zum Teil von den bür- 
erlichen Parteien einschließlich der Sozialdemokratischen 
artei. Die Kleingewerbetreibenden werden jedoch genau so 
sehen müssen, wie beispielsweise gestern die Kreishausbe- 
sitzer. Gestern fand eine Protestversammlung, statt. In die- 
ser Frotestversammlung wurde zum Ausdruck gebracht, so wie 
uns der Kreis, so wie uns die übrigen Parteien mit Ausnahne 
der Kommunisten in der letzten Zeit beschwindelt haben, so 
sind wir noch nie beschwindelt worden. Ein Kreishausbesitzer 
sagte dort: Kommen Sie nach meinem Hause und betrachten Sie 
sich einmal wie die Türen aussehen, wie die Decken ge- 
gprungen sind, wie die Fenster aussehen, wie beim Gasofen 
die Kacheln herausfallen. Es ist so, daß die Parteien, die 
sich jetzt angeblich im Kampf gegen die Notverordnungen be- 
finden, von den NSDAP bis zu_den Sozialdemokraten, nichts 
anderes machen als ©chaunschlägerei, wenn sie Proteste los- 
lassen in öffentlichen Vers ungen, große Protestent- 
schließungen annehmen, Protestresolutionen, so beddutet das 
nichts anderes als eine Kraftanstrengur den Kleingewerbe- 
treibenden, den Kleinhändler,vom wirklichen mpf gegen die 
Steuerverordnung abzuhalten. 
fir sind der AupFassung, daß wenn hier gesagt wird, 
daß sie bereit sind, der Negierung die Steuern zu bewilligen, 
dann sollen sie das draußen auch dem Kleingewerbetreibenden 
dem kleinen fürt, der heute beispielsweise noch kaum so vie 
getbringt, daB er sein Licht, seine lüete bezahlen kann und 
em kleinen Geschäftsmann sagen, wenn man durch die Ortschaf- 
ten kommt, dann sieht man, daß überall Geschäftslokale zu 
vermieten sind. Da kann man sich, wenn man ee ist, 
einen gritt machen von der ungeheuren Not, die auch in den 
Kreisen der Kleingewerbetreibenden Platz gegriffen hat. Es 
ist doch tatsächlich so, daß der kleine Mann vagelang vor 
der Geschäftstür stehen kann bis mal ein Kunde kommt, und wer 
kommt, ist sehr oft der Gerichtsvollzieher. Der Arbeiter ist 
vom kleinen eschäftsmann abhängige, der ihm borgen soll, wenn 
er kein Geld hat, aber wenn der Arbeiter nichts verdient, kann 
er auch nicht zahlen und so müssen die Kleingewerbetreibenden, 
die Kleinbauern, die Arbeiter, in einer Einheitsfront den 
pf um ihre berechtigten Forderungen selbst aufnehmen. 

Ich glaube, daß wir auch noch die Frage stellen _ 
müssen, wenn man hier soviel von der ERIERDERRSER NAGBROLL Li k 
spricht, daß das doch nur unter dem Gesichtspunkt geschehen 

‚‚daß die Pan Engentlerunenngsitik nichts anderes ist, 
als eine Maßnahme der Kegierungskommission, die sie durch- 
führt im Auftrag des französischen Imperialismus. Der fran- 
zösische Ipperjalisuus gibt den ABESTSE vater dem Gesichts- 
er des Kanpfes zweier imperialistischen Staaten um die 
usfuhr, zweie inperialisti scher Staaten um die Ausbalan- 
cie ihres Haushaltsetats, zweier imperislistischer Stae- 
ten auf dem lege der sogenannten Dunpingspgliti, ine Dun- 
epolitik, die man, 3a 80 897 : immär wieder der prigt- 
6 . mr sind der Auffassung, wenn hier die Kon- 
tingentierungspolitik untersucht wird, dann sehen rt Hi Er 
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praktisch die Auswirkungen der Duppigepolitik sowohl in 
eutschland als auch in Frankreich. U wir sagen, da 

hier die 1z0go nicht gestellt werden soll einer Neurege- 
| das ort zu reden, sondern daß die Frage untersucht 
werden muß, ob eine Kontingentierungspolitik dem Mittel- 
stand, dem Kleinbauer und dem Müittelbauer seine Existenz 
gewährleistet und sichert. Das ist unsere Auffassung. 


Ich möchte aber auch nicht versäumen, hier darauf 
einzugehen auf die wiederholt auigegbanite falsche Behaup- 
tung, daß der französische Staat Kein Recht hätte, die _ 

aargruben stillzulegen. Ich sage, in dem »a rstatut heißt 
es wörtlich: Der französische Staat hat das Hecht in der 
Hand, die Saargruben auszubeuten oder sie stillzulegen,er 
hat das Recht in der Hand, sie an einen Dritten abzugeben. 
Mr sagen, was im Saarstatut festgelegt ist - es wird wohl 
niemand behaupten, daß die Kommunisten das festgelegt haben- 
wer hat das fest u Wollen Sie wissen, wer es gemacht 

t,_dann sehen »ie dorthin, da sitzen sie in den Bänken, 

von Röchling bis Braun. Diese Leute haben das Saerstatut 
gemacht. Ich sage deshalb, man soll doch hier in der Voll- 
versammlung des Landesrates den Leuten auf der Tribüne sa- 

en, wie die Dinge wirklich sich verhalten und zwar, daß 

ie Saargruben vollständig Eigentum des französischen 
Staates sind, daß der französische Staat sie ausbeuten 
kann, stillegen kann, er kann sie an Dritte weiterver- 
Schachern. lir sagen als kommunistische Fraktion, daß das 
Recht an den Saergruben garantiert ist, und wenn hier 
wirklich die Frage offen steht, wer ist der rechtmäßige 
u rüner der Sanrgruben, so Sagen wir, was wir gesagt 
haben in der Denkschrift: Der rechtmäßige Eigentümer der 
Saargruben ist weder der französische noch der deutsche 
Staat, es ist ee: und allein die deutsche Arbeiter-. 
schaft in Saargebiet. Das ist unsere Auffassung, und wir 
sind der lleinung, daß auch zu der Frage der Vorgänge und 
ihrer Entwicklung, wie sie im Reich sich zeigt, einiges 
gesagt werden muß. 
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(Zuruf des Vorsitzenden: Ich bitte Sie, zu den 
Steuervorlagen zu sprechen, 


Ich komme ge oh zu den Steuervorlagen. Aber wir sehen, 
daß diese Steuernotverordnung hier im Saargebiet, wie sie 
uns vorliegt, nur in andere Torte gekleidet worden ist und 
daß die Steuerausplünderungspolitik der Brüningregierung 
im ganresbiet übernommen worden ist. Im Reich nannte man 
es Besc MEN eaneRe teuer, und hier sagt man, das ist nicht 
mehr als recht, daß der, der Arbeit hat mehr Steuern be- 
zahlt. Das ist dasselbe, nur in andere !orte gekleidet. 
Mr können verstehen, daß, wenn es sich einmal darum han- 
delt, die Brüningpolitik ım Reich auf diese 


(Zuruf des Vorsitzenden: Ich sagte Ihnen doch, daß 


das nicht zur Debatte steht. Ich muß Ihnen sonst 
das Wort entziehen.) | 


PX 


Gehen wir also aus von der Steuernotveroränung, Die Be- 
astung durch diese Steuern, Einkommensteuer, Umsatzsteuer, 
Hauszinssteuer, Haus-und Grundsteuer ist doch einfach un- 
en. Nenn Sie uns verbieten als Kommunisten in 

er Vollversammlung des landesrates zu Ihrem Vaterlande 


tellun 





Stellung zu nehmen, dann doch nur deshalb, weil Sie Brü- 
Bungeschandwerk nicht hören wollen. Wenn man hier dauernd 
ruft: fir wollen zurück zum deutschen Vaterland, da es da 
angeblich besser sein soll, so behaupten wir, die Regie- 
u re an der Brüningregierung. Sie lernt 
an der Papenregie . Das sehen wir an den Feuerüberfällen 
auf das Gebäude der Kommunisten. Der Herr Staatskommissar 
Kuchenbecker Op. und sagen, was er zu diesen Dingen als 
Vertreter der Negierung zu Sagen hat. Mir erklären aus- 
drücklich, daß wir als Kommunistische Fraktion vor fochen 
auf diese Dinge aufmerksam gemacht haben. Wir haben gesagt, 
den revolutionären Arbeitern im Saergebiet zieht man sein 
schwarzes Hemd aus, weil das schwarze Hemd staatsgefährlich 
ist. Mitglieder der Nationalsozialistischen Partei laufen 
auf der Straße volluniformiert herum, stehen stundenlang 
an den Polizeirevieren ohne gehindert zu werden. 
Und ich sage, wenn es um die Steuerpolitik geht, drüben im 


ich, in der deutschen Republik, wo Leute wie Greszinsky und 


Severing nur der Gewalt gewichen sind - die Gewalt bestand 
in einem Leutnant und Reichswehrsoldaten - da ist 


- Glocke des Vorsitzenden - 
(Zuruf des Vorsitzenden: Noch 5 Minuten! ) 


(Zwischenruf des Abg. Hey(KP),der unverständlich 
bleibt!) 


sitzender: Herr Abgeordneter Hey, ich rufe Sie zur Ordnung. 


). Lorenz (KP) fortfahrend: Nenn es morgen auch so im Saarpebiet 


ommt, wenn eine solche Horde nur uniformiert wird aus dem 
Geld, das man aus dem Mark, aus den Knochen der Saararbei- 
terschaft herauspreßt, so glaube ich, daß wir als Kommuni- 
stische Fraktion in dieser Form auf der Grundlage un- 
serer Anträge und nicht anders zu der ZFRBRTE Euge Stellung 
nehmen können, und daß wir immer wieder darauf hinweisen auf 
das Einkommenmißverhältnis. Ich sage so, wir haben als Kon- 
munistische Fraktion Vergleiche zu ziehen und müssen Ver-. 
gleiche ziehen. Und wenn wir eine Pensionärswitwe holen,die 
ein monatliches Einkommen hat_von sage und schreibe 188 Frs. 
und wenn wir dem gegenüberstellen einen Direktor der Saar- 
knappschaft mit einem Einkommen von 56 000 Franken, so sehen 
wir darin die Begründung der Berechtigung unserer Steuer- 
Iorderung, daß die unteren nicht nur geschont, sondern von 
der Steuerlast einfach und überhaupt befreit werden müssen. 
Ich will weitere Vergleiche ziehen. Ein a der 

44 Jahre auf der Gru 2 rast: hat, kriegt heute eine Pen- 
sion von 600 Franken mit Invalidenrente, und ein Pecule- 
Beanter der Paarregierung, der 5 Jahre ım Saargebiet ist, 
hat die Möglichkeit, eine Abfindungssumme von mehr als einer 
halben Million zu bekommen.Da sagen wir, wenn wir solche Ver- 
gleichzahlen stellen, daß also ein Bergarbeiter, der 44 Jah- 
re gearbeitet hat, 600 Franken im Monat, und ein Pecule-Bean- 
ter der DaATTeRLETUnG, der 5 Jahre gearbeitet hat, eine Ab- 
findung von 500 000 Franken bekommt. Das gehört doch zur _ 
teuernotverordnung. Die Regierung sagt in ihrer Denkschrift 
und ihrer Begründung, daß sie jährlich 3 Millionen ausbezahlt 
für P&cule-Beamte. Dabei gestatten wir uns die Anfrage an den 
errn »Staatskommissar : Wo kommen die 3 Millionen Franken 

er ? Doch nur aus den Steuergroschen der Werktätigen an der 
ser. Das ist doch klar, daß sie dort herkommen. lür sagen, 
da muß man doch Vergleichszahlen stellen. Dann heißt es 


gleich 





art 
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gleich, ich rufe Sie zur Ordnung, ich mahne um die Ruhe usı. 


- Glocke des Vorsitzenden - 
Vorsitzender: Ich rufe Sie zur Ordnung, Herr Lorenz. 


(Zwischenruf des Abg. Hey (KP),der unverständlich 
bleibt!) R J 


Herr Hey, ich rufe _Sie zum zweiten Wale zur Ordnung und 


mache Sie auf die Folgen eines dritten Ordnungsrufes auf- 
merksan. 


Ibg. lorenz (KP) fortfahrend: Man muß solche Vergleiche stellen, 


ann haben wir erst die Möglichkeit, ein objektives Bild 
zu bekommen. 


Ich sage zum Schluß meiner Ausführungen. für als 


Kommunistische ktion haben unsere Forderungen eingereicht. 


fir geben unsere Forderungen auch nicht nur hier im Landes- 
rat ab, sondern wir werden unsere Forderungen den Arbeitern 
übergeben. Das kann man uns nicht verbieten, man kann unsere 
Versammlungen verbieten, man kann Demonstrationen werbieten, 
man kann auch unsere u verbieten. Aber,meine 
Herren von der Rechten und der Regierungskommission,was Ihr 
nicht verbieten könnt, das sind die Betriebe, unsere Forde- 
rungen in die Betriebe hineinzubringen, das wird unsere er- 
ste und wichtigste Aufgabe sein. 

Dem Arbeiter im Betrieb, dem Arbeitslosen an der 
Stempelstelle, werden wir unsere Forderungen überreichen 
mit der felsenfesten Überzeugung, daß sie bereit sind,diese 


Forderungen unter unserer Führung zur Durchführung zu 
bringen. 


(Bravo- Rufe der Kommunisten) 








= BEE me ur et ve ne PN KATI 
& m 1% N at Eis RR a a Ai a SB ne es 
a ER a EEE AN en nen s 
2 { 4 - 





N PWOZ 


7 












224 232 


sitzender: Das ort hat Herr Abgeordneter Petri! 


‚Petri (SP): ileine Dame und meine Herren! Zunächst eine persön- ! 
liche Bemerkung. Der Herr Abgeordnete Lorenz hat beliebt, 
mich eines Vergehens zu bezichtigen, weil ich an einer Re- 
legation teilgenommen habe, wo eine EMSGBEuBE\e an einem 
Tisch mit leeren Gläsern gemacht wurde. Ich bin mir bemußt, Y 
daß ich kein Vergehen begine umsomehr als russische Ver- Y 
treter, obwohl sie nichts Nützliches geleistet haben, in 
Genf waren und sich beim Sekt gütlich taten. Mr haben # 
aber an maßgebenden Stellen versucht, die Interessen des 
Saargebietes vorzutragen und zur Geltung zu bringen. Die | 
Vertreter der Sowjet-Union haben des öfteren derartigen Zu- 
sammenkünften beigewohnt und wir erblicken darin kein Ver- 
brechen, selbst wenn eine solche Zusammenkunft bei einen 
Glase Wein geschieht. Die russischen Vertreter waren ja nur 
anwesend als die Repräsentanten ihres Landes. Und die Sow- 
Br rion hat einen besonderen ae | mit Speigowe en an die 

renze geschickt, um die Vertreter der deutschen Kapitalisten 
dort abzuholen und ihnen alle Beauemlichkeiten zu gewähr- 
leisten. Ich habe damals auch nicht die russischen Vertreter 
apehinpft, weil. sie das im Interesse ihres Landes getan 
haben. Damıt glaube ich, dem Herrn Lorenz auf seine geist- 


reiche Rede die richtige Antwort gegeben zu haben. 


Nun zu den age a Die Steuervorlagen sol- 
len den Zweck erfüllen, den ins Wanken geratenen Haushalt 

zu Arützien. Es sollen damit noch mehr Steuern aus der zum 
großen leil verarmten Bevölker herausgepreßt werden, 
während das Einkommen um 40 bis 50 ß und demgemäß auch die 

kraft geschwächt ist. Wenn die Regierungskommission 

aus diesem geschwächten Einkommen der Bevölkerung noch mehr \ 
Steuern heranziehen will, dann warnen wir vor derartigen ı 
merenperimnnien. Dies führt zu einer Zermürbung des 3 
Mirtschaftsorganismus und zur witeren Stockung der Mirt- | 
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schaftskrise sowie zu einer erhöhten Arbeitslosigkeit. 

ist der Etat in seinen Einnahmen und Ausgaben in Ord- 
nung zu halten, jedoch muß darauf gesehen werden, daß die | 
Bregoen den zurückgegangenen Einnahmen angepaßt werden. 
Ob dies bei der Regierungskommission erfolgt ist, bezweifeln 
wir solange, als Gehälter über 50 000 ‚ja mehr als über 4 
200 000 Franken bezahlt werden. Solange lüllionen P&cule-Be- E 
träge zur Verfügung stehen, solange sind_wir nicht davon 





überzeugt, daß eine Sparsamkeit bei der Kegierungskommission 
waltet. Hätte die Hegierungskommission in der Vergangenheit 
diese Sparsamkeit am leet so könnten heute genügend Re- I 
serven vorhanden gein, um die Unterstützungsgelder für die i; 
Erwerbslosen zur Verfügung zu haben. Durch die Steuervor-. ij 
lage sollen die ehlbeträge hereingeholt werden. 102 Nillio- \ 
nen sollen schätzungsweise hereingeholt werden. Dabei scheut | 
man nicht davor zurück, die Armsten mit hohen Steuern zu be- “ 
legen, da doch schon die indirekte Steuer eine starke Be- E 
lastung für die Bevölkerung darstellt. Es muß hier die not- ‚da 
Bendige Rücksicht genommen werden, den Lohn-und kleinen a 
yehal !senpfängern, den Handwerkern und Kleingewerbetreiben- E 
den die Steuerlasten erträglich zu gestalten. Die Herab- = 
setzung der steuerfreien Grenze um 40 % des Satzes, die 
Be ERBE eönng Ar Mrbangakonten um 25 %, die Hersbsetzung 
der Sozialabzüge um 38 1/3 % ist sehr unsozial_ gedacht. Und 
a sollen die Arbeiterfamilien mit ihrem kärglicher \onats- | 
einkommen noch höhere Steuern zahlen, damit die hohen Ge- u 
hälter für gewisse Persönlichkeiten von 100 000 bis 200 000 E: 
Franken weiter gezahlt werden können, und damit die hohen En 
Pecule-Beträge belassen werden können. Die Herabsetzung 
| e 
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der Merbuneskosten ist eine liaßnahme, die das Gegenteil 
von dem darstellt, was sein müßte. Die Nerbungskösten sind 
gestiegen, die sozialen Beiträge sind gestiegen, das Fahr- 4 
geld zur Arbeit ist gestiegen und es wäre richtig, die Wer- | 
ee nicht zu ermäßigen, sondern zu erhöhen. Herr # 
Kiefer ist auf die einzelnen Auswirkungen eingegangen, ich f 
rg mir, das zu wiederholen. Ich möchte nur die monat- | 
lichen Auswirkungen vortragen. SEN ERUM | 
Ein lediger Lohnsteuerpflichtiger war mit einen j 
Einkommen bis zu 5480 Franken steuerfrei. Nach der Vorlage | 
soll er, wenn er monatlich über 310 Franken verdient, zur | 
Brmsrlsistung herangezogen werden. Ein Verheirateter ohne 
Kinder war mit einem lionatseinkommen von 540.-Franken steu- | 
78, Nach der Vorlage soll er schon mit einem Betrag von 
70.-Franken zur Steuerleistung herangezogen werden. Ein 
Verheirateter nit einem Kind unter 14 Jahren war bisher 
steuerfrei mit 720 Franken Monatseinkommen, in Zukunft soll 
er herangezogen werden mit 480.-Franken lionatseinkommen. 
Ein Verheirateter mit drei Kindern war bisher steuerfrei 
bei einem lionatseinkommen von 1026.-Franken, er soll jetzt 
herangezogen werden mit 680.-Franken. Ein Verkeirateter mit 

‚Kindern unter 14 Jahren soll steuerfrei sein mit einen 
Einkommen von 980.-Franken, während er bisher mit einem 
monatlichen Einkommen von 1478 Franken steuerfrei blieb. 

a man so rücksichtslos vorgeht, muß man annehmen, daß ander 
soziale Empfinden in leitenden Instanzen der Regierungskon- 
mission ern ist. Die OS ERÜBEURG dieser Maßnahmen 
wird noch gestützt von gewissen Tirtschaftsgruppen und ich 
finde es sonderbar, daß diese ürtschaftsgruppen Kundge- | 
bungen veranstalteten, wo der Satz gefallen ist: Des Arbei- 

- ters Not ist des Kaufmanns Tod. Gerade diese Mirtschafts- 
gruppe (Schutzverein für Handel und Gewerbe )schreibt, daß 
gegen die Herabsetzung der Sozial-Abzüge der im Lohnsteuer- j 
verfahren vorgesehenen Werbungskosten Fauschale keine Be- } 
denken bestehen. Der Sehutgrergin ist damit einverstanden | 
daß also den armen Leuten die Steuer erhöht wird. Mir wenden h 
uns ganz entschieden gegen dieses Vorhaben und vertreten die il 
ap raRgang, daß, wenn es notwendig ist, mehr zu erheben, der 
Mehrbedarf aus den hohen Einkommen, aus Besitz und Vermögen r 
genommen wird. fir erheben dafür folgenden Antrag: 
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a) Die Bestimmungen über die Lohnsteuerregelung in 
der Verordnung der Regierungskommission vom ' 
7.12.1923 niedergelegt sind, bleiben auch ferner- 
hin bestehen. 


b) Mor beantragen zu _$ 17 den Einkommensteuertarif 
abzuändern wie folgt: i 
Die Steuer rd nach Abzug der Sozialsätze ‚d 
und der !erbungskosten für die ersten “ 

ranken 5 %, für die weiteren 5000 Franken mehr i 
1% und sofort steigend bei je 5000 Franken 1% # 
mehr bis 60 %. 


En 5 


17 


Zur il | 
verndbegeenssteuvuer 4 


beantragen wir: 


In $_9 der Verordnung über die Vermögenssteuer 1 
die Freigrenze von 50 000 auf 100 000 Franken zu MM 


erhöhen. | 3 
Zur festgesetzten Steuer ist ein Zuschlag von 10 % ; 

0 % bei i 
einem i 


bei einem Vermögen bis 200 000 Franken; 
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einem Vermögen bis 300 000 Franken; 30 % bei einen 

Vermögen bis 400 000 Franken; 40 % bei einem Vermö- 

gen bis 500 000 Franken; 50 % bei einem Vermögen bis 
00 000 Franken, bei weiteren 50 000 Franken Vermögen 
ein erhöhte Anschlag von je 20 %. 
RER In $ 10 des Text der Verordnung zu ändern wie 
olgt: 


Steuerpflichtige im Sinne des $ 2,2iffer l, 
deren Vermögen 100 000 Franken nicht übersteigt, sind 
auf Antrag von der Vermögenssteuer freizustellen, wenn 
ihr zu versteuerndes Jahreseinkommen bei Ledigen den 
Betrag von 10 000 Franken nicht erreicht. Bei Verhei- 
rateten erhöht sich diese Are mit jedem zu 
unterhaltenden Familienmitglied um 5000 Franken." 


Zur Vorlage betreffend: 


Besteuerung von Erbschaften und Schenkungen 


beantragen wir, da? alle Erbschaften und Schenkungen aus 
Liegenschaften, soweit sie den "ert von 60 000 Franken 
übersteigen, zur Steuer herangezogen werden. 


Die Steuer ist nach dem Gesantwert_zu bemessen 
und beträgt bei einem Werte von 60 000 bis 100 000 = 27%, 
“100 00 " 15000 = 3% 
" 150 000 " 200 00 = 4% 


steigend nit jedem weiteren liert von 20 000 Franken um 2 v.H. 


rbschaften und Schenkungen in Geld oder Wertpa- 


bieren bleiben bis zum Betrage von 10 000 Franken steuerfrei. 


s Steuersatz ist zu erheben 
bis zu BR Franken 
r Ej 40 000. - 5 " 
je weitere 10 000 
von 100 000 bis 200 000 £ 
von 200 000 " 8300 000 
steigend bis zu 60 %. 


nu MH 
TIP 


ür je lo 000 Franken 2.v.E. mehr, 
a A 3.v.I!. mehr, 


Die Vorlage betreffend: 


Abänderung der Umsatzsteuer 


lehnen wir ab. Eine Erhöhung der Umsatzsteuer führt dazu,daß 
die Kaufkraft der kaufschwachen Bevölkerung noch mehr ge- 
ereeht nn dadurch der Binnenmarkt noch stärker zum 
iegen komnt. 
Hebung der Kaufkraft zu beleben. Dies wird nicht gefördert 
ti der Umsatzsteuer. Di ns £ 
auf dem liege der direkten Besteuerung ausgeglichen werden. 


Die_ 





000. - = 
Franken bis zu 100 000 Franken 1 v.F. mehr, 


as Bestreben muß sein, den Binnenmarkt durch 


urch Erhöhung, sondern durch Ermäßigung bezw. restlose Besei- 
e Ausfälle der Umsatzsteuer müssen 
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Die Vorlage betreffend 


Erhebung indirekter Steuern, 


— m m dm mm m u m ee mn tn u mem in m me m m nn a ne en m rn nn en 


die vorsieht, auf den Zucker und das Salz eine erhebliche 
Steuer im Gesantbetrage von 6,3 Millionen Franken zu legen, 
wi Diese lebenswichtigen Waren noch mit einer 
ondersteuer zu belegen, können wir vom der Bevölkerung 
nicht verantworten. Bei richtigem Zugreifen auf_dem Ge- 
biete der direkten Steuern können die lüttel alle aufge- 
bracht werden, die zur Bilanzierung des Haushalts notwen- 
ig sind, besonders wenn die den heutigen Verhältnissen 
angemessenen Kürzungen des Ausgabeetats erfolgen. 


Die Vorlage betreffend 
Erhebung von staatlichen Grund-und Gebäude- 


Danach beabsichtigt die Regierungskommission auf 
dem alten 
te Stastssteuererhebung nach dem Ertrag der Mieten vorzuneh- 
men. Abzüge für noch vorhandene Schulden und sonstige Be- 
stungen auf Gebäude und Grundstücke sollen nicht erfolgen. 
? können solchen Steuermethoden unsere Zustimmung nicht 
geben. PAR 
Auf eine Anfrage in der Kommission hat uns der Re- 
egmertreter darüber belehrt, daß derartige Abzüge nach 
em Gesetz nicht zulässig sind. Obwohl wir die Grund-und 
Gebäudesteuer als eine direkte Steuer ansehen und auch grund- 
sätzlich uns nicht dagegen stemmen. Solange aber nicht Sozi- 
ale Rücksichten genommen werden, können wir keine andere 
tellunga einnehmen. In der heutigen schweren Zeit, wo 
tausende Arbeiter, Angestellte, Kleinbauern, Kleingewerbe- 
treibende unter den Schuldenlasten seufzen und auch viele 
Sozialrentner die Beträge kaum aufbringen können für die 
rund-und Gebäudesteuern, die ja durch die Gemeindeumlagen 
schon erhoben werden. Auch bei dieser Steuerart müssen wir 
diese Stellungnahme zum Ausdruck bringen und erwarten, daß 
ie Hegierungskommission, vielleicht in einer anderen Vor- 
lage, die soziale Rücksichten nimmt, dann sind wir bereit 


dazu im kpesbenen Falle eine andere Stellungnahme einzunehmen. 
i 


ese Steuer ist gedacht, um einen Ausgleichsfonds 
zu schaffen, um den notleidenden Kommunen zu helfen. Es wır- 
de uns in der Kommissionssitzung nichts gesagt, was unter 
den Begriff "notleidende Kommune" fällt, oh es diejenigen 
sind,die die Umlagesätze schon bis über 500 v.H. ja, es ist 
mir von einer Kommune sogar gesagt worden, daß sie schon über 
1000 v.H. Umlage erheben muß- erhöht haben, oder diejenigen, 
die über 300 v.H. oder g:ejenigen, die über 200 v.H. Umlage 
rheben. ir wissen, daß selbst da, wo die Umlagesätze über 
00 v.H. erhöht wurden, die werktätige Devölkerung nicht 
mehr in der lage ist, die Beträge aufzubringen und diese 
will man jetzt erneut durch Staats-ader Lohnsteuern schärfer 
erfassen. Daß es nicht an notleidenden Gemeinden im Saarge- 
jet fehlt, ist uns bekannt, und daß etwas geschehen muß,er- 
ennen wir ohne weiteres an. Es kommt aber nur auf die Art 
und die Form an, wie dies geschehen soll. Die Umlagesätze 
schnellen in kurzen Perioden hoch. Wo man in einer Kommune 
geglaubt hat, die Umlagesätze würden ausreichen, stellt Bam 
nac 


esetz von 1861 fußend, eine bis jetzt nicht erfolg- 





SIYIA9T ay3S1yd Dbousrc BOAERRTTORE al 7 


w PYOZ 


Ir 











er ‘x Pa6° 


- 08 - 239 


nach einigen fochen heraus, daß sie wieder erhöht werden 
müssen, und daß eine andere Sn ghung des Gemeindegremiuns 
dazu notwendig ist. Deshalb muß auch hierzu etwas Grundsätz- 
liches gesagt werden. In den Kommunen müssen lasten aufge- 
bracht werden für Zwecke, die eigentlich nicht von den Kom- 
munen durchzuführen und zu finanzieren sind, sodaß sie vom 
taat übernommen werden müßten. v2. 

Das sind in erster Linie die Polizeikosten. Die 

Stadt Saarbrücken ist ja in der glücklichen Lage,zu den Fo- 


lizeikosten nur ein Drittel beitragen zu müssen. Deshalb hat 
sie ja auch einen verhältnismäßig agb Etat und es gibt 
keine zweite Stadt im Saargebiet, die ebenso günstig dasteht. 
Eine weitere unerhörte last wird durch das Empor- 
schnellen der Arbei talopigkeit hervorgerufen. Die Kommunen 
haben 1/6 von den Erwerbslosenlasten zu tragen. Die Erwerbs- 
losenfrage ist aber keine Frage der Kommune, sondern des 
taates, der landesregierung. Die Regierungskommission hat 
dafür die Mittel in Bereitschaft zu stellen und besonders, 
wo doch die Grenze in der Erwerbslosenfürsorge, w erst der 
BeRreshelsrecht: t ist,der eine 13 wöchige Arbeitszeit im 
letzten Jahre nachweisen kann und er erst in diesem Falle 
in den Genuß der Erwerbslosenfürsorge kommt. Vie viele gr 
es, die keine Gelegenheit hatten, im letzten Jahre für die 
Deuer von 13 ochen Arbeit zu finden. Sam Teilen restlos 
dem ohltebrtsetgt der Kommunen zur last. Diese Lasten sind 
in erster Linie Staatslasten und gehören in den Staatshaus- 
halt hinein. 
Zur Vorlage betreffend 


noerunz ae Verordnuns uüDe die IS UWE 
EINE rabenbenutzunesgebühr von Kraitiahrseuger 
sen vom IY,Näörz 930 


habe ich zu erklären, daß in der heutigen wirtschaftlichen 
Depression Steuergrhöhun en für die ae die zur 
Existenz und zum Erwerb benötigt werden, a}c & t 
scheinen. Es ist daher zu erwägen, ob die Deträge, die zum 
Unterhalt und weiteren Ausbau der Stzaßen benöti t werden, 
nicht durch eine Erhöhung der Benzinsteuer aufgebracht wer- 
den könnten. Dadurch würden die ghrzeuge je nach ihrer 

nutzung der Straßen zum Straßenbau und zu den Unterhaltungs- 
kosten herangezogen werden, und der Gewerbetreibende, dessen 
Geschäftsbetrieb zurückgegangen ist und der dementsprechend 
seinen Kraftwagen weniger henutzen kann, der bliebe von den 
weiteren Härten dieser neuen je eperehunnng verschont. Die- 
jenigen dagegen, deren Geschäftsbetrieb floriert, könnten 
natürlich auch etwas mehr lasten übernehmen. ir sind der 
Meinung, daß auf ae, ep der StraPenbau und die Unter- 
haltung der Straßen erreicht werden könnten. 

Den Vorschlägen des Automobilklubs und der Handels- 
kammer,den Straßenausbau und den laufenden Unterhalt zu unter- 
brechen und eine lillion Franken in den Etat abzusetzen, kön- 
nen wir nicht beipflichten, weil dadurch groee Schäden ent . 
stehen würden und die Herstellung der vollständig ausgefahre- 
nen Straßen das Doppelte und Dreifache des Betrages ausmachen 

le wie bei dem normalen Unterhalt. Auch würde die Trwerbs- 
losigkeit noch dadurch erhöht werden, wenn zu den Negebau- 
arbeiten weniger Leute verwendet werden würden und deshalb 
müßte der Eta ATBERnLOSEHAnVerSttgung Ama bedeutend er- 

öht werden. B. dem Schreiben der Handelskammer wird eine 

Anpassung der Erwerbslosenbezüge an die Heichssätze zum Zwecke 
der Reduktion gefordert. Mir bedauern, daß die Handelskammer 
eine derartige Stellung einnimmt, sind doch die Bezüge der 
Erwerbslosen tiberaus gering genug. Dieselben noch mehr zu 


beschneiden 
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beschneiden, das können nur Leute oder Mirtschaftskörper- 
schaftenschaften, denen die Sozialpolitik ein Greuel ist. 
Von der Hegierungskommission erwarten wir, da 

reaktionären Tänken keine aöhtung schenkt. Jetzt wo in 

eich unter dem Ninisterpräside 

losensätze erhöht werden, halten wir es unter allen Unstän- 
den für notwendig, im Interesse einer er gehten internatio- 
nalen sozialen EB ESLUNE, daß im Saargebiet kein Abbau der 
Erwerbslosensätze erfolgt. 

B 3 nsere Stellungnahme zu den Steuervorlagen habe ich 
im einzelnen genügend präzisiert. Wenn die bisherige Steuer- 
methode grnegne> abgeändert würde, könnte nach unserer Auf- 
fassung die Steuerverwaltung viel mehr vereinfacht und der 
komplizierte Apparat verbessert werden. Auch die Steuey- 
erträge würden mit dem "irtschaftsvrolumen mehr in der Paral- 
lele liegen. Es müßte aber auch mit aller Konsequenz und 
Logik verfahren werden und nur dort, wo es die notwendigen 
oder sonjalen Rücksichten erfordern, dürften Befreiungen er- 
geigen. Im Saargebiet ist aber eine solche Steuergerechtie- 
eit noch nicht zu verzeichnen. Das Raunzeichne‘ sich be- 
sonders dadurch, daß die regierenden Personen und die in 
den höchsten Instanzen das Hecht sprechende Personen selbst 
eine Steuern bezahlen. 

‚Die ! ehe rungskonpi ssion besteht aus 5 Personen, das 

Obergericht in Saarlouis bestehend aus 10 Personen, zusammen 
15 Personen als exterritorial erklärte Beante des Saargebie» 


tes, zahlen aus ihren hohen Bezügen keine Steuern. Nach unse- 


rer Beurteilung erhalten diese 15 Beamte ein Gehalt nit al» 
lem Dryn und Dran von oa. 3 Millionen Franken, ohne daß sie 
einen Centines Steuer an die Landeskasse des Saargebintes 
abführen. ir bezeichnen das als ein großes Unrecht. Hier 
ilt es, ebenfalls die lupe anzusetzen. Steuerliche Gerech- 
igkeit heißt, daß auch diejenigen, welche aufgrund ihrer 
Herungsmacht die Gesetze für das Volk erlassen, und ihre 
chführung überwachen, nicht durch eigene Vorrechte die 
erechtigkeit dugchbrechen und somit ein sehlechtes Vorbild 
für die Steuerpflichtige ovögkerung abgeben. für fordem 
uch bei dieser Beratung der Steuervorlage u Br nd 
” 8, GpB alle die im Saargebiet vorhandinen Beamte, welche 


und ihre hälter aus den Einnahmen der rbevölkerung ‚aus. 
den Steuerleistungen der Saarbevölkerung beziehen, nach den 


bestehenden Steuergesetzen für die Zukunft zur Steuerleistung 


herangezogen werden. 


(Bravo-Rufe der Sozialdemokraten) 


ß sie derartigen 


nten Herriot die Erwerbs- 


gerung sowie dem Obergericht in sarlouis tätig sind 
e aa 


= m er m gr m nn er ee ne Ze 
ger nn en == > - - = pe 2 Er Deus 


Te 


Zn m m ne 
= a 








IYANAILT ayasıyd R4DOU3,T 49720454005 u 7 


N PrOZ 


Ta 





nn ann ne 











- 230. - 


rsitzender: Das ‚ort hat Herr Abgeordneter Dr. Röchlinge! 
pg. Dr.Dr. Röchlin 


| 
vorlagen, ip die Saarregierung uns gebracht hat, in Ver- 


ae: mit den großen Summen, die zum Ausgleich der llaus- 
e 


halte bei den Kommunen nötig sind, schätze ich, alles zu- 
sammen auf etwa 140 - 150 Millionen Franken. Auf 102 iüil- 
lionen wird der Ertrag der Steuern geschätzt, die hier 
in den verschiedensten Formen vorigen und 40 bis 50 
Mllionen Franken werden wohl ungefähr die Steuerer-. 
höhungen bei den Gemeinden betragen. Wenn Sie sich über- 
legen, daß_der MÜoRERnE des Finkommens der Saarbevölke- 
rung etwa 800 bis 900 Iillionen Franken beträgt, so ist 
es sonnenklar, daß diese Steuerbeträge einfach nicht 
eingehen werden. Es wird also ein Loch neu aufgerissen, 
und die Gefahren, die durch ein solches Vorgehen ent- 
stehen, sind nicht abzusehen. fir sind daher überzeugt, 
daß diese Steuervorlagen vom Landesrat nicht angenommen 
werden können. Es sind wohl kleine Verbegserungsvor- 
schläge Gemngh% worden, so 2.B. von der Nandelskammer 
und von der Handwerkskammer, denen wir uns anschließen. 
Aber letzten Endes muß zur Behebung der Etatschwierig- 
keiten doch ein ganz anderer Weg beschritten werden. Ich 
habe bereits in der Presse darauf hingewiesen, daß das 
Steuerabkommen zwischen der Grubenverwaltung und_der 
Saarregierung aus dem Jahre 1924 vollkommen unhel $ber 
ist. Schon 1924 haben verschiedene Parteien des lLandes- 
rates gemeinsam eine Protesterklärung an den Völkerbunds- 
rat gegen dieses Steuerabkommen gerichtet. Es ist ganz 
merkwürdig, daß dieses Steuerabkommen hier im Saargebiet 
zum Teil sehr penig bekannt ist. Der Steuerreferent der 
Stadt Neunkirchen hat sogar geschrieben, es sei überhaupt 
nicht bekannt. Infolgedessen scheint es mir doch einmal 
notwendig, zu untersuchen, wie dieses ganze Steuerabkon- 
men sich auswirkt. Sie wissen, daß der 3 13 des Saarsta- 
tuts vorschreibt, daß der Beitrag, den die französische 
Grubenverwaltung sowohl zum Gebietshaushalt wie zu den 
Gemeindeabgaben zu zahlen hat, festzusetzen ist unter 
erechter ie pa en Ja des Wertes der Gruben im Ver- 
ltnis zum gesamten steuerbaren Vermögen des Gebietes. 
Zur Regelung der Steuerleistung der französischen Gruben- 
verwaltung wurde nun im März 1924 das bekannte Steuer- 
abkommen getroffen. Nach diesem Steuerabkomnen hat die 
Grubenverwaltung folgende Abgaben zu entrichten: 


1) die Zölle auf diejenigen laren, die sie sel- 
ber aus dem Auslande bezieht,-und das ist 
 blutwenig; 


2) die Umsatzsteuer. 


Der Herr Staatskommissar hat uns mitgeteilt, daß im ver- 
angenen Jahr vona der französischen Grubenverwaltung an 
msatzsteuer 11.930 000 Franken gezahlt worden weien, 

eine Zahl, die ich in dem Bericht des Herrn Gärtner ver- 

nisse. Wenn man feststellt, daß die Grubenrerwaltun 

10 /2 Millionen Tonnen Kohlen im Jahre 1931 verkauft hat 

und sie hat nur 11,9 lüllionen Franken Umsatzsteuer ge- 

zahlt, so würde das heißen, daß die Grubenverwaltung nur 
für 740 Millionen Franken Fakturenwert gehabt hätte,eine 

Zahl, die anTeroripnttich nandzie ist. Der Durchschnitts- 

preis,den allein die hiesigen Hütten für Kohle zahlen, 

ıst aber etwa 13 bis 14 Nark in den letzten Jahren ge- 
wesen und für die aschprodukte gar 15 Mark. Es ist da- 


er 


DSV): Meine Dame und meine Herren! Die Steuer- 
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Es ist daher unverständlich, wie_bei dem Gesantverkaul 
auf Grund obiger Zahlen nur ein Betrag herauskomnt von 
etwas mehr wie 10 liark pro Tonne. Das ist erstaunlich 
niedrig, so erstaunlich niedrig, daß man sich fragen muß, 
ob sich da nicht irgendwo ein ganz kolossaler Irrtum ein- 
Bean liahen hat. Es kommen dann noch einige kleinere 
teuern hinzu, die die Grubenrerwaltung zu tragen hat und 
auf die ich hier nicht einzugehen brauche. Außer diesen 
teuern zahlt die Grubenverwaltung zum Saargebietshaus- 
halt auf Grund des bekannten Abkommens 15 0 = 4 v8,76 der 
Ausgaben. Dieser Prozentsatz errechnet sich folgender- 
maßen: Der Besitz der physischen Personen wurde auf, 
Grund der preußischen Ergänzungssteuer vom Jahre 1913 mit 
einem Betrag von 1,017 liilljarden errechnet. Dazu kommen 
140 Millionen als Wert der Aapitalanteile von saarlän- 
dischen Unternehmungen, deren Besitzer nicht im Saargebiet 
wohnen, zusammen also 1,157 Milliarden Goldnark als Vert 
dessen, was den Sarrbewohnern gehört. Diesem Betrag wur- 
den gegenübergestellt 346 lüillionen liark als angenommener 
Wert der Saargruben. Das war aber den französischen Bean- 
ten zu viel, denn danach hätte Frankreich 23 % statt _15 % 
der Ausgaben des Gebietshaushalts zu zahlen gehabt. Deshalb 
hat nan dann das bekannte Kunststück gemacht und_die Ar- 
beitskraft der Devölkerung nit 838 Millionen in Rechnung 
gestellt. Es gelang somit 15 Prozent festzusetzen. _ 
Außerdem kürzte man die Ausgaben des Gebiets- 
haushalts um die Einnahmen aus Zöllen und der Umsatz- _ 
besteuerung. Die Zölle betragen etwa 200 lEllionen und die 
Umsatzbesteuerung, soweit sie auf die Negierungskommission 
entfällt, 32 l\illıonen, sodaß man ungefähr 232 Wüillionen 
an den Ausgaben von 539 lällionen Franken abzog. Und 
lediglich von diesem um glatt 23? \illionen Franken künst- 
lich gesenkten Ausgabebetrag des “ebietshaushalts werden 
die 15 % Grubensteuern bezahlt. Nach dem Versailler Ver- 
trag hat bei den Gemeinden genau dieselbe Kechnung zu er- 
folgen, d.h. die Grubenvrerwaltung müßte auch zu den Ge- 
meindeabgaben höhere Beträge zahlen. Die Regierungskon- 
mission hat damals gefunden, da® so den Memeinden zu viel 
Geld zufließen würde. Sie hat deshalb festrestellt, welchen 
Anteil der preußische »taat und die übrigen Besitzer der 
Kohlengruben früher zahlten. Das waren 2,6 lüllionen Gold- 
mark. Dieser Betrag mırde dann auch von der französischen 
Saargrubenverwaltung bezahlt und ist dann süäter erhöht 
worden auf 3,2 lillionen Goldmark. Das Bild’ hat sich aber 
jetzt sehr stark verschoben, denn gegenüber der Vorkriegs- 
zeit haben die Gemeinden ganz andere ua Ehen zu tragen, 
zu denen die Saargruben ganz ungenügend beitragen. Wenn 
man 2.B. bei einzelnen Gemeinden nachrechnet, was sie 1913 
an Grubensteuer erhielten und was sie jetzt erhalten, so 
kommen wir zu ganz merkwürdigen Ergebnissen. Ich habe die 
Zahlen von einer Gemeinde Vogl onen. Diese Gemeinde erhielt 
1913 an Steuereinnahmen von der Grubenverwaltung 14,55 Pro- 
zent, 1931 nur 6,22 Prozent und 1932 nur 3,26 % der Ge- 
meindgabgaben. Eine andere Gemeinde 1913 = 43,06 7, 1931= 
17,3 %, 1982 ist noch nicht ganz zusamnengerechnet. 

Nan sieht,wie katastrophal sich die Haltung der 
Kegierungskommission infolge des Abkommens im Jahre 1924 
ausgewirkt hat. Betrachten Sie sich diese Zahlen, so ist 
das eine ganz_grobe ee hier mit dem Einver- 
 ständnis der hegierungskommission begangen worden ist. Nach 

dem Versailler Vertrag hätte die Grabegraryalsung 23 % zu 
dem Gebietshaushalt zu zahlen. Das würde 124 Millionen 
ans eusmachen gegenüber 35 lällionen, die sie jetzt 
ezahlt. 
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jene} bezahlt. Tenn man bei den Gemeinden einen Durch- 

tts-Unlagesatz von 250 % annimmt, dann würde die 
Grubenvermaltung vielleicht ein Steuersoll von 69 IEllio- 
nen a he haben ge gen 20 Millionen, die sie Jerst be- 
zahlt. Millionen Franken wären also allein bei den 
nt nt mehr da. 

Meine Dam, und meine Herren! Die Zahlen trage ich 

Ihnen vor, um Ihnen klar zu machen, daß, wenn die Gruben- 
verwaltung das zahlen würde, was sıe zu zahlen hätte, wir 
uns nicht über Srouerfrage zu unterhalten brauchten. 
giner esprechung mit d slerungskommission habe ich 
den llerren diese rg vorgetragen und gesagt, daß man 


unmöglich aus der Bevöl Zkorung die geforderten neuen Steuer- 
& 


rr \inister l\brize hat da- 
rauf geantworte Peerbei ter seien gegen die er- 
wähnten höheren gen ungen durch die Grube. Man hat 
eg ge esagt,wenn man an diese Dinge rühre, so würde 
die Gru enverweltung genötigt sein, weitere ‚Gruben still- 
zulegen. Ich habe er 
das andere glauben. Menn man 2 'I2_Jahre vor der Rückglie- 
derung daran gehe, EUER, stillzul egen, die an sich ren- 
tabel sind, so würde man damit die teuerfrage für den 
französischen Staat nicht ändern sondern erreichen, daß 
er französische Staat für die Arbeitslosen noch vıel 
mehr Steuern zahlen müsse, sofern man das Steuerabkommen 
richtig durchführe. Auch wirde bei einem derartigen Vor- 
ehen eine weitere "Entwertung der Gruben entstehen und 
amit auch der Rückkaufspreis der Gruben weiter sinken. 
lich bin der Meinung, daß_ es Nö u ui 
den französischen Staat gibt, die Steuer Bern. hut 
ganzen irtschaft im Saargebiet zu erleichtern. Auf unse- 
rem Gebiet im "arndt werden von lothringischer Seite her 
die besten Kohlen durch polnische, italienische und andere 
Erigde Arbeiter en, de ii Hier wäre die re vor- 


summen Bemsapressen kD ee 


ur. Ich könne weder das eine noch 


en, daß rn 2 I elguten eo: 
gu A ndise ef Eder t wer + 'Die 


je ebiet 5 ind er. ea besten Kohlen gar- 

gebiet, sie ind u ‚as die | ker en von ‚Miedyiehsthen 

een fen Bes Koh ie y Pe? Pe A u 
a . 4 (6) u Ei erYy ra£fo 3: 

gie Gis Et RE AErTOFFeR 


(Zuruf des Abg. lorenz (HP); Daß „Inz Fgofit garan- 
Et 


Sie „r elleicht, an der ( ubenreryalt ng 
ist ie be rt wir A 1088, Ati a wi! a ir er, 
Erle r © wir Weinung, daß ‚wenn age er 
eichterungen he diese ‚gugh besoprit grezden 
use B, „ag ae ande = es sich derun, daß 58%, eutsche 
‚eute üios BE SER, die heute von Po. len, 
enern und sonstigen Völkern gefördert werden, 


(Zurıf des Abg, Lorenz(KP): Sagen Sie uns etwas von 
"arg ae, Ihren lu 7 


Nenn es möglich wäre, die 5000 Saarbergleute unteTzu- 
bringen, so würden aus „ger Vermeidung ( er Arbei is] „9een- 
unkagehützung und den | leuzugane an 3 eUOFR durch 8- 
chäftigten Br die Gemeinden sich etwa 6 - 7 ii1liönen 
Fanken errechnen. Einige weitere Millionen ‚könn von er er- 
is werden. dugch erhebliche Herabsetzung der i en 
se für die Saurbahnen. 
Auf jeden Fall ist es ungerechtfertigt, daß der 
französische 
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französische Staat nicht ajajen| pen Steuerbeträge zahlt ,die 
zu zahlen er verpflichtet ist. "ir haben einen Antrag ge- 
stellt, der heute vorliegt, daß das Abkommen mit der fran- 
zösischen Grubenverwaltung zu kündigen ist. 

fir haben weiter in der Kommission darauf hinge- 
wiesen, daß die P&ecule-Beamten ungerechtfertigterweise be- 
‘ vorzugt sind. Sie bezahlen von Ihrem Gehalt, das zurückge- 
legt wird, keine Steuern. lir beantragen daher, daß eine 
einmalige Abgabe von 15 Prozent von den gesamten P&cule- 
Konten, die sich bei den Banken befinden, eingezogen wird 
und daß weiter eine regelmäßig wiederkehrende Steuer von 
10 Prozent auf die jährlichen P&cules, erstmals für das | 

teuerjahr festgesetzt wird. Daß die Beamten, soweit 


sie P&ecule-Beamten sind, dagegen sind, ist selbstverständlich. 


Ein großer Teil der anderen Beamten ist aber mit . unseren 
Vorschlag einverstanden, und wir hoffen, daß die Regierungs- 
kommission stark genug sein wird, sich durchzusetzen. 


(Zuruf des Abg. Becker(Z): Die Fiskalkommission wird 
es ablehnen. 


Ja, das ist sicher. Die 5 Millionen Franken, die wir einmalig 
allein aus der Losprogentigen Abgabe hereinbekommen können, 
und die weiteren 350_000 Franken, die wir aus der dinrligben 
Versteuerung dieser Rücklagen erhalten würden, sind bei der 
Finanzlage des Saargebietes sicherlich beachtliche Beträge. 
Ich bitte die Parteien, sich unserem Vorschlage anzuschlies- 
sen. 
Die Regierungskommission hat weiter darauf hin- 
gewiesen, daß sie ihren Etat abgebaut hat. Bei einen Ver- 
leich mit dem Etat des Reiches(nach Anseoheiäung der Kriegs- 
asten wie Dawes-Plan, Youngplan usw. ) ergibt sich eber fol- 
genges Im Jahre 1930 stellte sich der Reichsetat auf 9,9 
lliarden Mark, im Jahre 1931 nur noch auf 7,9 Milliarden, 
also um rund 25 % sind Einsparungen gemacht. Hier im Saarge- 
biet stellen sich die RRERF Une nur auf 15 Prozent. Es 
liegt kein Grund vor, daß die DEP rUmgeromm Ba 00 nicht 
daran geht, die restlichen 10 % hier auch noch einzusparen. 
as würde nach dem letzten Etat 53,9 Millionen Franken aus- 
machen. Ich sehe nicht ein, warum man aus der Bevölkerung 
den letzten Pfennig herauszupressen versucht, während es 
doch andere Tlege genug gibt. a 
i Hinsichtlich der Steuervorlagen im einzelnen ver- 
weise ich auf einen Antrag meiner Partei, daß Kleinkraft- 
fahrzeuge, die Invaliden gehören, steuerfrei bleiben sollen, 
um doch in etwa ihre körperlichen Mängel auszugleichen. 
usammenfassend habe ich zu sagen: Wir sind der 
Auffassung, daß die gesamten Steuervorlagen nicht nötig sind, 
wenn die hHegierungskommission dafür sor daß die Einspa- 
rungen, die möglich sind, vorgenommen werden und wenn außer- 
dem der französische Staat in der PESSFLERR Weise dazu 
herangezogen wird, daß das gesamte Budget unseres Gebietes 
und unserer Gemeinden eine Erleichterung erfährt. Geschieht 
das, dann ist es nicht erforderlich, Steuern in der gefor- 
derten Höhe zu bewilligen. Wir lehnen das ganze Steuerbudget 
ab. 
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Vorsitzender: Das "ort hat Herr Staatskommissar Kuchenbecker! 


Staatskommissar Kuchenbecker: Meine Dame und meine Herren! In den 


usführungen zu den BUADRTEOT BERN wurde ‚angedeutet, die 
egierungskommission habe im Jahre 1927 Überschüsse aus 
Steuern durch Gewährung von MERLS SE LRLSUTAERE und dergl. 
verwirtschaftet. Die Ministerialzulagen sind nach dem Vor- 
bilä des Reiches am 1.Oktober 1927 zwecks Herbeiführung 
der Gleichstellung mit den Reichsbeamten eingeführt worden. 
m Rahmen derselben Kritik ist gesagt worden, die Begren- 
zung des Pecules auf ein Jahresgehalt sei gestrichen wor- 
den. Eine solche Bergen sung hat indessen nie bestanden. 
Das P&ecule ist eine Pensionsabfindung. Es liegt auf der 
and, daß ein Jahresgehalt diesem Maßstab nicht entspricht. 

Mit der angeblich rigen 2 Vermehrung des Auto- 

arks der Regierungskommission verhält es sich nach meinen 

nformationen so, daß 1927 eine Reihe neuer lagen ange- 
schafft worden sınd, um die alten BE AaNE ven agen zu 
ersetzen. Bei Einrichtung der Verwaltung des Saargebietes 
waren aus Sparsamkeitsgründen eine Anzahl alter Magen ge- 
kauft worden. Eine VerBahrune der Zahl_der Nagen ist m.M. 
nicht oder nur in geringem Umfang erfolgt. 

Eine Schaffung neuer Stellen hat nur insoweit statt- 
gefunden, als die Vermehrung der Arbeitslast die Schaffung 
neuer Stellen notwendig gemacht hat. _ | 

‚Es trifft auch nicht zu, daß die Regierungskomnis- 
sion bei der Vorlage der indirekten Steuern den Landesrat 
er in Zweifel gelassen hat, daß neue Steuern folgen 
würden. a 

Yo die Überschüsse der Regierungskommission hinge- 
kommen sind, weist der Mantelbericht zu den Steuervorlagen 
aus, nach dem zum Ausgleich des Haushalts im Jahre 1931 
37,5 Millionen Franken und für 1982 48 Millionen Franken 
Reserven zugeschossen werden mußten. Die ei Fe Dauer 
der wirtschaftlichen Krise hat, wie im Nantelbericht ausge- 
führt, trotz_umfangreicher Sparmaßnahmen eine derartige 
Senkung der Einnahmen und Erhöhung der Ausgaben herbeige- 
führt, daß die schleunige Einführung der vorgelegten Steu- 
ervorlagen zur Herbeiführung des Gleichgewichts im Haushalt 
notwendig wurde. 


(Zuruf des Abg. Schmelzer (DSV): Die Frage wegen der 
Kapitalreserven ist noch nicht beantwortet worden.) 


Doch,Herr Schmelzer, die Frage ist beantwortet worden. Es 
ist lediglich nicht angegeben worden, wo die Beträge ange- 
legt sind. Ich habe schon in der Kommissionssitzung erklärt, 
daß es nach Ansicht der Regierung nirgends üblich ist,darü- 
ber Auskunft zu geben. 

Der Herr Abgeordnete Lorenz hat wegen des Verbots 
der BEN Feragı tuge ausgeführt, die Zeitung sei_ verboten 
worden wegen der Stellungnahme zu den Steuervorlagen. Die 
Arbeiterzeitung ist verboten worden, einmal wegen Beschimp- 
fung von Mitgliedern der Regierungskommission und zweitens 
wegen Aufreizung der verschiedenen Teile der Bevölkerung 
gegeneinander. 


(Zuruf des Abg. Lorenz (KP): In der Begründung heißt 
es doch so !) 
Als Rechtsmittel gegen das Verbot stand die Beschwerde an 
das 0.V.G. offen. Eine solche Beschwerde ist nicht einge- 
leet worden. Die Regierungskommission sieht sich daher nicht 
in der lare, das‘ Verbot aufzuheben. 
n der Fantasie des Abgeordneten Lorenz wachsen 
die P&culebeträge von Ioche zu Toche. Er hat_einen Fall 
zitiert, daß ein Beamter 750 000 Franken an Pecule be KDEnen 
aben 
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haben soll. In der Kommissionssitzung waren es nur 450 _000.- 


Franken. Ferner ist behauptet worden, daß P&cule plus Pension j 
gewährt werde. | 


(Zuruf des Abe. Hey(KP): Was hat Milton mitgenommen?) 


Das trifft nicht zu. Ich bin nicht darüber informiert, wenn 
Sie die Frage drei Tage vor der TOLLE SERBE gestellt hätten, 
zur 10 mir möglich gewesen, Ihnen eine Antwort darauf zu 
erteilen. 


(Unverständliche Zwischenrufe der Kommunisten) 
- Glocke des Vorsitzenen - 


orsitzender: Es ist nicht üblich, den Herrn Staatskomnissar zu 
unterbrechen. 


taatskommissar fortfahrend: Herr Petri hat gefragt, welche Gemein- 

en als hilfsbedürftig angesehen werden. Ich habe folgende 
Auskunft darüber erhalten: Die Frage des Abgeordneten Petri, 
welche Gemeinden als hilfsbedürftig anerkannt werden wollen, 
namentlich von der Höhe welchen U IRESDRTEOS an, läßt sich 
he > nicht beantworten. an gegi ist hierzu einerseits der 

berblick über das Ergebnis aus den neuen Steuervorlagen. 
Voraussetzung hierfür ist zunächst die endgültige Beschluß- 
zansane über die Steuervorlagen. Auf der anderen Seite steht 
der Bedarf der Gemeinden noch nicht fest. Die Voranschläge 
sind noch nicht sämtlich vorgelegt, eine Reihe von Gemeinden 
ist& mit der Beschlußfassung über den bisherigen Haushalt 
noch nicht zu Ende gekommen. Ein anderer Teil der Haushalts- 
pläne befindet sich noch im Prüfungsstadiun. 

Der Abgeordnete er ring at bei der Nachprüfun 
der Umsatzsteuer der Grubenverwaltung anscheinend übersehen, 
daß die Ausfuhr nach dem Reich, nach der Schweiz und nach 
Italien umsatzsteuerfrei ist. Umsatzsteuerpflichtig ist nur 
der Verkauf nach dem Saargebiet und Frankreich. 


1 
N) 
: 
< 
= 
= 
KR 
KK 
. n 
ig 
Zr 
Ri r 
W 
an 
Uy 
Z0 
Es 
Eu» 
N 
h n 
zY 
I 
® 


Worsitzender: Es liegen noch eine Reihe Anträge vor. Ich schlage 
nen vor, dieselben in der Vollversammlung am Freitag be- 
handeln zu wollen 


Es erhebt sich kein Viderspruch, Sie sind damit ein- 
verstanden. 


Ich schließe die Sitzung ( 13 Uhr 30 Min.). 


PX 





